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Europawahl
Europa wählt: Vom 23. bis zum 26. Mai 2019 fi nden die Wahlen zum 
 Europäischen Parlament statt. Auch in der Sozial- und Gesund-
heitspolitik fallen auf europäischer Ebene Entscheidungen, die für 
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v om 23. bis 26. Mai wird in 
Europa gewählt. Etwa 400 Mil-
lionen Bürger von 27 Mitglied-
staaten (ohne Großbritannien) 
sind aufgefordert, ihre Vertre-
terinnen und Vertreter in das 
Europäische Parlament (EP) 
zu wählen. Die Wahl wird 

schon als Schicksalswahl bezeichnet, denn 
immer mehr Rechtspopulisten und EU-Geg-
ner agieren gegen Europa. Als überzeugte(r) 
Europäer(in) ist es daher wichtig, sich an der 
Wahl zu beteiligen und damit auch Europa 
eine Stimme zu geben. 

Auf eine starke Mobilisierung der Bür-
gerinnen und Bürger hofft auch die Associa-
tion Internationale de la Mutualité (AIM) mit 
Christian Zahn, der seit 2014 Präsident dieses 
internationalen Dachverbandes von Kranken-
versicherern auf Gegenseitigkeit ist. Die AIM
hat zusammen mit der französischen Fédéra-
tion Nationale de la Mutualité Française ein 
(sehr lesenswertes) Manifest veröffentlicht, 
das zu einem sozialeren, solidarischeren und 
integrativeren Europa aufruft. Ein wichtiges 
Anliegen vor dem Hintergrund der wirt-
schafts-, sozial- und geopolitischen Verände-
rungen in Europa. Und auch wenn die Gesund-
heitspolitik für die Parteien in Deutschland 
nicht die oberste Priorität hat, so stehen in 
diesem Politikfeld wichtige Themen an: zum 
Beispiel die Entwicklung von EU-Standards 
für digitale Anwendungen wie der elektroni-
schen Patientenakte (ePA), die Steuerung des 
Arzneimittelmarktes auf europäischer Ebene 
durch eine effektive Nutzenbewertung oder 
die Bekämpfung antimikrobieller Resistenzen 
durch einen gemeinsamen Aktionsplan, wie 
die EU-Abgeordneten Dr. Peter Liese (CDU) 
und Tiemo Wölken (SPD) im Interview mit 
ersatzkasse magazin. darlegen. 

In Deutschland diskutiert die Kran-
kenkassenwelt derzeit über den Entwurf 

eines Gesetzes für eine faire Kassenwahl 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Faire-Kassenwahl-Gesetz – GKV-FKG). Der 
Gesetzentwurf orientiert sich an den beiden 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesversicherungsamt (BVA) und 
sieht neben der dringend notwendigen Wei-
terentwicklung des morbiditätsorientierten 
Risikostrukturausgleichs (Morbi-RSA) auch 
eine Neugestaltung des Wettbewerbsrahmens 
für die gesetzlichen Krankenkassen vor. Dazu 
gehören die Öffnung aller Krankenkassen 
sowie die Einführung einer einheitlichen 
Aufsicht. Die Ersatzkassen unterstützen das 
Gesamtpaket, denn es sorgt dafür, dass der 
Wettbewerb wieder in die richtigen Bahnen 
gelenkt wird.

Um Stärkung der Elternkompetenz geht 
es bei neuen Merkblättern und Filmen zur 
seelischen Entwicklung von Kindern. Die 
gesetzlichen Krankenkassen haben gemein-
sam mit ärztlichen Organisationen, der Deut-
schen Liga für das Kind, der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung sowie dem 
Nationalen Zentrum Frühe Hilfen Infoblät-
ter entwickelt, die den Eltern in den Kin-
derarztpraxen bei den U1- bis U9-Vorsorge-
untersuchungen mitgegeben werden. Gesund 
aufwachsen bedeutet eben mehr als nur 
 körperliches Wohlbefinden. In der Kindheit 
wird der Grundstein für die seelische Ent-
wicklung gelegt. 

Und nun, liebe Leserinnen und Leser, 
lassen auch Sie mal die Seele baumeln bei 
hoffentlich frühlingshaften Temperaturen. 
Aber vergessen Sie nicht. Am 26. Mai wird in 
Deutschland gewählt!

Ihre

Michaela Gottfried

Ihre

Michaela Gottfried

 EDITORIAL 

Liebe Leserinnen 
und Leser,

Michaela Gottfried
Abteilungsleiterin 
 Kommunikation beim vdek 
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INTERVIEW

„Patienten noch 
besser vor fehlerhaften 

 Produkten schützen“
Zu den Abgeordneten im Parlament der Europäischen Union (EU) 

 gehören auch Dr. Peter Liese (CDU) und Tiemo Wölken (SPD). 
Im Interview mit ersatzkasse magazin. erläutern die Parlamen tarier 

ihre Positionen zu dringlichen Themen der europäischen Gesund-
heitspolitik, etwa der Qualitätssicherung von Medizinprodukten, 

 explodierenden Kosten im Arzneimittelbereich und der länderüber-
greifenden Digitalisierung. Dabei betonen sie den Stellenwert des EU-

Parlaments und damit auch die Bedeutung jeder einzelnen Stimme. 

IM FOKUS

Seelisch gesund aufwachsen
In den letzten Jahren ist es zu einem deutlichen Wandel im Krank-
heitsspektrum gekommen. Dieser zeigt sich in einer Verschiebung 
von den somatischen hin zu den psychischen Störungen bereits 
im Kindesalter. Um dem entgegenzusteuern, ist es wichtig, Eltern 
zu informieren, wie sie zu einer gesunden seelischen Entwicklung 
 ihrer Kinder beitragen können. Mit den Merkblättern „Seelisch 
gesund aufwachsen“ wollen die gesetzlichen Krankenkassen und 
ihre Partner die Eltern dabei unterstützen, die Bedürfnisse  ihres 
Kindes zu erkennen und zu verstehen. 



TITELTHEMA

Europawahl
Vom 23. bis zum 26. Mai 2019 fi nden innerhalb der Europäischen 
Union (EU) die Wahlen zum Europäischen Parlament (EP) statt. 
Rund 400 Millionen Bürger in insgesamt 27 Mitgliedstaaten sind 
aufgerufen, die zukünftig 705 Sitze des EP durch ihre Stimmab-
gabe neu zu besetzen. Die Parteien haben sich in ihren Wahlpro-
grammen positioniert. Zugleich rufen die Fédération Nationale 
de la Mutualité Française (FNMF) und die Association Internati-
onale de la Mutualité (AIM) in einem gemeinsamen Manifest zu 
 einem sozialeren, solidarischeren und integrativeren Europa auf. 

3

/54ersatzkasse magazin.
2/2019 



G-BA

Innovationsfonds 
läuft weiter
In einem ersten Zwischenbericht zum Inno-
vationsfonds hat das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) Ende März 2019 eine posi-
tive Bilanz gezogen. Der Innovationsfonds 
habe sich als Förderinstrument gut etabliert 
und sei grundsätzlich geeignet, zur Weiter-
entwicklung der Versorgung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) beizutragen. 

Das BMG hatte die Prognos AG mit der wis-
senschaftlichen Auswertung der Förderun-
gen aus dem Innovationsfonds beauftragt. 
Hieraus geht hervor, dass die Förderung über 
das Jahr 2019 hinaus mit einem Volumen 
von jährlich 200 Millionen Euro fortgesetzt 
werden soll. Hauptziel ist es, erfolgreiche 
Versorgungsansätze zügig in die Regelversor-
gung zu überführen. Der Gesetzgeber hatte 
den Innovationsfonds im Jahr 2015 mit dem 
GKV-Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-VSG) 
geschaffen. 

Im Förderzeitraum von 2016 bis 2018 haben 
290 Projekte eine Förderung im Volumen von 
insgesamt 820 Millionen Euro erhalten. Die 
laufenden Förderprojekte erproben eine 
Vielzahl unterschiedlicher Ansätze neuer Ver-
sorgungsformen und Versorgungsforschungs-
projekte. Auch die Ersatzkassen sind mit 
vielen geförderten Projekten dabei, etwa mit 
dem Programm RESIST, das Ärzte für einen 
adäquaten Antibiotikaeinsatz bei akuten 
Atemwegsinfektionen sensibilisiert, sowie mit 
SaarPHIR (Saarländische Pflegeheimversor-
gung integriert regelhaft). Das Projekt zielt 
ab auf die Verbesserung der Versorgung von 
Patienten in Pflegeeinrichtungen, indem nie-
dergelassene Ärzte in der Bildung regionaler 
Versorgerteams unterstützt werden. 

Der beim Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) angesiedelte Innovationsfonds soll 
dazu beitragen, die Gesundheitsversorgung in 
Deutschland zu verbessern. Er finanziert sich 
aus GKV-Mitteln.  nj

Die aktuelle Zahl

Milliarden Euro Minus hat die Pflegever
sicherung im vergangenen Jahr gemacht 
und auf ihre Finanzreserve zurückgreifen 
müssen. Diese schmolz auf etwa 3,37 Milli-
arden Euro. Ende 2017 betrug die Rück- 
lage noch 6,9 Milliarden Euro.

 3,5

BMG

Kommission zum 
Verbot der Konver
sionstherapien
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) hat am 10. April 2019 die Mitglieder 
einer Fachkommission berufen, die Vor-
schläge für ein wirksames Verbot von soge-
nannten Konversionstherapien erarbeiten 
soll. Die Kommission wird fachlich von der 
Bundesstiftung Magnus Hirschfeld begleitet.

Jens Spahn: „Homosexualität ist keine Krank-
heit und nicht therapiebedürftig. Deswegen 
bin ich für ein Verbot der Konversionsthe-
rapie. Das rechtlich zu regeln, ist aber nicht 
so einfach. Doch ich bin sicher, dass die 
Fachkommission dazu gute und tragfähige 
Lösungsansätze entwickeln wird. Auf dieser 
Grundlage werden wir dann schnell entschei-
den, wie und was wir in Deutschland umset-
zen können.“ Zu zwei ganztägigen Workshops, 
die im Mai und Juni stattfinden sollen, wer-
den neben namhaften Vertretern aus Politik 
und Wissenschaft auch Betroffene von soge-
nannten Konversionstherapien eingeladen. 
Auch Institutionen aus dem Ausland, die mit 
gesetzlichen Verboten bereits Erfahrungen 
gesammelt haben, sollen an dem Fach- und 
Erfahrungsaustausch teilnehmen.

Einen Abschlussbericht der Bestandsauf-
nahme wird das Bundesministerium für 
Gesundheit gemeinsam mit der Bundesstif-
tung Magnus Hirschfeld voraussichtlich im 
Herbst veröffentlichen.  pm

PERSONALIEN

Wechsel im 
GKV-Vorstand

Am 19. März 2019 hat 
der Verwaltungsrat des 
GKV-Spitzenverbandes 
einstimmig entschieden, 
Gernot Kiefer ab 1. Juli 
2019 die Funktion des 

stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden 
zu übertragen. Damit ist die Nachfolge von 
Johann-Magnus v. Stackelberg geregelt, der 
am 30. Juni 2019 in den Ruhestand geht.

Gernot Kiefer ist seit dem 1. April 2010 
Mitglied des Vorstandes des GKV-Spitzen-
verbandes. Seine neue Funktion wird er im 
Sommer dieses Jahres übernehmen. Seine 
bisherige Position als Vorstandsmitglied 
wird ab dann von Stefanie Stoff-Ahnis 
wahrgenommen, die als Nachfolgerin von 
Johann-Magnus v. Stackelberg neu in den 
Vorstand einzieht.  pm

Neuer PKV-Direktor
Der langjährige Geschäfts-
führer und Leiter der 
Rechtsabteilung des Ver- 
bandes der Privaten Kran- 
kenversicherung (PKV), 
Florian Reuther (43), hat 

zum 1. März 2019 das Amt des Direktors und 
geschäftsführenden Vorstandsmitglieds 
des Verbandes übernommen. Er folgt damit 
Volker Leienbach nach, der nach 17 Jahren 
an der Spitze in den Ruhestand getreten ist. 

 pm
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VDEK-FRÜHLINGSFEST

Morbi-RSA-Reform zentrales 
Gesprächsthema

Am 20. März 2019 hat der Verband der 
Ersatzkassen e. V. (vdek) zu seinem traditio-
nellen Frühlingsfest geladen. Mehrere Hun-
dert Gäste aus Politik und Gesundheitswe-
sen tauschten sich in der Verbandszentrale 
in entspannter Atmosphäre und bei gutem 
Essen über aktuelle Themen aus. Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hielt 
ein Grußwort.

Eröff net wurde der Abend von der vdek-Vor-
standsvorsitzenden Ulrike Elsner, die in ihrer 
Rede das große Engagement des Ministers 
hervorhob. „Wir fi nden es gut, dass über die 
Regeln des Terminservice- und Versorgungs-
gesetzes die Benachteiligung von Kassen-
patienten bei der Terminvergabe nun hof-
fentlich der Vergangenheit angehört, dass 
Arztnetze jetzt Medizinische Versorgungs-
zentren (MVZ) gründen dürfen und bei den 
zahnärztlichen MVZ Versorgungsaspekte 
in den Mittelpunkt gestellt werden.“ Auch 
die Fokussierung des Gesundheitsministers 

auf die Digitalisierung und die Schaf-
fung einer digitalen Infrastruktur für die 
Versicherten entspreche den Zielen der 
Ersatzkassen. Nicht zufrieden war Elsner 
hingegen damit, dass die Bundesregierung 
zu dem Zeitpunkt noch keine Vorschläge 
für die dringend erforderliche Reform des 
morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleichs (Morbi-RSA) gemacht hatte, die 
für einen fairen Wettbewerb unverzichtbar 
sei. Dass Spahn in seinem Grußwort dann 
genau auf diese Forderung einging und auf 
dem vdek-Frühlingsfest erstmalig Details 
zum bereits in der Schublade liegenden 
Gesetzentwurf andeutete, sorgte für das 

Gesprächsthema des Abends. Spahn sprach 
an, dass er nicht nur Maßnahmen für eine 
Reform des Morbi-RSA plane, sondern auch 
den Umbau der Kassenlandschaft und eine 
Änderung des Aufsichtshandelns anstrebe. 
Mittlerweile liegt der Gesetzentwurf für eine 
faire Kassenwahl in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (Faire-Kassenwahl-Gesetz – 
GKV-FKG) vor, doch beim vdek-Frühlingsfest 
mussten die Gäste noch spekulieren. Heute 
ist klar, dass Spahns Andeutungen auf die 
angestrebte bundesweite Öff nung der Regi-
onalkassen und die Schaff ung einer einheit-
lichen Kassenaufsicht durch das Bundesver-
sicherungsamt zielten. Beides wird von den 
Ersatzkassen grundsätzlich begrüßt. nj
> Seiten 14 und 17

PRESSESCHAU

Das schreiben 
die anderen

Eigenanteil deckeln

„Aus der SPD ertönt immer nachdrücklicher 
die Forderung, Heimbewohner vor weiterem 
Kostenanstieg zu schützen, indem ihr Eigen-
anteil gedeckelt wird. Wer zahlt denn dann? 
Diese Frage beantwortet die SPD nicht ehrlich. 
Parteichefi n Andrea Nahles verweist auf die 
erst zum Jahreswechsel erhöhten Beitrags-
sätze. Damit habe Gesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) für Kostensteigerungen vorge-
sorgt. Außerdem verlangt sie einen Zuschuss 
vom Bund, Steuererhöhungen seien nicht 
erforderlich. Wer das glaubt, wird selig.“

Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8.4.2019 

Faire-Kassenwahl-Gesetz

„Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hat 
bereits Geschick bewiesen, sich SPD-Erfolge 
an die eigene Brust zu heften. Ein Beispiel 
ist die Senkung der Krankenversicherungs-
beiträge für Arbeitnehmer. Auch sonst ist 
er lernfähig, wenn er sich davon Erfolge 
verspricht. Nachdem Franziska Giff ey (SPD) 
es mit ihrem Gute-Kita-Gesetz geschaff t 
hatte, sogar Referentenentwürfe bürgernah 
zu verkaufen, nannte Spahn sein komplexes 
Regelwerk zu Versicherungsfi nanzen das 

‚Faire-Kassenwahl-Gesetz‘.“

Süddeutsche Zeitung, 6.4.2019

Psychotherapie

„Kassenfi nanzierte PsychotherapeutInnen 
können aber nicht die gesellschaftlichen 
Defi zite im Erziehungswesen, in der Arbeits-
welt und in den Familien auf Dauer großfl ä-
chig reparieren. Wer aufgrund von Stress 
im Job krank wird, braucht eine tolerantere 
Arbeitswelt.“

die tageszeitung, 19.3.2019
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GKV-SPITZENVERBAND

Selbstverwaltung 
stärken
In einer Erklärung vom 19. März 2019 fordert 
der Verwaltungsrat des GKV-Spitzenverban-
des die Politik auf, die im Koalitionsvertrag 
vorgesehene Stärkung der Selbstverwaltung 
umzusetzen. Die soziale und gemeinsame 
Selbstverwaltung seien die tragenden Säu-
len der deutschen Sozialversicherung, die 
soziale Selbstverwaltung das Erfolgsmodell 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Die 
Ausgestaltung der sozialen Sicherung durch 
Vertreter der Betroffenen sicherten nicht nur 
die Vertretung und Einbeziehung von Interes-
sen im Sozialstaat, sondern sorgten auch für 
eine patienten- und versichertenorientierte, 
praxisnahe sowie verantwortliche Gestaltung 
insbesondere des Gesundheitswesens.

Bereits in den letzten Jahren sei der Auf-
gabenbereich der Selbstverwaltung durch 
gesetzgeberische Entscheidungen sukzessive 
eingeschränkt worden, was nicht notwendig 
gewesen sei, denn die soziale Selbstverwal-
tung der Krankenkassen und ihrer Verbände 
sei mit ihren Kompetenzen immer verant-
wortungsvoll umgegangen. Dennoch seien 
aktuell weitere tiefgreifende Einschnitte in 
den Aufgabenbereich der Selbstverwaltung 
vorgesehen. 

Mit dem vom Deutschen Bundestag verab-
schiedeten Terminservice- und Versorgungs-
gesetz werde eine gravierende Umgestaltung 
der Gesellschafterstruktur der gematik 
vorgenommen. Mit der Übernahme von 
51 Prozent der Gesellschafteranteile durch 
das Bundesministerium für Gesundheit werde 
die gemeinsame Selbstverwaltung faktisch 
ausgeschaltet und die Beitragszahler der 
gesetzlichen Krankenkassen enteignet. Die 
gematik werde damit zu einer nachgeordne-
ten Behörde, die Finanzierung erfolgt aber 
weiterhin aus Mitteln der Beitragszahlenden. 
Dies ist aus Sicht des Verwaltungsrates nicht 
akzeptabel und wird entschieden abgelehnt. 

 pm
www.gkv-spitzenverband.de

BREXIT

Versorgungseng
pässe bei Medizin-
produkten
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU)  
hat laut eines Berichts des Handelsblattes 
vom 28. März 2019 in einem Brief an die Euro- 
päische Kommission vor möglichen Ver-
sorgungsengpässen bei wichtigen Medizin-
produkten gewarnt. Kommt es zu einem 
ungeordneten Austritt Großbritanniens aus 
der Europäischen Union (EU), könnte es auch 
zu Versorgungsproblemen in Deutschland 
kommen. Zahlreiche Implantate, Herzschritt-
macher oder Produkte zur Untersuchung von 
Blutproben benötigten nach einem ungeord-
neten Brexit eine neue Zulassung. Es sei davon 
auszugehen, dass zehntausende Medizinpro-
dukte ihre formelle Verkehrsfähigkeit verlieren 
und damit dem europäischen Markt nicht 
mehr zur Verfügung stünden, warnt Spahn. 

Medizinprodukte werden von „Benannten 
Stellen“ zugelassen, in Deutschland sind 
das TÜV-Gesellschaften oder Dekra. Die 
Zulassung gilt dann für den gesamten EU-
Markt. Viele Hersteller haben ihre Produkte 
in Großbritannien zugelassen, doch die bri-
tischen Zertifikate würden bei einem Brexit 
ihre Zulassung verlieren. Die Produkte dürften 
dann in der gesamten EU nicht mehr in den 
Verkehr gebracht werden. Eine Übertragung 
des Zertifizierungsverfahrens würde nicht vor 
Ende 2019 abgeschlossen sein. 

Spahn fordert die Kommission und andere 
Mitgliedstaaten auf, einen Krisenplan zu ent-
wickeln. Er plädiert für eine Übergangsrege-
lung und ein beschleunigtes Neuzulassungs-
verfahren für die bereits in Großbritannien 
zertifizierten Produkte.  pm

QUALITÄTSAUSSCHUSS PFLEGE

Grünes Licht für  
neuen „Pflege-TÜV“
Der erweiterte Qualitätsausschuss Pflege 
hat einstimmig die Darstellung der Ergeb-
nisse der externen Qualitätsprüfungen und 
der Ergebnisse des indikatorengestützten 
Verfahrens in den stationären Pflegeein-
richtungen beschlossen. Damit steht fest, 
in welcher Form sich Pflegebedürftige und 
deren Angehörige künftig über die Qualität 
von Pflegeeinrichtungen informieren können. 
Unter Leitung des unparteiischen Vorsitzen-
den Mario Junglas hatte sich der erweiterte 
Qualitätsausschuss Pflege in seiner Sitzung 
am 19. März 2019 mit der Qualitätsdarstel-
lungsvereinbarung befasst und die zwischen 
den Leistungsträgern sowie den Verbänden 
der Leistungserbringer auf Bundesebene 
noch strittigen Punkte diskutiert. 

Die Qualitätsdarstellungsvereinbarung wird 
auf der Homepage der Geschäftsstelle des 
Qualitätsausschusses Pflege online zum 
Download bereitgestellt. Damit ist der Weg 
für die weitere Umsetzung des neuen Quali-
tätsprüfungssystems in der stationären Pflege 
frei. Die neuen Qualitätsinformationen 
werden den gesetzgeberischen Vorgaben 
entsprechend ab Anfang 2020 veröffentlicht. 

 pm
www.gs-qsa-pflege.de

Einsicht des Monats

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) zum Thema „Darf der Staat sich im 
Namen der Gesundheit in unser Leben ein
mischen?“ am 5.4.2019 in Die Welt

„Wir können den Leuten nicht 
alles vorgeben. Wir brauchen 
alle in einem Boot: Die Her-
steller von Nahrungsmitteln 
müssen ebenso Verantwortung 
übernehmen wie jeder Einzelne. 
Das gilt bei Tabak und Alkohol 
ebenso wie bei Zucker und Fett.“
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E ine umfangreiche Web-
seite, zahlreiche Social-
Media-Aktivitäten, intensive 
Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit: Die auf vier Jahre an- 
gelegte Initiative geht über 
die früheren Kommunika-
tionsaktivitäten zwischen 

Sozialwahlen weit hinaus. Kontinuierlich und 
durchgehend bis zur nächsten Sozialwahl 2023 
wollen die Träger über Aufbau, Funktion und 
Nutzen der Sozialen Selbstverwaltung infor-
mieren. Ziel der Maßnahmen ist es, ihre Arbeit 
noch transparenter zu machen und das Thema 
zwischen den Sozialwahlen im öffentlichen 
Bewusstsein wach zu halten. Die neue Infor-
mationsinitiative schließt an die vergangene 
Kampagne zur Sozialwahl 2017 und die inten-
sive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der letz-
ten Monate zur Sozialen Selbstverwaltung an. 
Sie soll nahtlos in die Kampagne zur Sozial-
wahl 2023 überleiten.

Im Mittelpunkt der neuen Initiative steht 
das Portal www.soziale-selbstverwaltung.de. 
Die Internetseite richtet sich an eine breite 
Öffentlichkeit – insbesondere aber an Wahlbe-
rechtigte, Medien und Politik. Nutzer finden 
auf der Seite, wie schon auf www.sozialwahl.de,  
unter anderem aktuelle Presseartikel und 
Interviews mit Selbstverwalterinnen und 
Selbstverwaltern zu aktuellen Themen der 
Selbstverwaltung – wie die Sicherheit von 
Medizinprodukten, Organspende, die Arbeit 
in den Widerspruchsausschüssen oder 

Frauengesundheit. Ziel ist es zu zeigen, wie 
sich die Selbstverwaltung für die Versicher-
ten, Rentner und Arbeitgeber stark macht. 
Zum Start der Plattform steht das Thema 
Digitalisierung im Gesundheitswesen im 
Mittelpunkt. Zudem enthält das neue Weban-
gebot viele Hintergrundinformationen rund 
um die Soziale Selbstverwaltung. Weiter-
entwickelt und erprobt werden sollen neue 
Dialog-Formate: Nutzer der Website können 
über Kontaktformulare Selbstverwalterin-
nen und Selbstverwalter zu verschiedenen 
Themen befragen. Natürlich stehen sie auch 
den Medien als Interviewpartner für Gesund-
heitsthemen zur Verfügung.

Die Kommunikation über das neue 
Internetportal wird durch Social Media-
Maßnahmen ergänzt, zum Beispiel durch 
bebilderte Tweets oder interaktive Facebook-
Aktionen. So sollen insbesondere jüngere 
Versicherte angesprochen werden.

Nach dem Start der Website sind in 
den nächsten vier Jahren viele weitere 
Maßnahmen im Rahmen der Informations
initiative geplant. Darunter Aktivitäten zur 
Jugendkommunikation und andere Leucht-
turmprojekte. 
www.soziale-selbstverwaltung.de

INFORMATIONSINITIATIVE

 Neue Website über 
Soziale Selbstverwaltung
TK, BARMER, DAK-Gesundheit, KKH, hkk, HEK, der vdek und  
die Deutsche Rentenversicherung Bund haben ihre neue Website  
www.soziale-selbstverwaltung.de online gestellt. Damit gaben  
sie den offiziellen Startschuss für ihre bundesweite Informations- 
initiative zur Sozialen Selbstverwaltung. 

/ Text / Tobias Kurfer und Nadiya Romanova

Tobias Kurfer
Abteilung Kommunikation 
beim vdek

Nadiya Romanova
Abteilung Kommunikation 
beim vdek
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MDK-PFLEGEBEGUTACHTUNG

Wie zufrieden  
 sind die 
Versicherten?
Seit 2014 befragen die Medizinischen Dienste der 
Krankenversicherung (MDK) Versicherte, die 
einen Antrag auf Pflegeleistungen gestellt haben, 
nach ihrer Zufriedenheit mit der MDK-Pflege
begutachtung. Die bundesweiten Ergebnisse wer-
den jährlich vom Medizinischen Dienst des GKV-
Spitzenverbandes (MDS) veröffentlicht. Wie sich 
die Zufriedenheit der Versicherten in den vergan-
genen fünf Jahren entwickelt hat, zeigt die aktuelle 
Analyse eines Marktforschungsunternehmens im 
Auftrag des MDS. 

/ Text / Markus Kühbauch und Frank Opitz

W enn der MDK Men-
schen, die einen 
Antrag auf Pfle-
geleistungen bei 
der Pf legekasse 
gestellt haben, 
zu Hause oder in 
einer Pflegeein-

richtung besucht, bekommen mindestens 
2,5 Prozent dieser Versicherten ein paar Tage 
nach der Pflegebegutachtung einen Fragebo-
gen mit insgesamt 19 Fragen zugeschickt. Im 
Jahr 2018 besuchte der MDK knapp zwei Mil-
lionen Antragsteller. In 16 Fragen zu verschie-
denen Aspekten können die Versicherten ihre 
Zufriedenheit mit drei Antwortmöglichkeiten 
ausdrücken: zufrieden, teilweise zufrieden 
oder unzufrieden. Die Fragen betreffen die 
Vorbereitung des MDK-Besuches, die Durch-
führung der Pflegebegutachtung, den per-
sönlichen Kontakt und das persönliche Auf-
treten der MDK-Gutachter. Außerdem haben 
die Befragten die Möglichkeit, Lob und Kritik 
in Form von Kommentaren abzugeben. Über 
die Abfrage der Zufriedenheit hinaus fragt 
der MDK, wie wichtig die einzelnen Aspekte 
den Versicherten sind. Die Angeschriebe-
nen zeigen großes Interesse, ihr Feedback zu 
geben. Etwa 40 Prozent der Fragebögen kom-
men ausgefüllt zurück. Für die Fünf-Jahres-
Analyse wurden die Ergebnisse von insge-
samt 91.089 ausgefüllten Fragebögen seit 2014 
ausgewertet.

Hohes Maß an Versicherten­
orientierung attestiert

Pflegebedürftige, ihre Angehörigen und 
gesetzlichen Betreuungspersonen sind 
zufrieden mit der Pflegebegutachtung und 
attestieren dem MDK ein hohes Maß an Ver-
sichertenorientierung. In den vergangenen 
fünf Jahren ist die Gesamtzufriedenheit der 
Versicherten von 85,9 Prozent Zufriedenen im 
Jahr 2014 auf 87,7 Prozent Zufriedene im Jahr 
2018 gestiegen. Damit ist es dem MDK gelun-
gen, die Qualität seiner Dienstleistungen für 
die Versicherten im Begutachtungsverfahren 
zu verbessern.

In den vergangenen fünf Jahren waren in 
allen abgefragten Aspekten der Pflegebegut-
achtung mindestens 80 Prozent der Versicher-
ten zufrieden. Einzige Ausnahme bildete die 
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Frage nach der Zufriedenheit mit der Bera-
tung zur Pflegesituation. Diese beantworteten 
die Versicherten mit etwas weniger als 80 Pro-
zent Zufriedenheit. Besonders zufrieden sind 
die Versicherten mit dem ersten Eindruck des 
MDK. Im Untersuchungszeitraum sagen zwi-
schen 90 und 95 Prozent, dass sie mit der Ter-
minvereinbarung und dem Anmeldeschreiben 
des MDK sowie mit der Freundlichkeit der 
Ansprechpersonen, der Pünktlichkeit und der 
persönlichen Vorstellung der MDK-Gutach-
ter zufrieden sind. Lediglich die Erreichbar-
keit des MDK bei Rückfragen schneidet mit 
81,9 Prozent (2014) bzw. 81,4 Prozent (2018) 
zufriedenen Befragten nicht ganz so gut ab. 

Neues Pflegebegutachtungs­
verfahren wirkt positiv

Die höhere Zufriedenheit der Versicherten 
mit der Pflegbegutachtung haben die MDK 
unter anderem durch allgemeine und gezielte 
Schulungen ihres Personals erreicht. Die 
Untersuchung zeigt, dass sich auch das 2017 
eingeführte neue Pflegebegutachtungsverfah-
ren positiv ausgewirkt hat. Damit können die 
Gutachter ihr pflegefachliches Wissen besser 
in die Begutachtung einbringen und auf die 
Bedarfe der Pflegebedürftigen eingehen. Kog-
nitive und psychische Problemlagen können 
mit dem neuen Pflegebegutachtungsverfah-
ren besser erfasst werden. Das kommt bei 
den Versicherten gut an und wirkt sich auf 
die Bewertung der MDK-Pflegebegutachtung 
positiv aus.

Kompetenz und Vertrauens­
würdigkeit besonders wichtig

Aus Sicht der Versicherten sind all jene 
Gesichtspunkte der MDK-Pflegebegutachtung 
besonders wichtig, die mit dem Ablauf der 
Pflegebegutachtung und dem persönlichen 
Auftreten und Verhalten der Gutachter zu tun 
haben. Ihre Kompetenz, ihre Vertrauenswür-
digkeit und ihr Eingehen auf die individu-
elle Pflegesituation, genügend Zeit und eine 
verständliche Ausdrucksweise sind aus Sicht 
der Versicherten die fünf wichtigsten Aspekte 
– für jeweils mehr als 96 Prozent der Versi-
cherten sind diese Aspekte wichtig. Insofern 
hat die Zufriedenheit mit diesen Aspekten 
für die MDK eine besondere Relevanz. Umso 

erfreulicher ist, dass die Mehrheit der Ver-
sicherten mit diesen Bereichen seit Beginn 
der Versichertenbefragung zufrieden ist. Bei 
den für die Versicherten wichtigsten Aspekte 
lag der Anteil der zufriedenen Versicherten 
2018 zwischen 83 und 91,5 Prozent; im Jahr 
2014 waren es zwischen 80,7 und 89,5 Prozent 
zufriedene Versicherte.

Mehr Beratung gewünscht

Die Analyse aus fünf Jahren Versicherten-
befragung zeigt auch Optimierungsbereiche. 
So wünschen sich die Versicherten, dass die 
MDK-Gutachter noch stärker auf ihre indivi-
duelle Pflegesituation eingehen (83 Prozent 
waren 2018 damit zufrieden) und sie dazu 
mehr beraten sollen (78 Prozent waren 2018 
damit zufrieden). Auch möchten sie, dass der 
MDK stärker auf die Unterlagen eingeht, die 
sie für die Begutachtung zusammengestellt 
haben. Da in vielen Fällen nicht alle Unter-
lagen für die Begutachtung relevant sind, 
arbeiten die MDK daran, noch besser über 
die bereitzustellenden Unterlagen zu infor-
mieren. Bei dem Wunsch nach mehr Beratung 
zur Pflegesituation der Versicherten kommt 
der MDK an seine Grenzen, da dies nicht seine 
Kernaufgabe ist. Die Pflegeberatung liegt vor 
allem in den Händen der Pflegekassen und 
der Pflegestützpunkte in den Kommunen. 

Frank Opitz
Seniorberater bei M+M 
(Marktforschung)

Markus Kühbauch
Fachberater beim MDS

Quelle: Medizinischer Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS)

TOP 5 „Das ist mir wichtig bei der  
MDK-Pflegebegutachtung“

1 Die Kompetenz des Gutachters

2 Die Vertrauenswürdigkeit des Gutachters

3 Das Eingehen auf die individuelle Pflegesituation

4 Genügend Zeit, um die für den Versicherten wichtigen Punkte  
mit dem Gutachter zu besprechen

5 Die verständliche Ausdrucksweise des Gutachters

Fo
to

: M
DS

Fo
to

: M
+M

/ 1110 ersatzkasse magazin. 
2/2019 



REFORM

 Das Psycho-
therapeuten- 
 gesetz wird 
erwachsen
Gut 20 Jahre nach dem Inkrafttreten des Psychothera-
peutengesetzes am 1. Januar 1999 hat der Gesetzgeber 
jetzt mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
der Psychotherapeutenausbildung (PsychThG) eine 
grundlegende Überarbeitung des Psychotherapeuten-
gesetzes vorgelegt. Hierzulande wird die Hälfte aller 
ambulanten Psychotherapien von den Versicherten 
der Ersatzkassen in Anspruch genommen. Daher sind 
das Interesse an einer qualitativ hochwertigen psycho-
therapeutischen Versorgung und die Erwartung an die 
Weiterentwicklung des Psychotherapeutengesetzes 
entsprechend hoch. 

/ Text / Sibylle Malinke

I n Zeiten, in denen alle Gesundheits-
gruppen im Gesundheitswesen um 
Nachwuchs ringen müssen, ist eine 
zeitgemäße Weiterentwicklung 
der Ausbildung zu begrüßen. Im 
Ergebnis muss sie stets gewähr-
leisten, dass die Qualität der Ver-
sorgung gesichert oder verbessert 

wird. Im Kern der vorliegenden Reform stehen 
Änderungen an der Ausbildung zum Psycho-
therapeuten. So wird ein neuer fünfjähriger 
Bachelor-/Masterstudiengang mit anschlie-
ßender staatlicher Prüfung eingeführt, nach 
deren Bestehen die Approbation erteilt wird. 
Bisher waren ein abgeschlossenes Psycholo-
giestudium (alternativ Pädagogik oder Sozi-
alpädagogik für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten) und eine vertiefende 
Weiterbildung in einem vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) anerkannten Richt-
linienverfahren Voraussetzung für den Fach-
kundenachweis und damit Voraussetzung für 
eine vertragsärztliche Tätigkeit. 

Gezielte Vorbereitung

Der Vorteil des neu eingeführten „Direktstudi-
ums“ ist sicherlich, dass die Studierenden von 
Anfang an gezielt auf die Anforderungen als 
Psychotherapeut vorbereitet werden können. 
Inwieweit aber die von der Bundesregierung 
hoch gesteckten Ziele, den Zugang zum Beruf 
des Psychotherapeuten insgesamt gerechter 
und attraktiver zu gestalten, erreicht wer-
den können, bleibt abzuwarten. Denn auf 
der anderen Seite müssen die Studierenden 
zukünftig bereits vor Beginn des Studiums 
die Grundsatzentscheidung treffen, Patien-
ten behandeln zu wollen – bislang war dies 
erst nach Abschluss des Psychologiestudiums 
mit der Wahl einer Weiterbildung in einem 
vom G-BA anerkannten Richtlinienverfahren 
erforderlich.

W eitere berufsrechtlich rele-
vante Änderungen betreffen 
vor allem den Psychothera-
peuten in Ausbildung (PIA), 
dessen Vergütung bislang 

nicht gesichert war. Je nach Ort der Ausbil-
dung erhielten die PIA nicht nur keine Vergü-
tung, sondern mussten sogar noch Gebühren 
an das Ausbildungsinstitut zahlen, wodurch 
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sich viele PIA verschulden mussten. Dieser 
Praxis setzt der Gesetzgeber nun ein Ende. 
Das ist zu begrüßen.

Hingegen kritisch zu sehen ist die 
zukünftige Möglichkeit des Psychothera-
peuten, Ergotherapie und psychiatrische 
Krankenpflege im Rahmen der häuslichen 
Krankenpflege verordnen zu können. Diese 
Ausweitung der Verordnungsmöglichkeit 
der Psychotherapeuten ist nicht nachzu-
vollziehen. Bei der Ergotherapie handelt es 
sich um eine therapeutische Maßnahme, 
die insbesondere im Zusammenhang mit 
schweren somatischen Leiden Anwendung 
findet, beispielsweise bei Schlaganfall- oder 
Herzinfarktpatienten oder bei Menschen mit 
massiven neurologischen Störungen. Hier ist 
kein unmittelbarer Zusammenhang zur psy-
chotherapeutischen Behandlung erkennbar, 
auch wenn Ergotherapie einen ganzheitlichen 
Ansatz verfolgt. Ganz ähnlich sieht es bei der 
Verordnung psychiatrischer Krankenpflege 
aus. Psychotherapeutische Behandlungen 
fokussieren auf die Psyche, im Bereich der 
Psychiatrie wird hingegen unter anderem 
durch den Einsatz von Medikamenten eine 
sowohl auf Psyche als auch auf Soma abzie-
lende Behandlung durchgeführt. Damit wird 
eine Patientengruppe adressiert, die in der 
Regel nicht durch Psychotherapeuten behan-
delt wird. Entsprechend sollte die Verordnung 
der psychiatrischen Krankenpflege Arztgrup-
pen vorbehalten sein, die im unmittelbaren 
inhaltlichen Zusammenhang tätig sind. 

Prüfungs- und Zuständigkeits­
bereich des G-BA

Im Lichte der zum Teil nur noch schwer 
nachvollziehbaren kritischen Debatten in 
der Politik um die Rolle des G-BA ist es sehr 
erfreulich, dass mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf ein zentraler Kritikpunkt aus dem 
Referentenentwurf ausgeräumt wurde. Dieser 
hatte vorgesehen, die psychotherapeutischen 
Verfahren aus dem Prüfungs- und Zustän-
digkeitsbereich des G-BA herauszunehmen. 
In der Folge hätten psychotherapeutische 
Verfahren, die Gegenstand der Weiterbil-
dung sind, weil sie insbesondere vom Wis-
senschaftlichen Beirat Psychotherapie nach 
§ 8 PsychThG als wissenschaftlich anerkannt 
begutachtet wurden, auch im Rahmen der 

vertragsärztlichen Versorgung automatisch 
erbracht werden können. Das G-BA-Verfah-
ren, das regelt, welche psychotherapeutischen 
Verfahren in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) angewendet werden dür-
fen, wäre faktisch ausgehebelt worden. Eine 
Betrachtung der Wirksamkeit und der Wirt-
schaftlichkeit, wie in § 12 SGB V gefordert, 
hätte nicht mehr stattfinden können. 

Die Ersatzkassen haben sich dafür eingesetzt, 
das bisherige G-BA-Verfahren beizubehalten. 
Dem ist der Gesetzgeber gefolgt. Er hat dem 
G-BA sogar darüber hinaus die Möglichkeit 
eingeräumt, den Behandlungsbedarf zu kon-
kretisieren und spezifische Behandlungsem
pfehlungen auszusprechen, und verknüpft  
die Eintragung ins Arztregister wie bisher 
auch an eine Weiterbildung in einem vom 
G-BA anerkannten Verfahren. Auch diese 
Regelung in § 95c SGB V sollte ursprünglich 
gestrichen werden. 

Gut ist auch, dass der Modellstudien-
gang zur Kombination aus Psychotherapie 
und Pharmakologie nicht mehr Eingang in 
das Gesetz findet. So wie dieser im Referen-
tenentwurf angelegt war, hätte er allenfalls 
Psychotherapeuten und Pharmakologen 
„light“ hervorgebracht und die Qualität der 
Versorgung infrage gestellt. 

Patientensicherheit sollte 
explizites Ziel sein

Leider ist der Gesetzgeber der Forderung 
der Ersatzkassen, die Patientensicherheit als 
explizites Ziel in der Aus-, Fort- und Weiter-
bildung aufzunehmen, nicht nachgekommen. 
Auch wenn in der Begründung des Geset-
zes klargestellt wird, dass auch das Thema 
„Patientensicherheit“ zu den Studieninhal-
ten gehört, wäre hier ein klareres Bekenntnis 
seitens der Politik wünschenswert gewesen. 

Zusammenfassend sind mit der vorlie-
genden Fassung der Reform der Psychothe-
rapeutenausbildung wichtige Impulse für 
die zukünftige Ausbildung von Psychothe-
rapeuten zu erwarten. Die Rolle des G-BA 
wird erfreulicherweise gestärkt. Das alles 
lässt darauf hoffen, dass die psychotherapeu-
tische Versorgung der Versicherten weiterhin 
auf qualitativ hohem Niveau gesichert werden 
kann. 

Gut ist, dass 
der Modell
studiengang 
zur Kombi
nation aus 
Psychotherapie 
und Pharma-
kologie nicht 
mehr Eingang 
in das Gesetz 
findet.

Sibylle Malinke
Abteilung Gesundheit 
beim vdek
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MORBI-RSA

Kassen-Finanzaus-
gleich soll Wettbewerb 
gerechter machen
Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) hat am 25. März 2019  
den Entwurf eines Gesetzes für eine faire Kassenwahl in der GKV  
(Faire-Kassenwahl-Gesetz – GKV-FKG) vorgelegt. Dieser stärkt  
den Wettbewerb in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). 

/ Text / Manfred Baumann und Jörg Meyers-Middendorf 

D er Referentenentwurf des 
GKV-FKG ist geeignet, 
eine faire Wettbewerbs-
ordnung zu schaffen. Die 
vorgesehene bundesweite 
Öffnung weiterer Kran-
kenkassen und eine ein-
heitliche Aufsicht schaf-

fen einen einheitlichen Ordnungsrahmen für 
die GKV. Gut ist, dass Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn (CDU) sich die Auffassun-
gen des Wissenschaftlichen Beirates zu eigen 
gemacht hat und die Einführung einer Regio-
nalkomponente ein wesentliches Element bei 
der Weiterentwicklung des Risikostruktur-
ausgleichs (RSA) darstellt. Um faire Wettbe-
werbsbedingungen auch wirklich erreichen zu 
können, müssen die vorgeschlagenen Regelun-
gen zur Weiterentwicklung des morbiditäts-
orientierten Risikostrukturausgleichs (Morbi-
RSA) als Gesamtpaket verabschiedet werden.

Neben den Maßnahmen zur Reform 
des Morbi-RSA sieht das Gesetz auch 

weitreichende Änderungen in den Struktu-
ren des GKV-Spitzenverbandes (GKV-SV) vor. 
Die geplante Zusammensetzung des Verwal-
tungsrates des GKV-SV durch Vorstände der 
Krankenkassen verändert den gesundheits-
politischen Ordnungsrahmen zulasten der 
Sozialen Selbstverwaltung. Damit würde ohne 
Not der den sozialen Frieden prägende Inte-
ressenausgleich zwischen den Partnern der 
Sozialen Selbstverwaltung aufs Spiel gesetzt. 
Außerdem werden die durch demokratische 
Wahlen legitimierten Vertreter durch staat-
liche Eingriffe entmachtet, was nicht ohne 
Folgen für die untergesetzliche Normgebung 
des GKV-SV bleiben wird. Die vorgesehenen 
Regelungen müssen auch im Interesse einer 
hochwertigen gesundheitlichen Versorgung 
zurückgenommen werden.

Die wesentlichen weiteren Regelungen des GKV-
FKG, insbesondere die zum Morbi-RSA, sind 
in der nachfolgenden Übersicht synoptisch 
zusammengefasst:

Dr. Jörg Meyers-Middendorf
Abteilungsleiter Politik/
Selbstverwaltung beim 
vdek

Manfred Baumann
Abteilungsleiter Finanzen/ 
Versicherung beim vdek
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Reformvorschlag Bewertung

Einführung einer Regional- 
komponente in den RSA

Die Ersatzkassen halten die Einführung einer Regionalkomponente für 
zwingend geboten und begrüßen den im Referentenentwurf vorgeleg-
ten Vorschlag. 

Das vorgeschlagene „regional-statistische Direktmodell“ ohne ange-
botsorientierte Faktoren des Wissenschaftlichen Beirats ist ein erster 
wichtiger Schritt zur Einführung einer Regionalkomponente. 

Dauerhaft sollte dieses Modell, wie vom Wissenschaftlichen Beirat 
in seinem Gutachten empfohlen, weiterentwickelt werden. Sachge-
rechte Vorschläge hierzu sind im Gutachten enthalten.

Einführung eines Risikopools

Die Zuweisungen, die Krankenkassen für extrem teure – insbesondere 
akute – Krankheiten erhalten, decken die entstehenden Ausgaben bei 
Weitem nicht ab. Um dem Ziel des Morbi-RSA – nämlich dem Aus-
gleich finanzieller Belastungen zwischen Krankenkassen, die durch 
die Versichertenstruktur verursacht werden, gerecht zu werden –, ist 
es aus Sicht der Ersatzkassen sachgerecht, Hochkostenfälle solida-
risch durch einen Risikopool auszugleichen. 

Die im Referentenentwurf des GKV-FKG vorgeschlagene Regelung, im 
Risikopool Fallkosten ab einer Schwelle von 100.000 Euro auszuglei-
chen mit einem Selbstbehalt von 20 Prozent für die Krankenkassen, 
setzt die richtigen Anreize. 

Durch den Schwellenwert und den Selbstbehalt wird dafür gesorgt, 
dass für die Krankenkassen weiterhin ein Anreiz für wirtschaftliches 
Verhalten besteht.

Einführung eines  
Krankheits-Vollmodells

Die Ersatzkassen halten die Einführung eines Krankheitsvollmodells 
– wie jetzt vorgesehen – nur unter folgenden Voraussetzungen für 
zielführend:

•	 	Wenn ausgeschlossen werden kann, dass die Einnahmeoptimierung 
durch Diagnosebeeinflussung sogar noch ausgeweitet wird.

•	 	Wenn wie jetzt vorgesehen eine Ausdifferenzierung der Morbidität 
analog der existierenden hierarchisierten Morbiditätsgruppen (HMG) 
vorgenommen wird. 

•	 	Wenn die neuen Krankheiten so stark zusammengefasst werden, dass 
das Überdeckungsproblem multimorbider Patienten und das Verzer-
rungsproblem im Griff bleiben.

Zwingend ist, dass durch ein Vollmodell die Über- und Unterdeckun-
gen zwischen den Krankenkassen deutlich abgebaut werden.

Ergänzend sind die Maßnahmen zur Stärkung der Manipulations
resistenz (Manipulationsbremse) mit einzuführen (siehe Seite 16).  
Diese Flankierung des Vollmodells ist zwingend erforderlich. Beides, 
Manipulationsbremse und Vollmodell, können nur als Gesamtpaket 
Erfolg bringen.

/ 1514 ersatzkasse magazin. 
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Reformvorschlag Bewertung

Stärkung der Manipulationsresistenz 
(Manipulationsbremse) des RSA

Die Ersatzkassen begrüßen alle Maßnahmen, die die Manipulations-
möglichkeiten im Morbi-RSA begrenzen. 

Die Einführung von Kodierrichtlinien im Terminservice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) war ein wichtiger Schritt. Es ist zu begrüßen, 
dass ein bereits im TSVG geplanter Änderungsantrag nun erneut im 
Referentenentwurf des GKV-FKG aufgegriffen wird. 

Ziel der nun erneut aufgegriffenen Maßnahme ist es, vertragliche 
Regelungen zwischen Leistungserbringern und Krankenkassen gene-
rell zu unterbinden, „in denen bestimmte Diagnosen als Vorausset-
zung für Vergütungen“ vorgesehen würden.

Die vorgesehene Manipulationsbremse im RSA-Jahresausgleich ist im  
Zusammenhang mit dem Vollmodell (siehe Seite 15) zwingend notwen- 
dig, um die Auffälligkeiten in den Diagnosekodierungen zu beseitigen.

Streichung der Erwerbsminderungs-
gruppen (EMG)

Die Streichung der EMG-Zuschläge wird von den Ersatzkassen 
begrüßt. 

Die Zuweisungen stehen dann richtigerweise zur Verteilung nach 
Alter, Geschlecht und Morbidität zur Verfügung. 

Die im RSA angestrebte Morbiditätsorientierung wird dann konse-
quenter umgesetzt.

Streichung der Programmkosten
pauschale bei Disease-Management-
Programmen (DMP)

Die Ersatzkassen begrüßen die Streichung der DMP-Programmkos-
tenpauschale.

In einem versorgungsneutral ausgestalteten Morbi-RSA haben derart 
gestaltete Zuweisungen aus Sicht der Ersatzkassen grundsätzlich 
keinen Platz.

Einführung von Altersinter
aktionstermen

Altersinteraktionsterme, die durch weitere Zuschläge berücksichtigen 
sollen, dass Krankheiten je nach Alter zu unterschiedlichen Behand-
lungskosten führen, steigern die Zielgenauigkeit des Klassifika
tionsmodells und senken Risikoselektionsanreize gegen bestimmte 
Versichertengruppen (Unterdeckungen insbesondere bei jungen Ver-
sicherten mit RSA-relevanten Erkrankungen und Überdeckungen bei 
multimorbiden älteren Versicherten). 

Die im Referentenentwurf des GKV-FKG vorgeschlagenen Altersin-
teraktionsterme sind aus Sicht der Ersatzkassen methodisch sinnvoll 
und beseitigen Schieflagen bei der Deckung von Versichertengrup-
pen, die zum Teil auch durch Kodierbeeinflussung verstärkt werden.

Versichertenindividuelle Berück
sichtigung von Arzneimittelrabatten  
im RSA

Statt der bisherigen pauschalen Berücksichtigung eines durchschnitt-
lichen Arzneimittelrabattfaktors je Krankenkasse sollen die tatsächli-
chen Arzneimittelausgaben in die Berechnung einfließen. 

Das beseitigt Wettbewerbsverzerrungen auf Krankenkassenebene.

Stärkung von Präventionsanreizen  
durch den RSA

Eine Vorsorgepauschale in den RSA zur Stärkung der Präventions
orientierung aufzunehmen, ist ein positiver Ansatz.
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Ihre Meinung interessiert 
uns! Schreiben Sie uns, was 
Sie von einer bundesweiten 
Öffnung aller Kassen halten. 
redaktion@vdek.com

Ulrike Elsner
Vorstandsvorsitzende 
des vdek

 EINWURF

 Gute Versorgung in der 
Stadt und auf dem Land 
Der Entwurf eines Gesetzes für eine faire Kassenwahl in  
der gesetzlichen Krankenversicherung (Faire-Kassenwahl- 
Gesetz – GKV-FKG) liegt nun vor und geht inhaltlich  
weiter, als viele gedacht haben. 

/ Text / Ulrike Elsner

N eben der dringend notwen-
digen Weiterentwicklung 
des Finanzausgleichs, des 
morbiditätsorientierten 
Risikostrukturausgleichs 
(Morbi-RSA), soll nun 
auch der Wettbewerbs-
rahmen für die gesetzli-

chen Krankenkassen weiterentwickelt werden. 
Alle Krankenkassen, bis auf die geschlosse-
nen Betriebskrankenkassen, sollen bundes- 
weit geöffnet und für alle Versicherten wähl-
bar werden. Damit würden künftig auch die 
anderen Krankenkassen nach dem gleichen 
Geschäftsmodell im Wettbewerb agieren wie 
die bundesweit tätigen Ersatzkassen. Richtig 
so: Für alle Krankenkassen gelten damit die 
gleichen Spielregeln! Die Ersatzkassen unter-
stützen diese Maßnahmen, während die AOK 
vor einer „Gefährdung der regionalen Versor-
gung“ bzw. der „zentralistischen Einheits-
kasse“ warnt. Doch was ist dran an diesen 
Argumenten?

Erstens: Eine Öffnung der Krankenkas-
sen führt ganz sicher nicht zu einer Einheits-
kasse. Im Gegenteil: Es wird den Wettbewerb 
beflügeln, wenn sich in Zukunft bisher regio-
nal organisierte Krankenkassen, wie die AOK, 
dem Wettbewerb bundesweit stellen müssen. 
Die Regionalkassen treten damit auch in einen 
Wettbewerb untereinander. Das gilt für die 
Ersatzkassen ja schon lange. Wichtig dabei ist 
auch, dass mit der Öffnung alle Krankenkassen 
der gleichen Aufsichtsbehörde unterstellt wer-
den, nämlich dem Bundesversicherungsamt 
(BVA). Gerade das bislang unterschiedliche 
Aufsichtshandeln – für die Regionalkassen die 
Länderaufsichten, für bundesweite Kassen das 

BVA – hat in der Vergangenheit immer wieder 
zu Wettbewerbsverzerrungen geführt, glei-
che Sachverhalte wurden schon  mal ungleich 
bewertet. Das muss ein Ende haben.

Zweitens: 1993, also zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der großen Organisationsre-
form der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) mit Wahlfreiheit und Vorbereitung 
des Risikostrukturausgleiches, gab es noch 
1.221 gesetzliche Krankenkassen, davon 209 
regional organisierte AOK. Durch Fusionen 
sind es nun in der GKV 109 und bei der AOK elf. 
Viele AOK sind also bereits in mehr als einem 
Bundesland tätig.

Drittens: Auch die Ersatzkassen sind als 
bundesweit geöffnete Krankenkassen selbst-
verständlich vor Ort präsent und kümmern 
sich um die Versorgung. Die Verträge mit 
Ärzten und anderen Leistungsanbietern wer-
den durch die vdek-Landesvertretungen als 
gemeinsame Vertretung der Ersatzkassen im 
Land verhandelt – hier gilt das gleiche Prinzip 
wie bei den Regionalkassen. Hinzu kommen 
zahlreiche Selektivverträge der Ersatzkassen, 
die auf besondere Bedarfe der Regionen einge-
hen, seien es beispielsweise telemedizinische 
Projekte im ländlichen Mecklenburg-Vorpom-
mern, ein Pflegeheimprojekt in Westfalen-
Lippe oder regionale Präventionsprojekte für 
vulnerable Gruppen. 

Der von Gesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) vorgelegte Gesetzentwurf für eine faire 
Kassenwahl in der GKV ist bezogen auf die 
Finanz- und Wettbewerbsregelungen ein 
stimmiges Gesamtpaket und wird positiv auf 
den Wettbewerb zwischen den Krankenkas-
sen wirken und damit zum Nutzen der Pati-
entinnen und Patienten sein. 
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 BARMER-ARZTREPORT

Häufige Fehl­
behandlung 
bei Reizdarm­
syndrom
Unter einem Reizdarmsyndrom mit Durchfall, 
Krämpfen oder Verstopfung leiden immer mehr 
Menschen. Darunter zunehmend Jüngere. Weit 
verbreitet ist die Scham, über die Krankheit und  
ihre Symptome zu sprechen, auch gegenüber den 
Ärzten. Zudem zeigen sich Defizite bei Diagnostik 
und Behandlung. Hier wird viel Geld ausgegeben,  
oft unnütz und ohne Erfolg. Grund genug für den 
aktuellen BARMER-Arztreport, die Volkskrankheit 
zum Schwerpunktthema zu machen. 

/ Text / Thorsten Jakob

B ei rund einer Million Men-
schen in Deutschland wurde 
im Jahr 2017 die Diagnose 
Reizdarmsyndrom gestellt. 
Das geht aus der Auswer-
tung von Routinedaten der 
9,2 Millionen BARMER-Ver-
sicherten hervor. Die Dun-

kelziffer ist allerdings vermutlich mehr als 
zehnmal so hoch. Das lässt sich jedenfalls aus 
Befragungsstudien schließen, nach denen in 
Deutschland bis zu 16 Prozent der Bevölke-
rung, also gut elf Millionen Menschen, an 
chronischen Verdauungsproblemen leiden. 
Diese Diskrepanz ist ein deutliches Indiz 
dafür, dass die Erkrankung nach wie vor ein 
Tabuthema ist. Viele empfinden die Symptome 
als intim und beschämend. Sie sprechen noch 
nicht einmal mit ihrem Arzt darüber. Dabei 
ist der Leidensdruck groß, denn die Krank-
heit schränkt den Alltag der Betroffenen in 
vielen Bereichen stark ein. Schon der Weg zur 
Arbeit kann zur Belastung werden, wenn der 
Darm nicht so mitspielt, wie er sollte. Aber 
auch Treffen mit Freunden oder Freizeitak-
tivitäten können zur Tortur werden. 

Zunehmend Jüngere betroffen

Betroffen sind zunehmend jüngere Erwach-
sene. Während die Zahl der diagnostizier-
ten Erkrankungen in der Gesamtbevölke-
rung zwischen 2005 und 2017 um 30 Prozent 
gestiegen ist, betrug der Zuwachs bei den 23- 
bis 27-Jährigen 70 Prozent. Diesen starken 
Anstieg besonders bei den jungen Erwachse-
nen machen die Studienautoren unter ande-
rem in veränderten Ernährungsgewohn-
heiten und einer veränderten Bereitschaft 
zur Thematisierung der Beschwerden aus. 
Nichtsdestotrotz dauert es immer noch viel 
zu lange, bis die Krankheit sicher diagnosti-
ziert ist. Auch das belegen die Daten aus dem 
Arztreport. Wer an einem Reizdarmsyndrom 
erkrankt ist, verursacht den Datenauswer-
tungen zufolge bereits acht Jahre vor der 
Erstdiagnose deutlich höhere Kosten als Ver-
gleichspersonen, die diese Erkrankung nicht 
haben. Gründe hierfür sind unzählige Unter-
suchungen und Arztbesuche, die der richtigen 
Diagnosestellung vorausgehen. Dabei setzen 
die Ärzte viel zu oft auf bildgebende Verfah-
ren mit zweifelhaftem Nutzen wie CT oder 
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Thorsten Jakob
Pressesprecher BARMER
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MRT, anstatt die Patienten näher zu ihrem 
Lebensstil zu befragen.

Therapien zulasten der Patienten

Aber auch bei der Therapie zeigen sich Schwä-
chen. Auffällig häufig werden den Patienten 
sogenannte Protonenpumpenhemmer verord-
net, offensichtlich weil zu den Symptomen des 
Reizdarmsyndroms auch Magenbeschwerden 
zählen. Fast 40 Prozent, also rund 400.000 
der Betroffenen, erhalten diese Medikamente, 
deren Nutzen bei einem Reizdarmsyndrom 
umstritten ist. Zudem besteht die Gefahr, 
dass die Medikamente abhängig machen 
und das Osteoporose-Risiko erhöhen. Rund 
100.000 Patienten erhalten zudem opioidhal-
tige Schmerzmittel. Neben deren fraglicher 
Wirkung besteht auch hier ein hohes Risiko 
für eine Medikamentenabhängigkeit. In bei-
den Fällen werden die Patienten unnötigen 
Risiken ausgesetzt, ohne dass ihnen wirklich 
geholfen wird. 

Höhere Diagnoseraten in alten 
Bundesländern

Sieht man sich die regionale Verteilung der 
Diagnoseraten an, scheint das Reizdarm-
syndrom eher ein Problem der Menschen in 
den westlichen Bundesländern und Berlin 
zu sein, wenngleich die Unterschiede nicht 
gravierend ausfallen. Die neuen Bundeslän-
der, mit Ausnahme Thüringens, weisen die 
geringsten Erkrankungszahlen auf. Das Saar-
land bildet mit 1,53 Prozent Betroffenen die 
Spitze, gefolgt von Baden-Württemberg und 
Bremen. Schlusslicht im positiven Sinne ist 
Sachsen-Anhalt mit 1,06 Prozent Betroffenen, 
die zweit- und drittniedrigste Rate weisen 
Sachsen und Brandenburg auf. Inwieweit die 
regionalen Unterschiede der Diagnoseraten 
durch eine unterschiedliche Auffassung der 
Erkrankung bei den Patienten oder unter-
schiedliche Diagnosekodierungen beeinflusst 
werden, lässt sich nicht genau abschätzen. 

Ganzheitlicher Blick notwendig

Anstelle der Überdiagnostik mit bildgebenden 
Verfahren und der Verordnung meist nutzlo-
ser Medikamente sollten die Ärzte beim Reiz-
darmsyndrom einen ganzheitlichen Blick auf 

Reizdarm-Diagnosen bei
jungen Erwachsenen 
Häufi gkeit der Reizdarm-Diagnose nach Alter und Geschlecht im Jahr 2005 und 
2016; Angaben in Prozent 

Quelle: BARMER-Arztreport 2019

Körper, Geist und Lebensstil der Patienten 
werfen. Oft spielen psychosomatische Fak-
toren eine große Rolle. Deshalb verspricht 
ein multidisziplinärer Behandlungsansatz 
die größten Erfolgsaussichten auf Linderung 
der Beschwerden. Hierbei müssen Hausärzte, 
Internisten, Schmerztherapeuten, aber auch 
Psychotherapeuten und Ernährungsexperten 
eng zusammenarbeiten. Auch die Patienten 
selbst können viel dazu beitragen, dass es 
ihnen wieder besser geht. Etwa in dem sie 
mehr auf ihre Ernährung und ihr Essverhal-
ten achten, mehr Sport treiben und sich geeig-
nete Entspannungsübungen aneignen. 
www.barmer.de
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KKH

Impfpflicht bei 
Masern angemahnt
Die steigende Zahl an Masern-Fällen und  
der Ausschluss von nicht geimpften Kindern 
und Lehrern an einer Hildesheimer Schule 
haben die Debatte über die hochanste
ckende Infektionskrankheit neu entfacht. 
Mit Blick auf die rasant wachsende Zahl der  
Erkrankungen erwägt die Bundesregierung 
nun eine Impfpflicht. Die KKH Kaufmännische 
Krankenkasse steht dem offen gegenüber, 
denn eine Datenauswertung der Ersatzkasse  
bestätigt diesen Trend: Allein für das erste 
Halbjahr 2018 registrierte die KKH bundes-
weit 50 Masernfälle unter ihren Versicherten  
 – das entspricht rund 70 Prozent der Fälle 
vom gesamten Jahr 2017 (insgesamt 70 Infek-
tionen). 2016 waren es gerade einmal 37 ärzt-
lich diagnostizierte Masernfälle.

„Dass es in Ländern wie Deutschland, in denen 
die Masern bereits als besiegt galten, zuneh
mend mehr Erkrankungen gibt, macht die 
Dringlichkeit einer konsequenten Impfung ge- 
gen das Virus deutlich“, sagt Sven Seißelberg. 
Der KKH-Apotheker hofft, dass bereits die 
aktuelle Diskussion wachrüttelt und dazu bei- 
trägt, dass sich mehr Menschen mit ihrem 
Impfstatus auseinandersetzen. „Eine höhere 
Impfquote ist dringend erforderlich, denn erst 
wenn mehr als 95 Prozent der Bevölkerung 
gegen Masern immun sind, gilt die Krankheit 
als ausgerottet“, erläutert Seißelberg.

Wenn die Krankheit ausbricht, können mög-
liche Komplikationen wie Lungenentzündung 
oder Hirnhautentzündung (Meningitis) auf-
treten. Das Risiko dafür steigt mit zunehmen-
dem Alter.  pm
www.kkh.de

TK

Höchststand bei 
Behandlungsfehlern
Die Techniker Krankenkasse (TK) hat bei 
ihren Versicherten einen neuen Höchststand 
bei den Behandlungsfehlern verzeichnet. 
5.998 Versicherte und damit zehn Prozent 
mehr als im Vorjahr haben sich 2018 an die 
Kasse gewendet, weil sie bei sich eine ärzt
liche Fehlbehandlung vermuteten. „Das ist 
ein neuer Rekord“, so Christian Soltau, Medi-
zinrechtsexperte der TK. „Ungefähr bei jedem 
dritten Fall bestätigt sich der Verdacht im Ver-
lauf der Überprüfung.“ Die Schadensersatz-
prozesse zögen sich in der Regel über viele 
Jahre. Die meisten Beschwerden gab es über 
Behandlungen bei Chirurgen (33 Prozent der 
Verdachtsfälle). Danach folgten Zahnärzte 
(16 Prozent), Allgemeinmediziner (zwölf Pro-
zent) und Orthopäden (sechs Prozent). 
Fünf Prozent der Behandlungsfehler wur-
den nach einer Behandlung bei Internisten 
gemeldet. Bei Geburtshilfe, Gynäkologie und 
Augenärzten waren es jeweils vier Prozent. 

Der TK-Experte geht von einer erheblichen 
Dunkelziffer bei dem Thema aus. „Viele Versi-
cherte wissen gar nicht, dass ihre Kranken-
kasse ihnen beim Kampf um ihr Recht helfen 
kann“, sagt Soltau. Die Krankenversicherung 
könne beispielsweise beim Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung (MDK) für den  
Versicherten kostenfreie Gutachten in Auf-
trag geben, die der Versicherte später für 
seine juristische Auseinandersetzung nutzen 
kann. In speziellen Fällen könne die TK auch 
medizinisch-juristische Gutachten bei priva-
ten Gutachtern in Auftrag geben. 

„Wenn die Krankenkasse gegen den Arzt oder 
die Klinik klagt, hat das für den Versicherten 
den Vorteil, dass er ohne Risiko erst einmal 
in Ruhe den Ausgang der Kassenklage abwar-
ten kann. Je nach Ausgang des Prozesses 
kann er dann überlegen, ob es sich für ihn 
lohnt, seinen Schaden und Schmerzensgeld 
vor Gericht einzuklagen.“  pm
www.tk.de

BARMER

Digitale AU-Meldung 
in Testphase 
Die BARMER treibt die Digitalisierung 
im Gesundheitswesen weiter voran. Das 
nächste Projekt der Krankenkasse mit 
9,2 Millionen Versicherten ist die Digitali
sierung der Arbeitsunfähigkeits-Beschei
nigung. In einem Pilotprojekt erprobt die 
BARMER ab sofort die digitale Übermittlung 
der AU-Meldung vom Arzt an die Kranken-
kasse. Zusammen mit dem Softwareher-
steller gevko wurde hierzu eine Lösung 
entwickelt. Daran beteiligt sind 600 Haus- 
und Fachärzte in Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen, die Krankmeldungen 
künftig elektronisch an die BARMER senden. 

„Von der Digitalisierung der AU-Meldung pro-
fitieren alle Beteiligten im Gesundheitswe-
sen, an erster Stelle aber die Patientinnen 
und Patienten, die wir in ihrer schwierigen 
gesundheitlichen Situation entlasten“, so 
Prof. Dr. Christoph Straub, Vorstands-
vorsitzender der BARMER. Allein im Jahr 
2018 waren bei der BARMER 8,9 Millionen 
Bescheinigungen zur Arbeitsunfähigkeit 
eingegangen. Viele von ihnen wurden per 
Post an die Krankenkasse übermittelt.

Die Krankenkasse selbst verspricht sich von 
der Digitalisierung effizientere und umwelt-
schonendere Verwaltungsabläufe. „Die 
BARMER setzt sich für einen Bürokratieab-
bau im Gesundheitswesen ein. Die soge-
nannte elektronische Krankmeldung ist ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung“, betonte 
Straub. Die BARMER sei eine der ersten 
Krankenkassen in Deutschland mit einem 
sicheren Datenkanal für Arztpraxen. Für 
die Versicherten entfalle somit der Versand 
der Papierbescheinigung an die Kasse oder 
der Scan über die BARMER-App. In einer 
weiteren Projektstufe soll neben der Kran-
kenkasse auch der Arbeitgeber elektronisch 
informiert werden können.  pm
www.barmer.de
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KKH

Notaufnahme:  
Zu viele Bagatellfälle

Überlaufene Notaufnahmen, überlastete 
Ärzte, Patienten in der Warteschleife: Bun-
desgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) 
will die Notfallversorgung umkrempeln, 
damit genau das nicht mehr passiert. Ziel ist 
eine stärkere Steuerung der Patienten über 
neue gebündelte Leitstellen und zentrale 
Anlaufstellen in Kliniken, die beide jeweils 
über die Behandlung entscheiden sollen. Das 
Kernproblem bisher: Immer häufiger blo-
ckieren Patienten mit Bagatellerkrankungen 
den Ablauf in Notaufnahmen – auch zu den 
Öffnungszeiten der ambulanten Arztpraxen. 
Eine Forsa-Umfrage im Auftrag der KKH Kauf-
männische Krankenkasse bestätigt dieses 
Bild: Von allen rund 1.000 Befragten würde 
mehr als jeder Dritte das Krankenhaus trotz 
geöffneter Praxen ansteuern – auch wenn er 
bei nicht lebensbedrohlichen Beschwerden 
Hilfe benötigt.

Von denjenigen Befragten, die in den vergan-
genen fünf Jahren tatsächlich mindestens 
einmal in der Notaufnahme waren, ging fast 
jeder Dritte innerhalb der Öffnungszeiten 
von Arztpraxen ins Krankenhaus – auf eigene 
Initiative, ohne Überweisung oder Rettungs-
einsatz. Unter den 18- bis 29-Jährigen hätte 
alternativ sogar fast jeder Zweite einen 
Haus- oder Facharzt kontaktieren können. 
Als Grund gaben mehr als 40 Prozent der 
Notaufnahme-Nutzer an, dass sie sich im 
Krankenhaus medizinisch besser versorgt 
fühlen als in der Arztpraxis. Ein Viertel der 
Befragten wurde nach eigener Aussage vom 
Haus- oder Facharzt an die Notaufnahme 
verwiesen.  pm
www.kkh.de

DAK-GESUNDHEIT

Hunderttausende 
junge Gamer  
von Sucht bedroht 
In Deutschland spielen rund drei Millionen 
Jugendliche zwischen 12 und 17 Jahren regel- 
mäßig am Computer. Nach einer neuen DAK-
Studie gelten 15,4 Prozent der Minderjährigen 
als sogenannte Risiko-Gamer. Damit zeigen 
rund 465.000 aller Jugendlichen dieser Alters- 
gruppe ein riskantes oder pathologisches 
Spielverhalten im Sinne einer Gaming-Sucht. 
Die Betroffenen fehlen häufiger in der Schule, 
haben mehr emotionale Probleme und geben 
deutlich mehr Geld aus. Das zeigt der Report 

„Geld für Games – wenn Computerspiel zum  
Glücksspiel wird“ der DAK-Gesundheit und 
des Deutschen Zentrums für Suchtfragen. DAK- 
Vorstandschef Andreas Storm will die Auf-
klärung über Risiken verstärken. Er fordert 
ferner ein Verbot sogenannter Loot-Boxen in 
Deutschland, die Gamer für lange Spielzeiten 
oder bei Geldzahlungen belohnen.

Für die repräsentative Studie „Geld für 
Games“ hat das Forsa-Institut 1.000 Kinder 
und Jugendliche im Alter von 12 bis 17 Jahren 
befragt. Neben der Suchtgefahr wurden 
erstmals auch die Ausgaben für die Anschaf-
fung von Computerspielen und Extras unter-
sucht. Jeder vierte Risiko-Gamer spielt am 
Wochenende fünf Stunden und mehr am Tag. 
Einzelne Spieler geben in sechs Monaten bis  
zu 1.000 Euro aus. „Durch die Tricks der Indu- 
strie finden viele Jugendliche kein Ende und 
verzocken Zeit und Geld“, sagt Storm.  pm
www.dak.de

TK

Intelligente Sensoren 
erkennen Stürze
Auch mit Pflegebedarf wollen 83 Prozent der 
Menschen in Deutschland im eigenen Haus-
halt wohnen. Ein Sturz kann diese Unabhän-
gigkeit jedoch abrupt beenden oder zumin-
dest stark einschränken. Einer Studie zufolge 
stürzt fast jeder zehnte Pflegebedürftige 
innerhalb eines beobachteten Zeitraums von 
zwei Wochen. Ab einem Alter von 60 Jahren 
machen Stürze über die Hälfte der unfall-
bedingten Verletzungen aus. Deren Folgen 
können einschneidend sein: Knochenbrüche 
oder Kopfverletzungen beispielsweise ziehen 
nicht selten Aufenthalte in Krankenhäusern 
oder Reha-Einrichtungen nach sich. Zudem 
kann „Sturzangst“ die körperliche Aktivität 
und den Bewegungsradius einschränken. 
Dann entsteht ein Teufelskreis, denn je weni-
ger die Muskulatur und der Gleichgewichts-
sinn trainiert sind, desto größer ist das Risiko 
für einen erneuten Sturz. Hier setzt das 
Projekt „Sicher Zuhause“ von Techniker Kran-
kenkasse (TK) und Philips an. Teilnehmende 
TK-Versicherte erhalten ein innovatives Haus- 
notrufsystem mit einer Basisstation und 
einem um den Hals zu tragenden Funksender. 

„Pflegebedürftigkeit und ein möglichst selbst-
ständiges Leben dürfen sich nicht aus- 
schließen. ‚Sicher Zuhause‘ zeigt, wie digi-
tale Lösungen und künstliche Intelligenz  
die Eigenständigkeit im Alter unterstützen 
können“, erklärt Thomas Ballast, stell- 
vertretender Vorstandsvorsitzender der 
TK. Zudem würden Pflegende entlastet und 
Angehörigen ein Teil ihrer Sorgen genom- 
men, so Ballast weiter.

Die im Funksender integrierten Sensoren 
erkennen einen Sturz und lösen einen auto-
matischen Notruf aus. Binnen kürzester Zeit 
meldet sich ein Mitarbeiter der Hausnot-
rufzentrale, der Zugriff auf die hinterlegte 
Adresse und wichtige Informationen hat, zum 
Beispiel zu Vorerkrankungen und verordne-
ten Medikamenten.  pm
www.tk.de
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G esunde Kinder zu haben 
und ihnen ein gesundes 
Aufwachsen zu ermögli-
chen, ist der Wunsch aller 
Eltern. Es ist auch ein natio-
nales Gesundheitsziel, das 
von den gesetzlichen Kran-
kenkassen uneingeschränkt 

unterstützt wird. Zum gesunden Aufwachsen 
gehört neben dem körperlichen Wohlbefin-
den ganz entscheidend dazu, dass es auch der 
Seele gut geht. In den letzten Jahren nahmen 
jedoch die Berichte von Kindern und Jugend-
lichen, die an seelischen Störungen leiden, zu.

Als daher die Deutsche Liga für das Kind 
im Jahr 2015 mit der Idee an den Verband der 
Ersatzkassen (vdek) herangetreten ist, gemein-
sam Merkblätter zu entwickeln, die die Eltern-
kompetenz stärken, und damit die Ursache 
vieler seelischer Störungen bei Kindern in den 
Fokus zu nehmen, waren die Ersatzkassen 
sofort bereit, dieses Projekt zu unterstützen. 
Als Vorbild sollten die Merkblätter Kinderun-
fälle dienen, die dabei helfen, die Sicherheit 
für Kinder zu erhöhen und Unfälle zu ver-
meiden. Diese wurden von den gesetzlichen 
Krankenkassen unter der Federführung des 
vdek, der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV), dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte e. V. (BVKJ), der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Gesundheit 
(BAG) entwickelt. Seither werden sie von den 
Kinder- und Jugendärzten im Rahmen der 
Früherkennungsuntersuchungen U1 bis U9 
an die Eltern ausgehändigt.

SEELISCHE KINDERGESUNDHEIT

Von der Idee zur 
Gemeinschafts-
initiative
Mit den Merkblättern „Seelisch gesund aufwachsen“ 
sollen Mütter und Väter unterstützt werden, die 
 Bedürfnisse ihres Kindes zu erkennen und zu verste-
hen. Damit fördern die gesetzlichen Krankenkassen 
und ihre Partner ein seelisch gesundes Aufwachsen. 
Dies ist vor dem Hintergrund zunehmender psychi-
scher Auffälligkeiten bei Kindern besonders wichtig. 

/ Text / Sibylle Malinke

Bewegung und Toben machen Ihrem Kind Spaß. Es testet seine Fähigkei-ten und lernt seine Grenzen kennen.

Bewegung stärkt das Gefühl für den eigenen Körper und verbessert das Wohl-befinden. Kinder toben übermütig und ausdauernd. Dabei lernen sie auf spiele-rische Weise den Umgang mit Macht undOhnmacht und mit Grenzen.

Ihr Kind beobachtet genau, wie Sie sich verhalten und was Sie sagen. Es ahmt vieles davon nach. Wenn Ihr Kind mitmachen kann, fühlt es sich zugehörig und wichtig.

Kinder orientieren sich am Verhalten anderer Menschen und lernen auf dieseWeise soziale Umgangsformen und Regeln.

Wenn Ihr Kind von seinen Gefühlen überwältigt wird, ist es gut, möglichst ruhig und gelassen zu reagieren. Fin-den Sie heraus, was Ihr Kind in dieserSituation benötigt. Manchmal braucht es Nähe und körperlichen Halt, manch-mal aufmerksames Zuhören und Nach-fragen, manchmal Zeit für sich.

In emotionalen Ausnahmesituationen sind Kinder darauf angewiesen, Ver-ständnis und Respekt zu erfahren. Siebenötigen Geborgenheit und Unterstüt-zung bei der Klärung ihrer Gefühle.

Ihr Kind lernt, andere zu verstehen und mit ihnen zu kooperieren. Dazu gehört auch der Umgang mit Konfl ikten. Hierbei benö-tigt es Ihre einfühlsame Unterstützung. Sie können Ihrem Kind helfen, indem Sie ihm die Sichtweise und Gefühle seiner Mitmenschen erklären. 

Kinder entwickeln zunehmend Verständnis für die Absichten und Bedürfnisse anderer Menschen. Sie lernen, zwischen eigenen Inte-ressen und denen von anderen Menschen zu unterscheiden.

„Hör mir zu 
und nimm mich 

ernst.“

Ihr Kind findet nicht immer die passenden Worte, um sich verständlich zu machen. Es ist wichtig, dass Sie es ernst nehmen und ihm zuhören. Auch dann, wenn Sie nichtseiner Meinung sind. Sie helfen Ihrem Kind, wenn Sie versuchen, sein Anliegen in Wortezu fassen.

Kinder haben das Bedürfnis und das Recht,ihre Meinung zu äußern, gehört und beteiligt zu werden. Dadurch bekommen sie das Gefühl, wichtig zu sein. Ihr Selbstvertrauen wird ge-stärkt. Kinder, die Vertrauen in ihre eigenen Fähigkeiten haben, erleben weniger Stressund sind gesünder und zufriedener.

Ihr Kind kann nicht immer alles haben und nicht in allen Situationen an erster Stelle stehen. Das fällt ihm oft noch schwer, zum Beispiel wenn Sie als Eltern für sich alleinesein wollen oder wenn ein Geschwister-kind hinzukommt. Ihr Kind kann das Gefühlentwickeln, ausgeschlossen oder weniger geliebt zu sein. Zeigen Sie Ihrem Kind, dassSie seine Gefühle ernst nehmen, aber auch selbst Bedürfnisse haben. 

Die Erfahrung von Eifersucht und Neid ist für Kinder schmerzhaft und zugleich für ihre seelische Entwicklung wichtig. Sie lernen dadurch, Rücksicht auf andere zu nehmen. Wenn sie die Sicherheit haben, weiterhin geliebt zu werden, lässt die Eifersucht nach. Nicht alles zu bekommen, fördert die Kreativität und Eigenständig-keit des Kindes. 

„Ich bin neidisch 
oder eifersüchtig.“

„Ich bin wütend 
oder außer mir, 
manchmal auch 

ängstlich, traurig 
oder sehr ruhig.“

„Ich lerne, dass auch andere Menschen 
Bedürfnisse und 
Rechte haben.“

„Ich tobe gerne 
herum und bin 

übermütig.“

„Du bist mein 
Vorbild.“

U2U7a

Sie sind ein Vorbild für Ihr Kind.
Es ahmt Sie nach und möchte 
ernst genommen werden.
Zwischen den eigenen Gefühlen 
und denen anderer Menschen
kann es immer besser unterscheiden.

Liebe Eltern,

Hier geht’s 
zum Film

Hier geht’s 
zum Film

Seelisch  
gesund
aufwachsen
           34.- 36. Lebensmonat

Ansprechpartner für Ihre Fragen sind Ihre Ärztinnen und Ärzte für Kinderheilkunde und Jugendmedizin vor Ort. Informationen unterw w w.k inderaer z t e -im-ne t z .de

Beratungsangebote für Eltern:Anonym und kostenlos!
Bei kleinen Sorgen.
In schwierigen Situationen.

Frühe Hilfen...
sind Angebote für werdende Eltern und Familien mit Kindern bis drei Jahre. Diese Angebote bieten Eltern Unterstützung, Beratung und Begleitung. Sie sind freiwillig und kostenfrei. Ziel ist es, jedem Kind eine gesunde Entwicklung zu ermög-lichen. Weitere Informationen fi nden Sie unter w w w.el t er nsein.inf o
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Alle Filme zu den Elterninformationen S e e l i s c h  g e s u n d  a u f w a c h s e n
finden Sie hier:

Die Filme stehen auf der Website 
auch in den folgenden Sprachen 
zur Verfügung: 
 ∙ A rabisch
 ∙ Englisch
 ∙ Französisch 
 ∙ Russisch
 ∙ Türk isch
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Ihr Kind beobachtet genau, wie Sie sich verhalten und was Sie sagen. Es ahmt vieles davon nach. Wenn Ihr Kind mitmachen kann, fühlt es sich zugehörig und wichtig.

Kinder orientieren sich am Verhalten anderer Menschen und lernen auf dieseWeise soziale Umgangsformen und Regeln.

„Hör mir zu 
und nimm mich 

ernst.“

Ihr Kind findet nicht immer die passenden 
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Kinder haben das Bedürfnis und das Recht,
Kinder haben das Bedürfnis und das Recht,ihre Meinung zu äußern, gehört und beteiligt 
ihre Meinung zu äußern, gehört und beteiligt zu werden. Dadurch bekommen sie das Gefühl, 
zu werden. Dadurch bekommen sie das Gefühl, wichtig zu sein. Ihr Selbstvertrauen wird ge-
wichtig zu sein. Ihr Selbstvertrauen wird ge-stärkt. Kinder, die Vertrauen in ihre eigenen 
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Fähigkeiten haben, erleben weniger Stressund sind gesünder und zufriedener.
und sind gesünder und zufriedener.

„Du bist mein 
Vorbild.“

Hier geht’s 
zum Film
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Bewegung und Toben machen Ihrem 

Kind Spaß. Es testet seine Fähigkei-

ten und lernt seine Grenzen kennen.

Bewegung stärkt das Gefühl für den 

eigenen Körper und verbessert das Wohl-

befinden. Kinder toben übermütig und 

ausdauernd. Dabei lernen sie auf spiele-

rische Weise den Umgang mit Macht und 

Ohnmacht und mit Grenzen. 

Ihr Kind beobachtet genau, wie Sie 

sich verhalten und was Sie sagen. 

Es ahmt vieles davon nach. Wenn 

Ihr Kind mitmachen kann, fühlt 

es sich zugehörig und wichtig.

Kinder orientieren sich am Verhalten 

anderer Menschen und lernen auf diese 

Weise soziale Umgangsformen und 

Regeln.

Wenn Ihr Kind von seinen Gefühlen 

überwältigt wird, ist es gut, möglichst 

ruhig und gelassen zu reagieren. Fin-

den Sie heraus, was Ihr Kind in dieser 

Situation benötigt. Manchmal braucht 

es Nähe und körperlichen Halt, manch-

mal aufmerksames Zuhören und Nach-

fragen, manchmal Zeit für sich.

In emotionalen Ausnahmesituationen 

sind Kinder darauf angewiesen, Ver-

ständnis und Respekt zu erfahren. Sie 

benötigen Geborgenheit und Unterstüt-

zung bei der Klärung ihrer Gefühle.

Ihr Kind lernt, andere zu verstehen und mit 

ihnen zu kooperieren. Dazu gehört auch 

der Umgang mit Konfl ikten. Hierbei benö-

tigt es Ihre einfühlsame Unterstützung. 

Sie können Ihrem Kind helfen, indem Sie 

ihm die Sichtweise und Gefühle seiner 

Mitmenschen erklären.  

Kinder entwickeln zunehmend Verständnis 

für die Absichten und Bedürfnisse anderer 

Menschen. Sie lernen, zwischen eigenen Inte-

ressen und denen von anderen Menschen zu 

unterscheiden.

„Hör mir zu 
und nimm mich 

ernst.“

Ihr Kind findet nicht immer die passenden 

Worte, um sich verständlich zu machen. 

Es ist wichtig, dass Sie es ernst nehmen 

und ihm zuhören. Auch dann, wenn Sie nicht 

seiner Meinung sind. Sie helfen Ihrem Kind, 

wenn Sie versuchen, sein Anliegen in Worte 

zu fassen.

Kinder haben das Bedürfnis und das Recht, 

ihre Meinung zu äußern, gehört und beteiligt 

zu werden. Dadurch bekommen sie das Gefühl, 

wichtig zu sein. Ihr Selbstvertrauen wird ge-

stärkt. Kinder, die Vertrauen in ihre eigenen 

Fähigkeiten haben, erleben weniger Stress 

und sind gesünder und zufriedener.

Ihr Kind kann nicht immer alles haben und 

nicht in allen Situationen an erster Stelle 

stehen. Das fällt ihm oft noch schwer, zum 

Beispiel wenn Sie als Eltern für sich alleine 

sein wollen oder wenn ein Geschwister-

kind hinzukommt. Ihr Kind kann das Gefühl 

entwickeln, ausgeschlossen oder weniger 

geliebt zu sein. Zeigen Sie Ihrem Kind, dass 

Sie seine Gefühle ernst nehmen, aber auch 

selbst Bedürfnisse haben. 

Die Erfahrung von Eifersucht und Neid ist

 für Kinder schmerzhaft und zugleich für 

ihre seelische Entwicklung wichtig. Sie 

lernen dadurch, Rücksicht auf andere zu 

nehmen. Wenn sie die Sicherheit haben, 

weiterhin geliebt zu werden, lässt die 

Eifersucht nach. Nicht alles zu bekommen, 

fördert die Kreativität und Eigenständig-

keit des Kindes.  

„Ich bin neidisch 
oder eifersüchtig.“

„Ich bin wütend 
oder außer mir, 
manchmal auch 

ängstlich, traurig 
oder sehr ruhig.“

„Ich lerne, dass auch 
andere Menschen 
Bedürfnisse und 
Rechte haben.“

„Ich tobe gerne 
herum und bin 

übermütig.“

„Du bist mein 
Vorbild.“
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Sibylle Malinke
Abteilung Gesundheit 
beim vdek

Auch bei den Merkblättern „Seelisch gesund 
aufwachsen“ wurde aus einer Idee eine groß-
angelegte Gemeinschaftsinitiative. Sowohl die 
gesetzlichen Krankenkassen als auch die KBV
und der BVKJ waren schnell bereit, bei dem 
Projekt mitzuwirken. Besonderer Wert wurde 
von Anfang an darauf gelegt, die seelischen 
und emotionalen Bedürfnisse der Kinder und 
ihre Bedeutung für eine gesunde Entwicklung 
leicht verständlich zu erklären und auf wich-
tige Fragen der Eltern einzugehen. Warum 
braucht das Kind meine Nähe? Was soll ich 
tun, wenn es fremdelt? Wie lernt mein Kind, 
mit Konflikten umzugehen oder Mitgefühl zu 
zeigen? Was tun bei übermäßigem Medien-
konsum? Diese und weitere Themen werden 
in den Merkblättern vermittelt – ansprechend 
gestaltet mit Fotos und Illustrationen aus dem 
realen Leben von Kindern und Eltern.

M it dem Ziel, noch mehr Men-
schen zu erreichen, wur-
den für alle Merkblätter 
Filme erstellt, die lebensnah, 
unterhaltsam und in einfa-

cher Sprache die Inhalte der Merkblätter 
transpor tieren. Die Filme wurden von drei 
Stiftungen finanziert und können mit dem 
Handy über einen QR-Code auf den Merk-
blättern direkt abgerufen oder auf der Web-
site www.seelisch-gesund-aufwachsen.de 
angesehen werden. 

Im Verlauf des Entwicklungsprozesses 
der Merkblätter und Filme schlossen sich auch 
das BZgA und das Nationale Zentrum Frühe 
Hilfen dem Trägerkreis des Projektes an. Die 
Merkblätter wurden zum Anlass genommen, 
eine Postleitzahlensuche auf www.elternsein.
info zu integrieren, damit Eltern leichter regi-
onale Unterstützungsangebote der Frühen 
Hilfen finden können. Außerdem übernahm 
die BZgA die Übersetzung der Filme in fünf 
Sprachen. 
www.seelisch-gesund-aufwachsen.de

„Seelisch gesund auf-
wachsen“ auf einen Blick 
Wie viele Merkblätter und Filme gibt es?
Es gibt zehn Merkblätter und Filme, jeweils passend zu den 
 verpfl ichtenden Früherkennungsuntersuchungen U1 bis U9, 
die der Kinderarzt bei Kindern im Alter von null bis sechs 
 Jahren durchführt.

Wer ist an dem Projekt beteiligt?
Die Federführung hat der vdek, beteiligt sind die gesetzlichen 
Krankenkassen, die KBV, der BVKJ, die Deutsche Liga für das 
Kind, die BZgA und das Nationale Zentrum Frühe Hilfen. 

Wieviel Geld steht für die Merkblätter zur 
 Verfügung?
Die gesetzlichen Krankenkassen stellen jährlich bis zu 
75.000 Euro für die Erstellung und den Druck der Merkblätter 
zur Verfügung.

Wie viele Merkblätter wurden gedruckt?
Die erste Aufl age beläuft sich auf 4,6 Millionen, pro Merkblatt 
etwa 460.000 Stück.

Wie erfolgt die Verteilung?
Die KBV fragt bis zu zweimal jährlich den Bedarf an Merkblät-
tern bei den Kassenärztlichen Vereinigungen (KV) ab und teilt 
dies dem vdek mit. Dieser erteilt daraufh in den Druckauftrag. 
Kinder- und Jugendärzte bestellen die Merkblätter direkt bei 
ihrer KV.

Wo sind die Filme zu sehen? 
Alle Filme sind auf www.seelisch-gesund-aufwachsen.de abruf-
bar – auch auf Arabisch, Englisch, Französisch, Russisch und 
Türkisch. Zudem können sie über einen QR-Code auf den Merk-
blättern angesehen werden. 

Wie bekomme ich die Merkblätter?
• Kinderärzte: Bei der zuständigen KV
• Eltern: Bei ihrem Kinder- und Jugendarzt 
• Online können die Merkblätter auf den Webseiten aller 

 beteiligten Organisationen heruntergeladen werden.

Ansprechpartner für Ihre Fragen sind Ihre 

Ärztinnen und Ärzte für Kinderheilkunde und 

Jugendmedizin vor Ort. Informationen unter

w w w.k inderaer z t e -im-ne t z .de

Beratungsangebote für Eltern:

Anonym und kostenlos!

Bei kleinen Sorgen.

In schwierigen Situationen.

Frühe Hilfen...
sind Angebote für werdende Eltern und Familien mit Kindern 

bis drei Jahre. Diese Angebote bieten Eltern Unterstützung, 

Beratung und Begleitung. Sie sind freiwillig und kostenfrei. 

Ziel ist es, jedem Kind eine gesunde Entwicklung zu ermög-

lichen. Weitere Informationen fi nden Sie unter 

w w w.el t er nsein.inf o

Seelisch  
gesund
aufwachsen
           direkt nach der Geburt

Ihr wundervolles Kind ist gerade 

auf die Welt gekommen. 

Es nimmt jetzt am Leben teil, auch 

wenn es rund 16 der 24 Stunden 

eines Tages in vielen kleinen 

Etappen schläft.

Liebe Eltern,

U1

Hier geht’s 
zum Film

Hier geht’s 
zum Film
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Alle Filme zu den Elterninformationen 

S e e l i s c h  g e s u n d  a u f w a c h s e n

finden Sie hier:

Die Filme stehen auf der Website 

auch in den folgenden Sprachen 

zur Verfügung: 

 ∙ A rabisch

 ∙ Englisch

 ∙ Französisch 

 ∙ Russisch

 ∙ Türk isch

Alle Filme zu den Elterninformationen 

S e e l i s c h  g e s u n d  a u f w a c h s e n

finden Sie hier:

Die Filme stehen auf der Website 

U1
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Ihr Baby möchte in den ersten Lebens-

stunden trinken. Das erste Anlegen und 

die erste Milch sind besonders wertvoll.

Unabhängig davon, ob Sie in den nächs-

ten Monaten stillen möchten oder nicht,

können Sie das erste Saugen an der

Brust zulassen.

Babys suchen meist selbständig nach der

Brust. Beim Saugen wird das Bindungshor-

mon Oxytocin freigesetzt. Stillen ist das

Beste für Babys und tut auch der Mutter gut.

Über das Saugen an der Brust wird Stress

abgebaut, es beruhigt beide und stärkt die 

Beziehung. Muttermilch ist die gesündeste 

Ernährung für das Kind.

Nach der Geburt ist Ihr Kind in der Regel

wach und aufmerksam. Es nimmt mit

allen Sinnen wahr und möchte Sie

kennenlernen. Direkter Körperkontakt

ist dafür am besten.

Neugeborene schauen gerne in Gesichter. 

Sie achten besonders auf Stimmen und 

orientieren sich am unverwechselbaren 

Geruch der Mutter. Körperwärme tut 

ihnen gut.

Ihr Kind zeigt Ihnen, was es braucht. 

Nehmen Sie seine Bedürfnisse ernst. 

Ihr Kind spürt, wenn Sie auf seine 

Bedürfnisse eingehen.

Die Erfahrung, von Anfang an als eigenständiger 

Mensch mit Bedürfnissen und Gefühlen wahrge-

nommen und verstanden zu werden, ist für die 

Entwicklung wichtig.

Die Gebur t war für Sie und Ihr Kind 

anstrengend. Mutter und Kind schlafen 

nach dem ersten Saugen und Trinken

des Kindes zumeist für längere Zeit ein.

Auch während des Schlafens ist es schön 

für Kinder, wenn ihre Eltern in der Nähe sind. 

So fühlen sie sich sicher und die Eltern mer-

ken, wenn ihre Kinder sie brauchen. Schlaf 

ist für Erholung und gesundes Wachstum 

wichtig .

„An deinem 
Körper fühle ich 
mich wohl und 

geborgen.“

Ihr Kind benötigt Nähe. Es möchte

gehalten und liebkost werden, 

in den Stunden und Tagen nach 

der Geburt so viel wie möglich.

Durch Körperkontakt wird bei den Kindern 

und den Eltern das Bindungshormon Oxytocin

freigesetzt. Es beruhigt und mindert Stress. 

Der Aufbau der Beziehung wird dadurch 

gefördert.

„Ich möchte 
saugen und 

trinken.“

„Ich will 
meine Eltern 

kennenlernen.“

Je besser es Ihnen geht, desto besser

können Sie sich um Ihr Kind kümmern. 

Wenn Sie Fragen haben oder sich Sorgen 

machen, zögern Sie nicht, mit den Fach-

kräften oder vertrauten Personen über 

Ihre Bedürfnisse und Wünsche zu spre-

chen. Dies ist besonders wichtig, wenn 

Sie starke Traurigkeit oder große Angst 

empfi nden.

Kinder spüren, wie es den Eltern geht. 

Daher ist das Wohlbefinden der Eltern 

von großer Bedeutung. Die Entwicklung 

der Kinder wird sowohl durch ihre Ver-

anlagung als auch durch die Umwelt 

beeinflusst.

„Wenn es meinen 
Eltern gut geht, 

fühle ich mich wohl.“

„Ich möchte 
ernst genommen 

werden.“

„Ich brauche 
Ruhe und 

menschliche 
Nähe.“

Seelisch  

aufwachsenaufwachsenaufwachsenaufwachsen
direkt nach der Geburtdirekt nach der Geburt

Ihr wundervolles Kind ist gerade 

Es nimmt jetzt am Leben teil, auch 

wenn es rund 16 der 24 Stunden 

eines Tages in vielen kleinen 

Eltern,
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„Elternkompetenz stärken“
Mit den Merkblättern „Seelisch gesund auf-
wachsen“ wollen wir die Elternkompetenz 
stärken, indem die seelischen Bedürfnisse 
der Kinder erklärt und Handlungsoptionen 
aufgezeigt werden: Warum braucht das Kind 
meine Nähe? Wie soll ich mit Ängsten meines 
Kindes umgehen? Wie lernt es, mit Konflikten 

umzugehen? Was tun bei übermäßigem Medienkonsum? In der Kind-
heit wird der Grundstein für das spätere Gesundheits- und Krank-
heitsverhalten sowie für die Widerstandsfähigkeit im Umgang mit 
schwierigen Lebenssituationen gelegt. Vor diesem Hintergrund ist es 
uns besonders wichtig, mit dem Projekt „Seelisch gesund aufwach-
sen“ die Eltern zu unterstützen und damit zur seelischen Gesundheit 
unserer Kinder beizutragen.

„Bedürfnisse des Kindes verstehen“
Kinder- und Jugendärzten kommt eine 
Schlüsselrolle beim frühzeitigen Erkennen, 
Behandeln und im Idealfall Vermeiden seeli-
scher Störungen zu. Die Merkblätter „See-
lisch gesund aufwachsen“ sind ein wichtiger 

Baustein bei unserem Engagement zur Förderung der Gesund- 
heit und des Schutzes von Kindern. Es ist uns wichtig, damit allen 
Eltern und Erziehungsberechtigten eine einfache und praktische  
Hilfe an die Hand zu geben, um die Bedürfnisse ihres Kindes  
besser zu verstehen.

„Viele Eltern suchen Orientierung“
Mütter und Väter starten heute meist als 
„Novizen“ in ihre Elternrolle. Nur wenige 
hatten vorher die Gelegenheit, Kinderbe-
treuung und -pflege über längere Zeit zu 
beobachten und selbst praktisch zu üben. 
Entsprechend sind viele Eltern unsicher 

und suchen Orientierung. Auch wenn Mütter und Väter intuitive 
Elternkompetenzen mitbringen und vieles in der Interaktion  
mit ihrem Kind lernen, sind sie doch auf Unterstützung ange
wiesen. Die Merkblätter zeigen auf, wie Kinder in ihrer seeli- 
schen Entwicklung von Anbeginn unterstützt und gefördert  
werden können.

„Filme in fünf fremdsprachlichen Versionen“
Durch die im Rahmen des verbindlichen 
Einladewesens sehr hohen Teilnahmeraten 
an den vorschulischen Früherkennungs
untersuchungen U1 bis U9 werden praktisch 
alle Eltern niedrigschwellig mit den neuen 

Merkblättern und Filmen erreicht. Damit möglichst viele Familien  
– auch mit geringen Deutschkenntnissen – von den Filmen profi-
tieren, hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
die fünf fremdsprachlichen Versionen (Arabisch, Englisch, Franzö-
sisch, Russisch, Türkisch) der Filme finanziell unterstützt.

Ulrike Elsner
Vorstandsvorsitzende  
des Verbandes der Ersatz-
kassen e. V. (vdek)
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Dr. Sibylle Steiner
Dezernentin bei der 
Kassenärztliche Bundes-
vereinigung (KBV)
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Dr. Sabine Walper
Präsidentin der Deutschen 
Liga für das Kind
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Peter Lang
Abteilungsleiter Kinder
gesundheit bei der BZgA
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Statements zum Projekt  
„Seelisch gesund aufwachsen“
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N ach den Daten der ersten 
Erhebung der KiGGS-Stu-
die zeigen in Deutschland 
fast 22 Prozent der Kin-
der und Jugendlichen 
zwischen 3 und 17 Jahren 
psychische und psychoso-
matische Auffälligkeiten 

(siehe Tabelle Seite 27). Ein Großteil dieser 
Kinder und Jugendlichen stammt aus sozial 
prekären Verhältnissen. Das bedeutet: Ein 
niedriger sozioökonomischer Status der Fami-
lie, also mangelnde Bildung der Eltern, unsi-
chere Beschäftigungsverhältnisse, schlechte 
Wohnverhältnisse, zum Teil auch Sucht 
oder konflikthafte Elternbeziehungen, kön-
nen Kinder und Jugendliche seelisch krank 
machen. Ursache der psychischen Erkrankung 
sind natürlich nicht die zu kleine Wohnung 
oder das mangelnde Geld, sondern mangeln- 

de emotionale, soziale und intellektuelle Res-
sourcen solcher Familien. Eltern, die tag-
täglich mit den Widrigkeiten ihres Alltags 
kämpfen müssen, haben weder Zeit noch 
Kraft, ihren Kindern vorzulesen, mit ihnen 
zu kuscheln, zu kochen und gemeinsam zu 
essen, sich auszutauschen, zuzuhören, Anteil 
zu nehmen. In vielen dieser Familien gibt es 
keine verlässlichen Bindungen, die Kinder so 
sehr brauchen.

Anders als Infekte vergehen psychische 
Auffälligkeiten nicht einfach nach einiger Zeit. 
Im Gegenteil: Emotionale Vernachlässigung 
in früher Kindheit gilt als bedeutendster Risi-
kofaktor für eine abweichende Entwicklung 
im Kindes- und Jugendalter mit einer hohen 
Persistenz in das Erwachsenenleben.

Wie können Kinder- und  
Jugendärzte helfen?

71 Prozent der Kinder- und Jugendärzte 
schätzen subjektiv eine Zunahme der psy-
chosozialen Belastungen junger Familien, 
92 Prozent sehen darin eine Herausforde-
rung. Das Bewusstsein für das Thema und die 
Bereitschaft zu helfen ist unter Kinder- und 
Jugendärzten groß. Sie bringen dafür auch 
gute Voraussetzungen mit. Studien zeigen, 
dass der Rat von Kinder- und Jugendärz-
ten gut angenommen wird, denn es gibt ein 
Vertrauensverhältnis zu den Patienten und 
Patienteneltern. Zudem gibt es durch die Vor-
sorgeuntersuchungen regelmäßigen Kontakt. 
Die überwiegende Zahl – um die vier Mil-
lionen Kinder unter sechs Jahren – wird in 
kinder- und jugendärztlichen Praxen betreut. 
Im Rahmen der in Deutschland gesetzlich 
geregelten Früherkennungsuntersuchungen 
U1 bis U9, von der Geburt bis zum Alter von 
sechs Jahren, erhalten Eltern umfassende 
Informationen insbesondere zur körperlichen 
Entwicklung ihrer Kinder. Die Merkblätter 
„Seelisch gesund aufwachsen“ bieten nun 
eine Möglichkeit, den Eltern auch ganz gezielt 
Kenntnisse zu den altersbezogenen seelischen 
Bedürfnissen von Kindern zu vermitteln und 
Müttern und Vätern Handlungsempfehlungen 
an die Hand zu geben. Ein praxisnaher Bau-
stein für die wichtige primärpräventive Arbeit 
der Kinder- und Jugendärzte, gerade vor dem 
Hintergrund zunehmender psychischer Auf-
fälligkeiten bei ihren kleinen Patienten. 

Dr. Hermann-Josef Kahl
Bundespressesprecher 
Berufsverband der Kinder- 
und Jugendärzte e. V. 

SEELISCH GESUND AUFWACHSEN

Unterstützung 
und Beratung 
Kinder- und Jugendärzte sind in ihrer täglichen 
Praxis regelmäßig mit psychischen Auffälligkeiten 
bei Kindern konfrontiert. In diesem Zusammen- 
hang kommt der vorausschauenden Beratung und 
Aufklärung von Eltern eine große Bedeutung zu, 
gerade bei Familien mit niedrigem sozioökonomi
schem Status. Die Merkblätter „Seelisch gesund 
aufwachsen“ bieten Kinder- und Jugendärzten 
nun anschauliche Unterstützung für ihre wichtige 
primärpräventive Arbeit.

/ Text / Hermann-Josef Kahl
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A uffälligkeiten zeigen sich in 
den ersten Lebensjahren in 
einer Zunahme frühkind-
licher Regulationsstörun-
gen, etwa Schrei-, Schlaf- 
und Fütterungsstörungen, 
sowie späteren Auffällig-
keiten des Erlebens und 

Verhaltens. Die Ergebnisse aus einer Befra-
gung zum seelischen Wohlbefinden und 
Verhalten (BELLA-Studie) im Kinder- und 
Jugendgesundheitssurvey (KiGSS) machen 
deutlich, dass insgesamt 21,9 Prozent der Kin-
der und Jugendlichen in Deutschland Hinweise 
auf psychische Auffälligkeiten zeigen. An der 
Spitze spezifischer seelischer Auffälligkeiten 
im Kindesalter stehen Ängste bei 10,0 Prozent, 
Störungen des Sozialverhaltens bei 7,6 Prozent 
und Depressionen bei 5,4 Prozent.

Kinder sind von Natur aus soziale Wesen. 
Sie kommen mit einem angeborenen Bedürf-
nis nach Bindung und sozialem Kontakt zur 
Welt. Seelische Gesundheit in der frühen 
Kindheit lässt sich als gelungene Integration 

von emotionaler Verbundenheit zu vertrau-
ten Personen und sicherer Erkundung ihrer 
Umgebung beschreiben. Eine positive sozial-
emotionale Entwicklung hängt davon ab, ob 
Sicherheits- oder Bindungsbedürfnisse und 
Erkundungs- oder Autonomiebestrebungen 
gleichermaßen befriedigt werden.

In sicheren und vertrauten Situationen wollen 
Kinder Neues erkunden und reagieren auf 
ihre Umwelt vor allem mit Interesse und 
Neugier. Dieses Interesse wird von dem schon 
für Neugeborene befriedigenden Gefühl auf-
rechterhalten, Verhalten oder Ereignisse ver-
ursachen und kontrollieren zu können und 
dadurch selbst wirksam und erfolgreich zu 
sein. Demgegenüber suchen die Kinder in 
Situationen von Verunsicherung oder Angst, 
wie zum Beispiel in einer fremden Umgebung, 
die Nähe zu einer vertrauten Person, die ihnen 
als sichere Basis dient.

Risiko- und Schutzfaktoren

Seelische Gesundheitsgefahren in der frühen 
Kindheit ergeben sich aus einem dynamischen 
Zusammenspiel von Risikofaktoren auf der 
einen und Schutzfaktoren auf der anderen 
Seite. Risikofaktoren können gegeben sein 
durch Eigenarten des Kindes, etwa Behinde-
rungen oder ein schwieriges Temperament, 
durch das Klima in der Familie, beispielsweise 
ein hohes Konfliktpotenzial oder mangelnde 
Unterstützung, und durch außerfamiliale Ein-
flüsse wie Armut, Arbeitslosigkeit oder soziale 
Isolierung. Vor allem das gemeinsame Auftre-
ten mehrerer Risikofaktoren beeinträchtigt 
die psychische Gesundheit. Entsprechende 
Schutzfaktoren beim Kind, in der Familie und 
im sozialen Kontext fördern die Resilienz des 
Kindes gegenüber auftretenden Belastungen. 

Der wichtigste Schutz für ein Kind sind feinfüh-
lige Eltern, die auf die Bedürfnisse ihres Kindes 
achten und passend darauf eingehen. Das Inter-
esse an Fragen der Erziehung ist bei den meis-
ten Eltern in den vergangenen Jahrzehnten 
gestiegen. Eltern klicken sich durchs Netz, 
lesen Ratgeber und schauen sich Erziehungs-
sendungen an. Mit dem Interesse nahm aber 
auch die Verunsicherung zu. Nur wenige 
Mütter und Väter haben die Möglichkeit, vor 
Beginn ihrer biografisch immer weiter nach 

 HINTERGRUND

Seelische 
Gesundheit 
in den ersten 
Lebensjahren
In den letzten Jahrzehnten ist es zu einem deutlichen 
Wandel im Krankheitsspektrum gekommen. Dieses 
als „neue Morbidität“ bezeichnete Phänomen hat 
bereits im Kindesalter zu einer Verschiebung von 
den somatischen hin zu den psychischen Störungen 
geführt. Um gegenzusteuern ist es besonders wichtig, 
Eltern zu informieren, wie sie zu einer gesunden seeli-
schen Entwicklung ihrer Kinder beitragen können.

/ Text / Jörg Maywald
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hinten rückenden Elternschaft den Umgang 
mit Kindern zu erleben und praktisch zu 
erproben, weil sie bis zur Geburt ihres Nach-
wuchses meist wenig Kontakt zu Kindern 
haben. Obwohl Eltern intuitive elterliche 
Fähigkeiten mitbringen und im Zusammen-
sein mit ihrem Kind vieles lernen, wächst bei 
Eltern der Bedarf an Orientierung und Unter-
stützung.

E in gewichtiger Teil der seelischen 
Störungen kann präventiv ver-
hindert werden. Unterschieden 
werden muss hierbei zwischen 
Verhältnisprävention und Ver-

haltensprävention. Während Verhältnisprä-
vention auf die Verbesserung der Lebensbe-
dingungen von Familien gerichtet ist, zum 
Beispiel durch die Verringerung von Armut 
oder eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, will Verhaltensprävention das Ver-
halten der Beteiligten positiv verändern. Ange-
bote primärer Verhaltensprävention richten 
sich an alle Eltern mit jungen Kindern. Sekun-
däre Prävention hat die besonders belasteten 
Familien im Blick. Tertiäre Prävention zielt 
darauf ab, die Folgen bereits eingetretener Stö-
rungen zu mildern und deren Verstetigung zu 
verhindern.

Als wichtige Angebote für Eltern mit jun-
gen Kindern wurden in den letzten Jahren in 
Deutschland flächendeckend Frühe Hilfen 
aufgebaut. Frühe Hilfen bilden lokale und 
regionale Unterstützungssysteme mit Hilfean-
geboten für Eltern und Kinder ab Beginn der 
Schwangerschaft und in den ersten Lebens-
jahren. Neben alltagspraktischer Unterstüt-
zung leisten Frühe Hilfen insbesondere einen 
Beitrag zur Förderung der Beziehungs- und 
Erziehungskompetenz von (werdenden) 
Müttern und Vätern. Sie umfassen vielfältige 
allgemeine als auch spezifische, aufeinander 
bezogene und einander ergänzende Angebote 
und Maßnahmen.

Eltern sensibilisieren

Ein wichtiger präventiver Baustein in der frü-
hen Kindheit besteht darin, die Eltern zu stär-
ken, die Bedürfnisse ihres Kindes zu erken-
nen und darauf angemessen zu reagieren. Auf 
diese Weise kann das Familienklima positiv 
beeinflusst werden – eine wichtige Ressource 

Prof. Dr. Jörg Maywald
Geschäftsführer Deutsche 
Liga für das Kind, Honorar-
professor Fachhochschule 
Potsdam
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zur Vorbeugung seelischer Störun-
gen. Die im Rahmen eines Gemein-
schaftsprojekts entstandenen Merk-
blätter und Filme „Seelisch gesund 
aufwachsen“ leisten hierfür einen 
wichtigen Beitrag. 
https://seelisch-gesund-aufwachsen.de  
https://www.fruehehilfen.de

> Seite 22

Auftretenshäufigkeit spezifischer psychischer Auffälligkeiten

Depression Ängste ADHS
Störungen des 
Sozialverhaltens

Geschlecht

Jungen % (95 % KI*)

Mädchen % (95 % KI)

5,4 (4,1–7,2)

5,3 (3,9–7,2)

10,1 (8,4–12,2)

10,0 (8,0–12,3)

2,9 (2,0–4,2)

1,4 (0,7–2,8)

7,9 (6,3–9,8)

7,2 (5,7–9,1)

Altersgruppe

   7–10 % (95 % KI)

11–13 % (95 % KI) 

14–17 % (95 % KI)

5,2 (3,8–7,2)

5,2 (3,5–7,9)

5,6 (4,0–7,9)

   9,3 (7,4–11,8)

12,0 (9,3–15,5)

   9,4 (7,3–11,9)

3,5 (2,2–5,6)

1,7 (0,9–3,2)

1,4 (0,7–2,7)

7,9 (6,0–10,1)

7,5 (5,5–10,1)

7,4 (5,5–9,8)

Ost – West

Ost % (95 % KI)

West % (95 % KI) 

5,0 (3,6–6,9)

5,5 (4,3–7,0)

   9,7 (7,5–12,4)

10,1 (8,5–12,0)

2,1 (1,2–3,7)

2,2 (1,5–3,2)

7,7 (5,8–10,3)

7,5 (6,4–8,9)

Sozioökonomischer  
Status

Niedriger % (95 % KI)

Mittlerer % (95 % KI) 

Hoher % (95 % KI)

7,3 (5,2–10,1)

5,5 (4,1–7,3)

3,8 (2,5–5,9)

12,9 (10,2–16,2)

10,1 (8,2–12,3)

   8,0 (5,9–10,8)

3,7 (2,3–6,0)

2,3 (1,4–3,7)

0,9 (0,4–2,1)

11,3 (8,7–14,5)

   7,1 (5,6–8,9)

   5,7 (3,9–8,4)

Gesamt

% (95 % KI) 5,4 (4,3–6,6) 10,0 (8,7–11,6) 2,2 (1,6–3,1)    7,6 (6,5–8,7)

Quelle: Ravens-Sieberer, U. et al. (2007): Psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland. 
Bundesgesundheitsbl – Gesundheitsforsch – Gesundheitsschutz. 50:875

* Konfidenzintervall
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Europawahl

Europa wählt: Vom 23. bis zum 26. Mai 2019 fi n-
den innerhalb der Europäischen Union (EU) die 
Wahlen zum Europäischen Parlament (EP) statt.
Rund 400 Millionen Bürger in insgesamt 27 Mitglied-
staaten (ohne Großbritannien) sind aufgerufen, die 
zukünftig 705 Sitze des EP durch ihre Stimmabgabe 
neu zu besetzen. Gewählt wird ausschließlich nach 
dem Verhältniswahlrecht. Die Parteien haben sich 
in ihren Wahlprogrammen zum Europäischen Par-
lament positioniert. Dabei spielt die Sozial- und 
Gesundheitspolitik mal mehr, mal weniger eine Rolle.

Zu einem sozialeren, solidarischeren und integ-
rativeren Europa rufen die Fédération Nationale 
de la Mutualité Française (FNMF) und die Asso-
ciation Internationale de la Mutualité (AIM) in 
einem gemeinsamen Manifest auf. Die AIM setzt 
sich für die Entwicklung und den Erhalt eines uni-
versellen Zugangs zu hochwertiger und bezahlbarer 
Gesundheitsversorgung ein. Dabei liegt für die Euro-
pavertretung der Deutschen Sozialversicherung eine 
entscheidende Rolle der EU in der Koordinierung der 
sozialen Sicherheitssysteme.

TITELTITEL



MANIFEST

 Für ein gemeinsames 
 soziales Europa von morgen
Die Fédération Nationale de la Mutualité Française (FNMF) hat zusam-
men mit der Association Internationale de la Mutualité (AIM) ein Manifest 
veröffentlicht, das zu einem sozialeren, solidarischeren und integrativeren 
Europa aufruft. Es lädt Menschen aus der gesamten Europäischen Union 
(EU) ein, sich an einer Debatte über die Zukunft Europas und die Rolle der 
Gesundheits- und Sozialversicherungen zu beteiligen. Auch der Verband 
der Ersatzkassen e. V. (vdek) als Mitglied der AIM unterzeichnete das 
Manifest, um seine Solidarität zu bekunden und seiner Mitverantwortung 
für die Erreichung eines sozialen Europas Ausdruck zu verleihen.

E uropa befindet sich in einem Schwebezu-
stand angesichts der bevorstehenden Wah-
len zum Europäischen Parlament 2019. Ein 
idealer Zeitpunkt, um darüber nachzuden-
ken, wie die EU von morgen aussehen könnte 
und vor allem wie wir, die Gegenseitigkeits-
gesellschaften, sie uns wünschen.

Wir glauben an die europäischen 
Grundwerte und begrüßen ihre historischen, wenn nicht in 
der Geschichte der Menschheit einmaligen Errungenschaften 
in Bezug auf: Frieden, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, 
Achtung der Menschenrechte und Freizügigkeit. Aufgrund 
dieser Werte ist die EU eine historische, außergewöhnliche 
Leistung. Es bleibt bemerkenswert, dass es in dieser kleinen 
Region mit einer historisch gewachsenen Vielfalt an Kulturen 
und Sprachen den Nationen so lange Zeit gelungen ist, mitein-
ander zu sprechen und gemeinsam etwas zu erreichen, wo sie 
in der Vergangenheit oft gegeneinander Krieg geführt haben.

Und dennoch haben sich Europa und die Welt in den letzten 60 Jah-
ren verändert. Wir haben die Wirtschafts-, Finanz- und Staats-
schuldenkrise noch nicht überwunden. Und sie hat Spuren 
hinterlassen: Armut, Ungleichheit und Arbeitslosigkeit sind 
gestiegen, vor allem bei den jungen Menschen. Gleichzeitig 
gefährden geopolitische Veränderungen – Digitalisierung, Kli-
mawandel, Migrantenströme oder Terrorismus – die Fähigkeit 
der Europäer zur Zusammenarbeit.

Angesichts dieser Entwicklungen kann die EU nicht mit ihren 
üblichen Instrumenten reagieren, nicht durch eine Ausweitung 
des Marktes, nicht durch die Schaffung von mehr Freiheiten, 
nicht durch die Öffnung von Grenzen und nicht durch die 
Errichtung eines großen Raums mit freiem Personenverkehr 
für alle Europäer. Eine Mehrheit der Briten hat mit dem Brexit-
Referendum bereits gegen dieses Europa der Freiheiten und 
der wirtschaftlichen Integration gestimmt.

Z udem wird sich die EU nicht auf ihre übliche „Klien-
tel“ beschränken können. Bislang wurde ihre Politik 
von der Wirtschaft, den Studierenden und gut aus-
gebildeten, wohlhabenden Bürgern begrüßt. Doch 
Europa muss auch die Einkommensschwachen, die 

benachteiligten Gruppen und die regional Verwurzelten errei-
chen, die von diesen Freiheiten nicht profitieren, sie nicht als 
eine Chance sehen, sondern als eine Bedrohung wahrnehmen.

Alle Bürger sehnen sich nach Zuversicht und Sicherheit, 
doch es besteht eine tiefe Kluft zwischen denen, die von den 
Vorteilen des europäischen Projekts profitieren konnten, und 
denen, die von den Ungleichheiten betroffen sind und von 
Europa Schutz erwarten. Darunter gibt es viele, die selbst die 
Daseinsberechtigung der EU infrage stellen: Was sind ihre 
Ziele? Hat sie noch eine Zukunft? Oder die sie als das trojani-
sche Pferd der Globalisierung bezeichnen. Wieder andere sind 
einfach resigniert, gleichgültig und fühlen sich nicht länger 
dazugehörig.
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D ie Stärkung ihres wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts ist vertragsgemäß 
eines der Hauptziele der EU. Jedoch ist dies noch 
nicht erreicht. Infolgedessen fühlen sich diejeni-
gen Bürgerinnen und Bürger, die am meisten unter 

Ungleichheiten leiden, vergessen und vom Europaprojekt aus-
geschlossen. Sie sehen keine Vorteile darin, ein Teil der EU zu 
sein. Wie also können sie „einbezogen“ und wieder Teil des 
europäischen Projekts werden?

Wir blicken gespannt auf die nächsten Europawahlen, 
da wir auf eine Veränderung drängen. Ein Aufbruch in ein 
Europa der Solidarität, wo der wirtschaftliche, soziale und 
territoriale Zusammenhalt Wirklichkeit wird. Europa muss 
in der Lage sein, die physische und wirtschaftliche Sicherheit 
aller Europäer zu garantieren. Es muss das tägliche Leben 
seiner Bevölkerung verbessern und die Umwelt schützen, in 
der wir leben.

Das europäische Projekt ist noch immer nicht vollendet, 
da die EU nicht die nötige Kompetenz besitzt, die drängendsten 
Probleme der Bürger zu lösen. Wir sind der Ansicht, dass der 
EU mehr supranationale Zuständigkeiten übertragen werden 
sollten, damit sie in diesen zentralen Angelegenheiten Lösun-
gen anbieten und das Vertrauen der Bürger in das EU-Projekt 
wiedergewinnen kann.

Es ist absolut dringend, dass wir wieder an ein europäisches Nar-
rativ anknüpfen, mit dem wir uns identifi zieren können. Es geht 
darum, dass alle Europäer „wir, die Europäer“ denken und 
nicht „die da in Brüssel“ oder sogar „die vom Kontinent“, wie in 
Großbritannien zu hören war. Die nationale und die regionale 
Identität stehen nicht im Widerspruch zu einer europäischen. 
Die europäische Identität baut auf nationale und regionale 
Geschichte, Kultur und Werte auf. 

Das Thema Schutz stand im Mittelpunkt der Europäi-
schen Bürgerkonferenzen, die von der Europäischen Kom-
mission organisiert wurden. Ausführlich gesprochen wurde 
dabei über das soziale Europa, Gesundheit, Solidarität, Umwelt, 
Arbeit und Beschäftigung. Und gerade zu diesen Punkten sind 

in Europa inzwischen die Ideen und der Wille für ein gemein-
sames politisches Handeln abhandengekommen.

Die Proklamation der Europäischen Säule sozialer Rechte 
ebnete den Weg zu einem neuen Gesicht Europas: einem sozi-
alen Europa, das seine Bürger schützt und in der Lage ist, ihre 
konkreten Bedürfnisse an Gesundheit und sozialem Schutz zu 
erfüllen. Als Akteure der Sozialwirtschaft spielen die Mutu-
alitäten eine wesentliche Rolle bei der Umsetzung der Euro-
päischen Säule sozialer Rechte. Sie tragen zum Wirtschafts-
wachstum und zur Schaffung von Arbeitsplätzen bei, während 
sie die Werte Solidarität, soziale Inklusion, eine demokratische 
Unternehmensführung, den Vorrang des Individuums und des 
Unternehmenszwecks vor die Interessen des Kapitals an die 
vorderste Front stellen.

M it dieser Erklärung wollen wir, die Mutuali-
täten – Mitglieder einer europäischen Fami-
lie von Akteuren der Zivilgesellschaft und des 
sozialen Fortschritts – zum Ausdruck bringen, 
dass wir an eine Mobilisierung der Bürgerin-

nen und Bürger in allen 28 Mitgliedstaaten glauben. An eine 
Mobilisierung, zu der wir in nächster Zukunft beitragen wol-
len. Das mutualistische, also auf Gegenseitigkeit basierende 
Modell kann Antworten auf die wirtschaftlichen, sozialen und 
demokratischen Herausforderungen geben, vor denen Europa 
steht. Unser Ehrgeiz ist es, die Ideen, auf denen die Gründung 
der EU basiert, wiederzubeleben, indem wir die Zukunft des 
Sozialschutzes in Europa in den Mittelpunkt von nationalen 
politischen Debatten stellen. 

Wir wollen eine Vision eines fairen Europas verwirk-
lichen, welches den Wohlstand gerecht verteilt und auf die 
Bedürfnisse der Menschen und der Umwelt achtet. Wir glau-
ben, dass die Werte der Solidarität und unsere Vorstellung 
von einer demokratischen Gesellschaft das sind, was uns als 
Europäer auszeichnet.

Europäische Bürger, lasst uns den Mut haben, das europä-
ische Projekt zu verteidigen. Mit anderen Worten: Wenn wir 
Frieden wollen, müssen wir mehr Gerechtigkeit schaffen. 
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3 FRAGEN AN
Christian Zahn

Warum dieser Aufruf für ein soziales Europa im 
Vorfeld der Europawahlen 2019?
AIM ist der größte Zusammenschluss von Kranken
versicherern auf Gegenseitigkeit in Europa. Wir 
setzen uns für eine soziale und solidarische Kran-
kenversicherung für alle EU-Bürger ein. Im Moment 
sehen wir aber eine große Gefahr für das freie, 
demokratische und soziale Europa, welches wir in 
den vergangenen gut 60 Jahren aufgebaut haben. 
Als AIM unterstützen wir daher das Manifest, weil 
es einerseits die Bürger aufruft, sich um Europa zu 
bemühen, und andererseits zeigt, was Europa ins-
besondere im Sozialbereich, dem Kitt dieser Gesell-
schaft, geleistet hat und noch leisten kann.

Inwiefern ist die EU mit Blick auf die Gesund­
heitspolitik eine Errungenschaft?
Die EU hat im Bereich Gesundheit sehr einge-
schränkte Handlungsbefugnisse. Die Finanzierung 
und Organisation der Gesundheitssysteme liegt in 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten. Dennoch 
leistet die EU einen wichtigen Beitrag zur Gesund-
heitspolitik. Indem sie die Systeme vergleicht und  
im Rahmen des Europäischen Semesters Empfeh
lungen zur Nachhaltigkeit ausspricht, fördert sie die  
Weiterentwicklung der nationalen Gesundheits
systeme. Darüber hinaus fördert sie die Zusammen-
arbeit der nationalen Systeme. Die europäische 
Krankenversicherungskarte, zukünftig das europä-
ische elektronische Rezept und eine einheitliche 
elektronische Patientenakte (ePA) sind sichtbare 

Errungenschaften der EU-Politik. Damit wird die 
EU für seine Bürger ganz praktisch sichtbar und 
erlebbar. Europa baut damit auch Barrieren in 
den Köpfen der Menschen ab. Wir müssen nicht 
mehr darüber nachdenken, ob wir im Falle eines 
medizinischen Notfalls im Ausland behandelt wer-
den. Wir können einfach losfahren. Das trägt zum 
Zusammenhalt bei, baut Vorurteile ab und fördert 
die Identifikation.

Vor welchen konkreten gesundheitspolitischen 
Herausforderungen steht die EU in den nächs­
ten Jahren?
Ich denke, die EU und die nationalen Gesundheits-
systeme stehen vor drei großen Herausforderungen. 
Zum einen muss die EU die Standards entwickeln, 
auf deren Basis die vielfältigen digitalen Anwen-
dungen von der ePA bis zu Gesundheits-Apps, die 
jetzt in den Mitgliedstaaten entwickelt werden, 
sicher kommunizieren können. Zum anderen zeigt 
die Entwicklung, dass selbst die leistungsfähig
sten Länder, wie Deutschland, bei der aktuellen 
Zunahme hochpreisiger Arzneimittel irgendwann an 
ihre Grenzen stoßen werden. Deshalb müssen wir 
eine europäische Lösung finden, wie ein gleicher 
und gerechter Zugang zu solchen Behandlungs
formen geschaffen werden kann. Diese Lösung zu  
finden, wird nicht einfach sein. Sie setzt voraus, 
dass unsere hohen Standards der Nutzenbewertung 
und der damit verbundenen Preisbildung auf euro-
päische Ebene übertragen werden. Und als letzten 
und wichtigsten Punkt muss die EU Wege finden, 
wie Gesundheitssysteme, die durch die Finanzkrise 
fast zerstört wurden, wieder aufzubauen und kri-
sensicher aufzustellen sind. Auf Solidarität basie-
rende Systeme, wie die Mutualitäten, haben sich in 
der Krise als äußert resistent erwiesen und könnten 
einen wichtigen Beitrag hierzu leisten.
> Seite 29

Christian Zahn ist seit 2014 Präsident der Association Internationale de 
la Mutualité (AIM), dem internationalen Dachverband von Krankenver-
sicherern auf Gegenseitigkeit (Mutualität). Der Verband setzt sich welt-
weit für die Entwicklung und den Erhalt eines universellen Zugangs zu 
hochwertiger und bezahlbarer Gesundheitsversorgung ein. AIM gehört 
zu den Unterzeichnern des Manifestes für ein soziales Europa. 

„Die EU muss Wege finden, wie 
Gesundheitssysteme, die durch 
die Finanzkrise fast zerstört 
wurden, wieder aufzubauen und 
krisensicher aufzustellen sind.“
Christian Zahn
Präsident der Association Internationale de la 
Mutualité (AIM)
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EUROPAWAHLEN 2019

Was wollen die 
Parteien im sozial- 
und gesundheits­
politischen Bereich?
Vom 23. bis 26. Mai 2019 finden in Europa die Wah-
len zum Europäischen Parlament (EP) statt. Wahltag 
in Deutschland ist der 26. Mai. Rund 400 Millionen 
Bürger sind europaweit in 27 Mitgliedstaaten (ohne 
Großbritannien) aufgerufen, die zukünftig 705 Sitze 
des EP neu zu besetzen. Damit wird das neue Par-
lament um 46 Sitze kleiner sein als das aktuelle. 
Sollte sich der Austritt des Vereinten Königreiches 
doch noch bis zum Wahltermin oder sogar bis nach 
dem 2. Juli, dem geplanten Termin der Neukonsti-
tuierung, hinauszögern, würde das EP wieder auf 
751 Sitze wachsen. Deutschland darf als größtes Mit-
gliedsland 96 Mandatsträger benennen. Gewählt 
wird ausschließlich nach dem Verhältniswahlrecht. 
Direktmandate kennt das europäische Wahlrecht 
nicht. Damit gibt es auch keine Überhangsmandate, 
wie sie im Deutschen Bundestag vorkommen. 

Wie positionieren sich die Parteien in ihren Wahl-
programmen zum Europäischen Parlament und wel-
che Rolle spielt die Sozial- und Gesundheitspolitik? 
Ein Überblick.

/ Text / Malte Enderlein

Erstmalig in der deutschen Geschichte treten 
CDU und CSU mit einem gemeinsamen Spitzen-
kandidaten und einem gemeinsamen Wahlpro-
gramm an. Darüber hinaus ist der langjährige 
Europaparlamentarier Manfred Weber nicht nur 
nationaler Spitzenkandidat, sondern auch der 
Spitzenkandidat der konservativen Fraktion der 
Europäischen Volkspartei (Christdemokraten) 
im EP (EVP) für das Amt des Kommissionspräsi-
denten.

Das Wahlprogramm von CDU und CSU zeichnet sich 
insbesondere durch eine Weiterentwicklung der 
bestehenden Strukturen aus. Während die anderen 
Parteien sich in vielen Bereichen für eine deutliche 
Kompetenzausweitung der Europäischen Union 
(EU) bis hin zu einem Verfassungskonvent ausspre-
chen, wollen CDU und CSU nur die bestehende 
Zusammenarbeit im Rahmen der vorhandenen 
Institutionen ausbauen und weiterentwickeln. Mit 
Blick auf die Sozialpolitik enthält das Wahlpro-
gramm keine konkreten Forderungen. CDU und CSU 
weisen darauf hin, dass Europa Grundstandards 
bei Arbeitnehmerrechten und Gesundheitsschutz 
braucht, betonen aber gleichzeitig, dass diese die 
nationalen Standards nicht unterlaufen und aus-
hebeln dürfen. Forderungen zum Thema Gesund­
heitsbereich stellen CDU und CSU nicht auf. Ledig­
lich unter der Überschrift Schlüsseltechnologien 
fordern sie, dass mehr Geld in die Forschungsför­
derung von Volkskrankheiten fließen soll und dass 
die Weiterentwicklung der künstlichen Intelligenz 
auch dazu beitragen kann, die Lebensqualität 
älterer Menschen zu fördern, sodass diese länger 
zu Hause wohnen können. 
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Die Sozialdemokraten treten mit Justizministerin 
Katarina Barley als nationale Spitzenkandidatin 
an. Für die Fraktion der Progressiven Allianz der 
Sozialdemokraten im Europäischen Parlament 
(S & D) ist aber der amtierende Vizepräsident der 
EU-Kommission, Frans Timmermans, die Num-
mer eins.

In ihrem am 23. März 2019 verabschiedeten Wahl-
programm stellt sich die SPD hinter die europäische 
Idee und erkennt die EU als einziges zukunfts
sicherndes Modell für Frieden und Freiheit in 
Europa an. Die SPD sieht aber auch die Gefahren 
des zunehmenden Partikularismus und des fehlen-
den Zusammenhalts in Europa. Um die EU wieder 
zu stärken und den Bürgern neues Vertrauen in 
die Europa-Politik zu geben, setzt die SPD ganz auf 
den Ausbau eines sozialen Europas. Wesentlicher 
Bestandteil ist dabei die bereits von der aktuellen 
EU-Kommission verabschiedete Säule der sozialen 
Rechte. Die SPD will sich dabei insbesondere für 
europäische Mindestlöhne und adäquate Mindest-
standards für nationale Grundsicherungssysteme 
in allen EU-Staaten einsetzen. Ein europäischer 
Fonds als Rückversicherung zur Finanzierung von 
Sozialleistungen soll eingerichtet werden, aus dem 
in Krisenzeiten die Mitgliedstaaten Geld erhal-
ten können, um ihre Arbeitslosenversicherung zu 
stützen. Gesundheitspolitische Themen werden 
im Wahlprogramm der SPD nur am Rande ange­
schnitten. Die SPD beschränkt sich darauf, dass sie 
allgemein den Zugang zu einer qualitativ hochwer­
tigen Gesundheitsfürsorge fordert, und stellt fest, 
dass Gesundheit als wichtiges öffentliches Gut 
nicht ausschließlich dem freien Markt überlassen 
werden kann. 

Spitzenkandidatin der FDP ist Nicola Beer. Für die 
Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa 
(ALDE-Fraktion) im EP geht die Dänin Margrethe 
Vestager auf Platz eins in das Rennen um den 
Kommissionspräsidenten.

Wie die SPD sieht auch die FDP das Projekt EU in 
Gefahr. Um Europa zu neuer Stärke zu verhelfen, 
wollen die Liberalen einen neuen Anlauf für eine 
europäische Verfassung wagen. Im Mittelpunkt 
dieser Verfassung steht ein bundesstaatlich orga-
nisiertes Europa mit einer klaren Kompetenzver-
teilung und einem EP, welches mit einem eigenen 
Initiativrecht ausgestattet ist. Mit Blick auf die 
Sozialpolitik sieht die FDP das Heft des Handelns 
bei den Mitgliedstaaten. Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik sollen bei den Mitgliedstaaten verbleiben. 
Entsprechend konsequent wird eine europäische 
Arbeitslosenversicherung abgelehnt. Gleiches gilt 
für die Festsetzung von Mindestlöhnen und Tarif-
politik. Sehr konkret wird die FDP mit ihrer Forde-
rung, die A1-Bescheinigung, mit der Arbeitnehmer 
nachweisen, dass sie den deutschen Sozialversi-
cherungsvorschriften unterliegen, teilweise abzu-
schaffen. Für Auslandsdienstreisen unter 14 Tagen 
soll nach ihren Vorstellungen der Nachweis gänzlich 
entfallen. Um die Arbeitnehmerfreizügigkeit zu 
erleichtern, wollen die Liberalen die Portabilität 
von Alterssicherungsansprüchen in gesetzlichen 
Versorgungssystemen verbessern. Keine Aussage 
trifft das Wahlprogram zur Gesundheitsversorg-
ung und zu den Gesundheitssystemen. Lediglich im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten Förderung 
von Gesundheitstechnologie und E-Health taucht 
der Begriff auf.

Fo
to

: T
ho

m
as

 K
öh

le
r /

 p
ho

to
th

ek

Fo
to

: L
au

re
nc

e_
Ch

ap
er

on

SPD
Katarina Barley

FDP
Nicola Beer

/ 3332 



Bündnis 90/Die Grünen haben das Duo Ska Keller 
und Sven Giegold als nationale Spitzenkandida-
ten aufgestellt. Für die EGP (Europäische Grüne 
Partei)-Fraktion im EP übernimmt der Nieder
länder Bas Eickhout den Spitzenplatz neben  
Ska Keller.

Ähnlich wie die Liberalen fordern die Grünen für 
eine Weiterentwicklung der EU die Einsetzung 
eines europäischen Konvents, um die EU-Verträge 
zu ändern. Ziel ist es, die Rechte des EP zu stär-
ken, damit es gleichberechtigt zum Europäischen 
Rat handeln kann. Ob sich die EU in Richtung 
Vereinigter Staaten von Europa, eines föderativen 
Bundesstaates oder einer Europäischen Republik 
entwickeln soll, wollen Die Grünen einer breiten 
gesellschaftlichen Diskussion überlassen. Sozial-
politisch legen sich Die Grünen nicht fest, ob sie 
die bestehende Kompetenzaufteilung zwischen 
EU und Mitgliedstaaten aufrechterhalten wollen 
oder nicht. So fordern sie, dass die EU ihr Recht 
im Sozialbereich, Mindeststandards zu setzen, 
großzügig wahrnehmen soll. Eine europäische 
Grundsicherungs-Richtlinie soll, angepasst an die 
jeweilige ökonomische Situation, die sozialen Min-
deststandards für jedes Land festlegen und eine 
Mindestlohnrichtlinie ein auskömmliches Einkom-
men sichern. Auch im Gesundheitsbereich wollen 
Die Grünen EU-weite Mindeststandards setzen, 
um allen Bürgern im Falle von Krankheit und 
Pflegebedürftigkeit einen Zugang zum Gesund­
heitswesen zu garantieren. Darüber hinaus wollen 
sie das Gesundheitswesen als Teil der sozialen 
Daseinsvorsorge besser gegen die Einflüsse des 
europäischen Wettbewerbsrechts schützen. Ganz 
konkret schlagen Die Grünen vor, den Austausch 
von Best Practice-Modellen im Gesundheitswesen 
zu fördern. Durch mehr unabhängige Forschung 
und strengere Regelungen will man den Patienten­
schutz verbessern und den Einfluss der Pharma- 
und Medizinprodukteindustrie zurückdrängen. Im 
Bereich der Prävention sieht das Wahlprogramm 
ein vollständiges Verbot von Tabak- und Alkohol­
werbung sowie höhere Steuern vor. 

Die Linke tritt mit dem Duo Özlem Alev Demirel 
und Martin Schirdewan als nationale Spitzenkan-
didaten an. Für die Konföderale Fraktion der Ver-
einten Europäischen Linken/Nordischen Grünen 
Linken (GUE/NGL) im EP treten Violeta Tomič  aus 
Slowenien und Nico Cué aus Belgien an.

Auch die Linke setzt sich in ihrem Wahlprogramm 
für eine neue EU-Verfassung ein. In dieser soll das 
EP deutlich gestärkt werden. Es soll das alleinige 
Haushaltsrecht und das Initiativrecht für Gesetzes-
vorschläge erhalten. Darüber hinaus soll es den 
Kommissionspräsidenten vorschlagen und wählen. 
Die Linke setzt auf den Fortbestand eines subsi
diären Europas, in dem die Entscheidungen auf der 
politischen Ebene getroffen werden, die am stärks-
ten davon tangiert ist, also kommunale Angelegen-
heiten in den Kommunen und Länderangelegen- 
heiten in den nationalen Parlamenten. Sozialpoli
tisch setzt sich die Linke für die Pflicht zur Ein
führung einer Mindestrente in allen Mitgliedstaaten 
und für eine europäische Arbeitslosenversiche-
rung ein, die über einen EU-weiten Solidarfonds 
finanziert wird. Überraschend umfangreich ist 
die gesundheitspolitische Agenda. So fordert Die 
Linke, dass jeder Mensch in der EU ein Recht auf 
universelle Gesundheitsversorgung und Zugang 
zu gut ausgestatteten, barrierefreien und gemein­
denahen Gesundheitsleistungen hat. Dazu will sie 
europaweite Gesundheitskonzerne regulieren und 
ihnen verbieten, an die Börse zu gehen. Konzerne 
sollen in öffentliches Eigentum überführt und unter 
demokratische Kontrolle gestellt werden. Medi­
kamentenpreise sollen reguliert, eine europaweite 
Preisbindung und eine EU-Notstandsverordnung  
für Generika eingeführt werden. Um die Arbeits­
bedingungen in der Pflege zu verbessern, will  
Die Linke einen europaweiten Pflegemindestlohn, 
der alle Tätigkeiten in der (Alten-)Pflege absichert, 
eine verbindliche gesetzliche Personalbemessung 
und europaweite Mindeststandards bei Löhnen 
und Personalschlüssel. Ferner soll die europäische 
Dienstleistungsrichtlinie im Bereich von Gesund­
heit und Pflege zukünftig nicht mehr angewendet 
werden. 

Fo
to

: E
ur

op
ea

n 
G

re
en

 P
ar

ty
;P

riv
at

Fo
to

: U
w

e 
Vö

lk
ne

r/
FO

XBündnis 90/ 
Die Grünen
Ska Keller,  
Sven Giegold

Die Linke 
Özlem Alev Demirel,  
Martin Schirdewan

TITELTITEL



3 FRAGEN AN
Ilka Wölfle

Im letzten Jahr feierte die Europavertretung 
ihren 25. Geburtstag. Welche Bedeutung hat die 
Repräsentanz der deutschen Sozialversicherung 
auf europäischer Ebene?
Schon in Zeiten der Gründung der Europavertretung 
traf Europa zahlreiche politische Entscheidungen 
im wirtschaftlichen und sozialen Bereich mit unmit-
telbaren und mittelbaren Auswirkungen auf die 
Sozialversicherung. Es ist deswegen unabdingbar, 

dass wir sehr früh die unsere Mitgliedsverbände 
tragenden Prinzipien von Selbstverwaltung und 
solidarischer sozialer Sicherung in die europäische 
Politik einbringen. Mit einer permanenten Interes-
senvertretung – wir waren lange Jahre das einzige 
europäische Sozialsystem mit einer solchen Ein-
richtung in Brüssel – wurde unser Einfluss sicher
gestellt. Wegen unserer gebündelten Präsenz  
vor Ort können wir auf sehr vielen Gebieten und  
bei vielen Projekten der Europäischen Union (EU) 
unterstützende Hilfe geben. 

Die Europavertretung begleitet Gesetzgebungs­
verfahren und Initiativen auf europäischer 
Ebene. Inwiefern berühren Entscheidungen in 
Europa die Sozialsysteme in Deutschland?
Auch wenn die EU im Bereich der Gesundheits- und 
Sozialpolitik nur begrenzte Einflussmöglichkeiten 
hat, war schon früh absehbar, dass das Voran
treiben der wirtschaftlichen Integration der EU und  
ihrer Gesetzgebung einen wesentlich höheren 

Einfluss auf sozial- und gesundheitsrelevante Politik 
verschaffen würde. Ein aktuelles Beispiel sind die 
Bestrebungen der EU, die Bewertung von Gesund-
heitstechnologien zu harmonisieren. Verbindliche 
europäische Health Technology Assessment (HTA)-
Bewertungen sollen nach dem Wunsch der EU-
Kommission die Basis für nationale Entscheidungen 
zur Preisbildung und Erstattung werden. Es ist nicht 
überraschend, dass die Frage der Verbindlichkeit 
der europäischen HTA-Bewertungen für nationale 
Entscheidungen politisch kontrovers diskutiert 
wird. Auch wir haben uns hier für die gesetzlichen 
Krankenkassen eingebracht und dafür plädiert, 
bestehende Kooperationen bei der Bewertung von 
Arzneimitteln und Medizinprodukten fortzusetzen 
und nur schrittweise auszuweiten.

Welche Rolle spielen die sozialen Sicherungs­
systeme auf dem politischen Parkett Europas?
Vor allem die Wirtschaftskrise und gesamtgesell
schaftliche Veränderungen, wie etwa demografische 
Entwicklungen und Veränderungen der Arbeitswelt, 
stellen die Finanzierung sozialer Sicherungssysteme 
der europäischen Länder vor immer größer wer-
dende Herausforderungen. Insbesondere Frankreich 
arbeitet darauf hin, die unterschiedlichen sozialen 
Sicherungssysteme zu harmonisieren. Dies wäre 
allerdings oft nicht im Interesse der Versicherten, 
und eine politische Mehrheit wird es dafür aus guten 
Gründen auch in den kommenden Jahren nicht 
geben. Vielmehr muss auch in Zukunft die EU ihre 
entscheidende Rolle bei der Koordinierung der sozi-
alen Sicherungssysteme spielen und die Kooperation 
der Mitgliedstaaten dort fördern, wo ihr Mehrwert 
offenkundig ist. Ein ausbaufähiger Ansatz sind etwa 
die Europäischen Referenznetzwerke, die Patienten 
in allen EU-Mitgliedstaaten den Zugang zur Dia
gnose und Behandlung seltener und hochkomplexer 
Erkrankungen ermöglichen und erleichtern sollen.

Die Spitzenverbände der deutschen Sozialversicherung haben sich mit  
Blick auf ihre gemeinsamen europapolitischen Interessen 1993 zur 
Deutschen Sozialversicherung Arbeitsgemeinschaft Europa e. V. zusam-
mengeschlossen. Der Trägerverein hat seinen Sitz in Berlin, in Brüssel 
wurde ein Verbindungsbüro errichtet, die sogenannte Europavertretung 
der Deutschen Sozialversicherung. Direktorin ist Ilka Wölfle.

„Wir können auf sehr vielen 
Gebieten und bei vielen 
Projekten der EU unterstüt-
zende Hilfe geben.“
Ilka Wölfle
Direktorin Europavertretung der Deutschen 
Sozialversicherung
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Die Linke 
Özlem Alev Demirel,  
Martin Schirdewan
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INTERVIEW

„Patienten noch besser  
vor fehlerhaften  
Produkten schützen“
Am 26. Mai 2019 finden in Deutschland die Wahlen für das Europäische Parlament  
statt. Wahrscheinlich werden auch die Abgeordneten Dr. Peter Liese (CDU)  
und Tiemo Wölken (SPD) wieder vertreten sein. Liese steht auf der Landesliste  
Nordrhein-Westfalens auf dem ersten Platz und Wölken nimmt in der  
SPD-Bundesliste Platz 12 ein. 

Im Interview mit ersatzkasse magazin. erläutern die Parlamentarier ihre Posi- 
tionen zu dringlichen Themen der europäischen Gesundheitspolitik, etwa der  
Qualitätssicherung von Medizinprodukten, explodierenden Kosten im Arznei- 
mittelbereich und der länderübergreifenden Digitalisierung.

Foto: VanderWolf Images /Adobe Stock
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Beim Blick auf die Wahlprogramme von SPD und 
CDU/CSU fällt auf, dass darin kaum etwas zu ge­
sundheitspolitischen Themen steht. Woran liegt 
das? Spielen Gesundheitsthemen bei Europa­
wahlen keine Rolle?
Peter Liese Das Europawahlprogramm von 
CDU/CSU ist bewusst kurz gehalten, es fin-
den sich aber auch gesundheitspolitische Fra-
gen, wie die Bekämpfung von Krebs, welches 
ein sehr wichtiges persönliches Anliegen un-
seres Spitzenkandidaten Manfred Weber ist. 
Er wird auch persönlich vor der Wahl noch 
klare Position beziehen. 

Tiemo Wölken Wenn wir an die EU denken, 
denken wir in der Tat selten an Gesundheits-
politik. Viele glauben, in diesem wichtigen Be-
reich seien alleine die Mitgliedstaaten zustän-
dig. Das ist jedoch ein Trugschluss. Von der 
Qualität von Medizinprodukten und der di-
gitalen Gesundheit über die Bekämpfung von 
Antibiotikaresistenz bis zur Möglichkeit, sich 
grenzüberschreitend im EU-Ausland behan-
deln zu lassen, das alles ist europäische Ge-
sundheitspolitik und spielt in der Tat eine sehr 
große Rolle. Auf europäischer Ebene müssen 
wir jedoch immer die richtige Balance finden, 
sodass einerseits die Subsidiarität gewahrt 
bleibt, die Bürger andererseits aber den größ-
ten Nutzen aus unserer Gesundheitspolitik 
ziehen können.

Da haben Sie die Themen mit besonderer euro­
päischer Relevanz bereits angesprochen. 
Schauen wir uns die Sicherheit von Medizinpro­
dukten genauer an. Der EU wird vorgeworfen, 
in diesem Bereich zu wenig für die Patienten­
sicherheit zu tun. Die Ersatzkassen fordern eine 
einheitliche europäische Zulassungsstelle für 
alle Hochrisikomedizinprodukte. Warum wei­
gert sich die EU?
Peter Liese Wir haben in langen Diskussionen 
die Frage immer wieder abgewogen und sind 
zu der Erkenntnis gekommen, dass es wichtig 
ist, dass System zum In-den-Verkehr-Bringen 
von Medizinprodukten zu verschärfen. Die 
Skandale der Vergangenheit, beispielswei-
se bei Hüft- oder Brustimplantaten, gebieten 
dies eindeutig. Ein völliger Systemwechsel hin 
zu einer zentralen Zulassung bei der Europä-
ischen Arzneimittelagentur (EMA) würde die 
Sache aber noch komplizierter machen. Auch 
bei Arzneimitteln gab es Skandale, deswegen 

bietet eine zentrale Zulassung durch eine eu-
ropäische Behörde keinesfalls hundertprozen-
tige Sicherheit. Die Verschärfung der Gesetz-
gebung muss jetzt umgesetzt werden. Sie sieht 
unangemeldete Kontrollen vor Ort vor, stär-
kere Überwachung der genannten Stellen und 
vieles mehr.

Tiemo Wölken Es waren Konservative und 
Liberale im Europaparlament, die auf Druck 
der Hersteller-Lobby unsere Forderung nach 
einer zentralen Zulassung für Hochrisikopro-
dukte durch die EMA verhindert haben. Die 
sozialdemokratische Fraktion kämpft schon 
seit 2012 für schärfere Vorschriften in Bezug 
auf Medizinprodukte und In-Vitro-Diagnos-
tika. Gegen die Konservativen und Liberalen 
im Ausschuss konnten wir 2013 immerhin un-
ser wichtigstes Ziel durchsetzen, die Patien-
ten besser vor fehlerhaften Produkten und de-
ren Zulassung zu schützen. Europas Bürger 
müssen sich nicht nur darauf verlassen kön-
nen, dass sie medizinisch einwandfrei behan-
delt werden, sondern auch darauf, dass wir in 
der EU die höchsten Standards bei Medizin-
produkten und Arzneimitteln wahren.

Damit sind wir bei der Arzneimittelzulassung. 
Die Kosten explodieren – gerade im Bereich der 
sogenannten Orphan Drugs. Arzneimittelex­
perten sehen die Ursachen dafür auch in der Zu­
nahme an beschleunigten Zulassungsverfahren 
durch die EMA. Was wollen Sie dagegen tun?
Peter Liese Grundsätzlich ist die beschleunig-
te Zulassung von Orphan Drugs sinnvoll. Nur 
so können wir Patienten mit seltenen Erkran-
kungen überhaupt helfen. Falls es dabei zu un-
berechtigten Mitnahmeeffekten kommt, muss 
man nachjustieren.

Tiemo Wölken Eine der obersten Prioritäten der 
EU im Gesundheitsbereich muss es sein, allen 
Patienten einen gleichermaßen gerechten und 
bezahlbaren Zugang zu lebensrettenden Arz-
neimitteln zu ermöglichen. Für das Wohlerge-
hen ganzer Bevölkerungsgruppen in Europa 
ist ein mangelhafter Zugang zu unverzicht-
baren Medizinprodukten eine ernste Bedro-
hung. Das bedeutet, dass Medikamente, selbst 
für seltene Krankheiten, nicht nur sicher und 
wirksam sind, sondern auch jederzeit verfüg-
bar und erschwinglich sein sollten. Faktoren 
wie die Auswahl an Medikamenten auf dem 

Dr. med. Peter Liese, 
geboren am 20. Mai 1965 
in Olsberg, ist Arzt und 
CDU-Politiker. Nach 
seinem Medizinstudium 
promovierte er 1992 
am humangenetischen 
Institut der Universität 
Bonn. Danach arbeitete 
er in Mittelamerika in 
einem Krankenhaus und 
in Entwicklungshilfepro-
jekten, bevor er Stati-
onsarzt in der Kinderkli-
nik in Paderborn wurde. 
Zwischen 1994 und 2003 
praktizierte er in einer 
Gemeinschaftspraxis für 
Allgemeinmedizin und 
Innere Medizin. 1987 trat 
Liese in die CDU ein.  
Seit 1997 ist er Mitglied 
im Landesvorstand der 
CDU Nordrhein-Westfa-
len. Über die Landesliste 
wurde er 1994 in das 
EU-Parlament gewählt. 
Seitdem vertritt er als 
EU-Abgeordneter die 
Region Südwestfalen. 
Liese ist gesundheits
politischer Sprecher der 
Europäischen Volks
partei (EVP).
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Markt, die Schwerpunktbereiche der Pharma-
forschung oder die Preisfestsetzungs-, Kosten
eindämmungs- und -Erstattungsrichtlinien 
einzelner Länder beeinflussen die Verfügbar-
keit. Wir Sozialdemokraten wollen, dass die-
se Faktoren analysiert werden, um Hinder-
nisse zu beseitigen und Ungleichheiten beim 
Zugang zu Medikamenten und Behandlungen 
für Patienten zu verringern. 

Besondere Relevanz für Europa hat auch die 
Zunahme von Antibiotikaresistenzen. Eine Ur­
sache wird in der Landwirtschaft gesehen. Die 
EU will sich dafür einsetzen, den Antibiotika-
Einsatz zu reduzieren. Schafft sie es, sich gegen 
die mächtige Landwirtschaftslobby durchzu­
setzen?
Peter Liese Wir haben – auch gegen Wider-
stand der Vertreter der Landwirtschaft – eine 
Reform des Veterinärarzneimittelrechts der 
EU beschlossen. Die Antibiotikagabe wird 
sehr viel strenger überwacht und bestimm-
te Reserveantibiotika, die in der Humanme-
dizin unverzichtbar sind, werden in der Tier-
zucht komplett verboten. Aus meiner Sicht ist 
jetzt die Humanmedizin selbst am Zug. Immer 
noch werden viele Arzneimittel unkritisch 
und ohne wirkliche Indikationsstellung ver-
ordnet. Und an der Hygiene im Krankenhaus 
hapert es nach wie vor. Darüber hinaus brau-
chen wir dringend einen gesetzlichen Rah-
men, damit sich die Entwicklung neuer Anti-
biotika lohnt.

Tiemo Wölken Neben der Reform des Veteri-
närarzneimittelrechts hat das Parlament un-
ter Federführung der Sozialdemokraten im 
vergangenen Jahr den Aktionsplan zur Be-
kämpfung antimikrobieller Resistenzen ver-
abschiedet, der zu entschlossenem Handeln 
aufruft. Wir setzen uns für einen umsichtigen 
Einsatz von Antibiotika und eine vorausschau-
ende Infektionsprävention und -bekämpfung 
in allen Bereichen der Gesundheitsversorgung 
ein. Selbstverständlich betrifft Antibiotikare-
sistenz neben der Humanmedizin auch Vete-
rinärmedizin, Tierhaltung, Landwirtschaft, 
Umwelt und Handel. Es darf nicht dazu kom-
men, dass gesunde Tiere Antibiotika verab-
reicht bekommen und dadurch unnötig Resis-
tenzen aufgebaut werden. Resistenzen können 
nur mit einem ganzheitlichen Ansatz auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene und einer 

engen Zusammenarbeit im öffentlichen Ge-
sundheits- und Veterinärwesen wirksam be-
kämpft werden. Die EU nimmt hier bereits 
heute eine Vorreiterrolle bei Forschung und 
Innovation in der Diagnostik und bei der Be-
handlung ein.

Kommen wir zum Thema digitale Gesundheit. 
Können wir Deutschen in Sachen Digitalisierung 
von den anderen europäischen Ländern lernen?
Peter Liese Wir können sehr stark von anderen 
europäischen Ländern lernen. Die Patienten 
verlangen auch mittlerweile massiv den Ein-
satz digitaler Technik. Deutschland muss drin-
gend aufholen. Das Europäische Parlament 
und die Europäische Kommission haben schon 
2011 im Rahmen der Patientenrechterichtlinie 
auf stärkere Harmonisierung in diesem Be-
reich gedrängt. Leider tritt Deutschland im-
mer auf die Bremse, das muss sich meiner Mei-
nung nach ändern.

Tiemo Wölken Im europäischen Vergleich be-
wegt sich Deutschland nur langsam voran. So 
sind die Krankenkassen erst ab 2021 verpflich-
tet, ihre Versicherten mit einer elektronischen 
Gesundheitskarte auszustatten. Auch die Ver-
wendung von eRezepten soll voraussichtlich 
erst im Frühjahr 2020 möglich sein. Der im-
mer größere Einfluss von E-Health wird al-
lerdings europaweit von grundlegender Be-
deutung für die Art und Weise sein, wie wir 
in Zukunft eine hochwertige Gesundheitsver-
sorgung erreichen. Dies betrifft insbesondere 
den Umgang mit personenbezogenen Daten. 
Der Datenschutz darf nicht nur als Innovati-
onshemmnis gesehen werden, sondern muss 
integraler Bestandteil der Entwicklung sein. 
Es muss zum Beispiel die sichere Übertragung 
von Gesundheitsdaten im digitalen Binnen-
markt möglich sein, um auch im EU-Ausland 
eine angemessene Behandlung zu erhalten. 
Diese Themen können nur durch eine koordi-
nierte, sorgfältige und wirksame EU-Regulie-
rung gelöst werden.

Was tut die EU, um eine grenzüberschreiten­
de Inanspruchnahme im Bereich E-Health zu 
ermöglichen?
Peter Liese Die EU muss hier im Sinne von 
Patienten und Ärzten eine Führungsrolle ein-
nehmen. Die Digitalisierung schreitet auch im 
Gesundheitsbereich immer weiter voran und 

Wir brauchen 
einen gesetzli-
chen Rahmen, 
damit sich die 
Entwicklung 
neuer Antibio-
tika lohnt.
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Tiemo Wölken, geboren 
am 5. Dezember 1985 in 
Otterndorf, ist Rechtsan-
walt und SPD-Politiker. 
Drei Jahre vor Beginn 
seines Studiums der 
Rechtswissenschaften 
2006 in Osnabrück trat 
er der SPD-Jugendorga-
nisation Jusos bei – und 
ein Jahr später der SPD. 
Während seiner aka-
demischen Ausbildung 
beschäftigte sich Wölken 
intensiv mit europäi-
schem Recht. Von 2015 
bis 2016 arbeitete er als 
wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am „Lehrstuhl 
für Öffentliches Recht, 
insbesondere Europa- 
und Völkerrecht“ an der 
Deutschen Universität für 
Verwaltungswissenschaf-
ten in Speyer. Ebenfalls 
2016 rückte Wölken für 
den EU-Abgeordneten 
Matthias Groote in das 
EU-Parlament nach. 
Dort vertritt er die Region 
Weser-Ems und ist stell-
vertretendes Mitglied 
im Gesundheitsaus-
schuss.

wir sollten die Chancen, die dies bietet, nicht 
ungenutzt lassen. Patienten besuchen heute 
unter anderem dank der EU-Patientenrechte-
richtlinie Ärzte im benachbarten EU-Ausland. 
Da ist es doch nur angebracht und folgerich-
tig, wenn den Ärzten dort auch alle relevanten 
Informationen über den Patienten vorliegen. 
Die EU sollte deshalb aus meiner Sicht die Vo-
raussetzungen schaffen, dass die verschiede-
nen Systeme zumindest kompatibel sind, wenn 
es schon kein einheitliches System gibt. Auch 
der Datenschutz muss dann natürlich europa-
weit einheitlich gewährleistet werden.

Tiemo Wölken Das Ziel muss es sein, den Bür-
gern EU-weit Zugang zu einer vollständigen 
elektronischen Datei ihrer Gesundheitsdaten 
zu geben. Auf diese Weise sollten sie in der 
Lage sein, die Kontrolle über ihre Gesund-
heitsdaten zu behalten und sie für medizini-
sche Behandlung, Vorsorge, Forschung oder 
für andere Zwecke, die sie für angemessen hal-
ten, zur Verfügung zu stellen. Der unbefugte 
Zugriff auf die Daten muss ausgeschlossen und 
strafrechtlich sanktioniert werden.

Noch eine Frage zum politischen System der EU. 
Immer wieder wird kritisiert, dass das europä­
ische Parlament zu geringe Einflussmöglich­
keiten habe, etwa Gesetzgebungsprozesse an­
zustoßen. Was soll aus Ihrer Sicht geschehen, 
damit der Einfluss des Parlaments größer wird? 
Peter Liese Das Europäische Parlament hat 

umfassende Rechte, zum Teil sogar mehr als 
der Deutsche Bundestag. Beispielsweise füh-
ren wir Anhörungen mit den Kommissarsan-
wärtern durch. Nur wer zeigt, dass er von dem 
Thema – zum Beispiel Gesundheit – Ahnung 
hat und auch eine Vorstellung davon, wohin es 
gehen soll, kann Kommissar werden. Das wäre 
in Deutschland und in deutschen Bundeslän-
dern sicher auch ein gutes Instrument. Auch in 
Berlin werden Gesetze meist nicht vom Bun-
destag, sondern von der Bundesregierung vor-
geschlagen. Deshalb ist die Frage des Initiativ-
rechtes sekundär, aber selbstverständlich wäre 
es sinnvoll, das einzufügen. Die Diskussion da-
rum darf nun beim besten Willen nicht dazu 
führen, dass man die Wahl als unbedeutend 
ansieht. Das Europäische Parlament entschei-
det konkret, auch im Rahmen der Gesund-
heitspolitik, daher sollte jeder Bürger von sei-
ner Stimme Gebrauch machen. 

Tiemo Wölken Das Parlament hat mehr Rech-
te als gemeinhin angenommen wird. So müs-
sen wir der Kommission in Gänze zustimmen 
und hören jeden Kommissar vor der Zustim-
mung in einem intensiven Hearing an. Dieses 
Recht hätten viele Bundestagsabgeordnete si-
cher gern, wenn Minister durch die Kanzle-
rin berufen werden. Dennoch ist es an der Zeit, 
das Europaparlament mit einem echten Initi-
ativrecht auszustatten, damit nicht die Kom-
mission alleine das Monopol hat, neue Geset-
zesvorschläge zu machen. 

Europa
Die Festlegung der Gesundheitspolitik sowie die 
Organisation und Finanzierung des Gesundheits
wesens und der medizinischen Versorgung ist in der 
Europäischen Union eine Angelegenheit der Natio
nalstaaten. Grundsätzlich kommen europäische 
gesetzgeberische Maßnahmen dort zum Einsatz, 
wo Ziele allein durch nationale Regelungen nicht zu 
erreichen sind. Das entspricht dem in der Euro-
päische Union geltenden Subsidiaritätsprinzip. Im 
Gesundheitsschutz ist dies unter anderem der Fall 
bei Maßnahmen zur Festlegung von Qualitäts- und 
Sicherheitsstandards für Arzneimittel und Medizin-
produkte, der Bekämpfung grenzüberschreitender 
Gesundheitsgefahren und Fragen der Freizügigkeit 

von Leistungserbringern im Gesundheitswesen. 
Seit 1995 wird beispielsweise die Sicherheit und 
Wirksamkeit neuer Arzneimittel zentral durch 
die European Medicines Agency (EMA) geprüft. 
Aktuell strebt die Europäische Union an, auch die 
Nutzenbewertung zu vereinheitlichen. Wichtige 
Regelungen mit Auswirkungen für die Gesundheits-
versorgung entstehen regelmäßig auch dann, wenn 
die Europäische Union den Binnenmarkt gestaltet 
und die Grundfreiheiten der Europäische Union 
auslegt. Beispiele sind hier Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, 
die Versicherungsvermittlungsrichtlinie oder Refor-
men der Mehrwertsteuervorschriften. 
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GLOSSAR

Wichtige Begriffe rund um die EU

Binnenmarkt
Der gemeinsame Binnenmarkt der EU wird durch die vier Grund-
freiheiten determiniert: freier Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- 
und Personenverkehr. Die Vollendung des Binnenmarkts ist 
aktuell über Schaffung eines digitalen Binnenmarkts angestrebt. 
Im Gesundheitswesen können diese Freiheiten zum Schutz der 
nationalen Sozialsysteme eingeschränkt werden. Freizügigkeit  
wird mit den Koordinierungsvorschriften über die Systeme der 
sozialen Sicherheit sowie den Regeln zur grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung (Fachkräfte- und Patientenmobilität) 
verwirklicht.

Delegierter Rechtsakt
Rat und Parlament ermächtigen die KOM, Durchführungsbestim-
mungen und ergänzende Rechtsakte zur Umsetzung von Verord-
nungen und Richtlinien zu erlassen. Eine gesonderte Zustimmung 
zum delegierten Rechtsakt durch EP und ER ist nicht notwendig.

Europäische Freihandelsassoziation (EFTA)
Gemeinschaft der Staaten Island, Liechtenstein, Norwegen und 
Schweiz. Dient nur dem Wirtschaftswachstum, nicht der Integra-
tion in die EU; Stärkung des Freihandels, Abschaffung (nicht-)tarifä-
rer Handelshemmnisse, Vereinheitlichung technischer Normen, 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit. Sitz in Genf.

Europäische Kommission (KOM)
Exekutivorgan der EU mit Verwaltungsapparat. Hat das alleinige 
Initiativrecht für die Erarbeitung neuer EU-Rechtsvorschriften, 
überwacht deren Umsetzung und Einhaltung. Kann Vertragsver-
letzungsverfahren einleiten. Setzt Beschlüsse von EP und Rat um. 
Verwaltet den Haushalt. Setzt sich aus einem Kommissar je Mit-
gliedstaat zusammen, Kommissionspräsident wird für fünf Jahre 
gewählt. Hauptsitz in Brüssel.

Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union
Die Grundrechtecharta kodifiziert die bürgerlichen, politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte europäischer Bürger auf 
EU-Ebene. Seit dem Vertrag von Lissabon für EU-Institutionen 
und EU-Mitgliedstaaten (außer Polen und Vereinigtes Königreich) 
verbindlich, soweit sie Gemeinschaftsrecht umsetzen. Soweit 
nationale Verfassungen weitergehende Grundrechte garantieren, 
werden diese nicht eingeschränkt.

Europäische Arzneimittelagentur (EMA)
Zuständig für die Beurteilung und Überwachung von Human- und 
Tierarzneimitteln. Die KOM entscheidet auf Basis dieser Beur-
teilungen über Zulassungsanträge in der EU; zentrale Zulassung 
gilt für den gesamten EWR; setzt sich zusammen aus sieben 

wissenschaftlichen Ausschüssen; ihre Mitglieder werden von den 
nationalen Arzneimittelbehörden ernannt; Sitz bisher in London, 
seit März 2019 in Amsterdam.

Europäische Gesundheitsplattform
Berät die KOM und ggf. auch die Mitgliedstaaten in Gesundheits-
fragen. Informiert und bezieht Interessengruppen in die euro
päische Gesundheitspolitik ein, trägt zur Erarbeitung politischer 
Maßnahmen bei. Setzt sich zusammen aus rund 50 Nichtregie-
rungsorganisationen und europäischen Dachorganisationen aus 
dem Gesundheitsbereich.

Europäisches Parlament (EP)
Vertritt die Bürger in der EU. Kann zusammen mit dem Rat Legis
lativvorschläge annehmen und ändern. Übt demokratische 
Kontrolle aus (wählt Kommissionspräsidenten und Kommissare), 
Haushaltsbefugnis, Arbeit in Ausschüssen. EP-Präsident wird  
für die Dauer von zweieinhalb Jahren gewählt. Offizieller Sitz in 
Straßburg, Ausschuss- und Fraktionssitzungen überwiegend in 
Brüssel, Verwaltung teilweise in Luxemburg.

Europäischer Rat (ER)
Setzt sich zusammen aus den Staats- und Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten, den Präsidenten des ER und der KOM sowie dem Hohen  
Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik. Tagt mindestens 
zweimal im Halbjahr (EU-Gipfel) und legt allgemeine politische Leit- 
linien und Grundsatzentscheidungen der Union fest. Sitz in Brüssel.

Europäischer Wirtschaftsraum (EWR)
Weiterentwickelte Freihandelszone zwischen EU und EFTA, jedoch 
ohne Teilnahme der Schweiz. Ausdehnung des Binnenmarktes  
und Einhaltung der Wettbewerbsregeln; keine gemeinsame Agrar-
politik, keine Zölle, jedoch Grenzkontrollen.

Europarat
Wahlen zum EP in den Mitgliedstaaten. Mitglieder des EP werden 
seit 1979 von den Bürgern für einen Zeitraum von fünf Jahren direkt 
gewählt (Verhältniswahlsystem); unterschiedliche Wahlverfahren 
und Wahltermine in den Mitgliedstaaten. Die Wahlen zur neunten 
Wahlperiode finden vom 23. bis 26. Mai 2019 statt.

Fraktionen
Abgeordnete des EP schließen sich nach politischer Zugehörigkeit 
zusammen; mindestens 25 Abgeordnete sind zur Bildung einer 
Fraktion erforderlich. Derzeit acht Fraktionen und 22 fraktionslose 
Abgeordnete. In jeder Fraktion müssen Abgeordnete aus wenigs-
tens einem Viertel der Mitgliedstaaten vertreten sein. Mitglied-
schaft in mehreren Fraktionen ist nicht möglich. Die Aufnahme in 
eine Fraktion ist zum Teil von deren Zustimmung abhängig.
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Fraktion Progressive Allianz der Sozialisten und 
Demokraten im EP (S & D)
Zweitgrößte Fraktion im EP; setzt sich zusammen aus sozial
demokratischen Parteien aus der EU (z. B. SPD) und Mitgliedern, 
die keiner Partei auf EU-Ebene angehören, aber ihrem politischen 
Programm nach der Sozialdemokratie nahestehen.

Europäische Union (EU)
Staatenverbund aus derzeit 28 Staaten in Europa. Gründungsmit-
glieder 1957: Deutschland, Frankreich, Italien und die Benelux-
Staaten; Erweiterungen: 1973: Vereinigtes Königreich, Irland und 
Dänemark; 1981: Griechenland; 1986: Spanien und Portugal; 
1995: Schweden, Finnland, Österreich; 2004: Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Tschechien, Slowenien, Slowakei, Ungarn, Malta 
und Zypern; 2007: Rumänien und Bulgarien; 2013: Kroatien.

Europäische Zentralbank (EZB)
Notenbank der EU, zuständig für die Festlegung und Durchführung 
der Geldpolitik für das Euro-Währungsgebiet. Führt Devisenge-
schäfte durch, stellt das reibungslose Funktionieren der Zahlungs-
systeme und die Preisstabilität sicher. Bildet mit den nationalen 
Zentralbanken der EU-Staaten das Europäische System der Zen
tralbanken. Sitz in Frankfurt am Main.

Eurozone
19 Mitgliedstaaten führen den Euro als gemeinsame Währung und 
bilden damit die Eurozone: Belgien, Deutschland, Estland, Finn-
land, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, 
Luxemburg, Malta, die Niederlande, 

Österreich, Portugal, Slowakei, Slowenien, Spanien und die Repu-
blik Zypern.

Fraktion Europäische Volkspartei (EVP)
Größte Fraktion in der achten Wahlperiode. Setzt sich aus christ-
lich-demokratischen und konservativ-bürgerlichen Mitglieds
parteien aus der gesamten EU zusammen, darunter die CDU/CSU 
aus Deutschland.

Fraktion Europäische Konservative und Refor-
misten (EKR)
Konservative und EU-kritische Fraktion im EP; umfasst u. a. Abge-
ordnete der deutschen Parteien ALFA und AfD.

Fraktion Allianz der Liberalen und Demokraten 
für Europa (ALDE)
Besteht aus den Abgeordneten der „ALDE-Partei“ (liberale Par-
teien, z. B. die FDP aus Deutschland) und der „Europäischen 
Demokratischen Partei“ (Vereinigung von Zentrumsparteien, z. B. 
„Freie Wähler“ aus Deutschland).

Fraktion Vereinte Europäische Linke/Nordische 
Grüne Linke (GUE/NGL)
Setzt sich aus Abgeordneten sozialistischer und kommunistischer 
Parteien zusammen, z. B. Die Linke aus Deutschland.

Fraktion Die Grünen/Europäische Freie Allianz 
(Grüne/EFA)
Besteht überwiegend aus Mitgliedern der „Europäischen Grünen 
Partei“ (z. B. Bündnis 90/Die Grünen aus Deutschland) und der 
„Europäischen Freien Allianz“.

Fraktion Europa der Freiheit und der direkten 
Demokratie (EFDD)
EU-skeptische und rechtspopulistische Fraktion im EP.

Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit 
(ENF)
Setzt sich aus Mitgliedern von rechtspopulistischen bis rechts
extremen Parteien zusammen. Mehrheit der Mitglieder von der 
französischen Partei Front National.

Gericht der Europäischen Union (EuG)
Vormals Gericht erster Instanz; ist dem EuGH nachgeordnet und 
zu seiner Entlastung eingerichtet; für alle direkten Klagen (Nich-
tigkeit, Untätigkeit, Schadensersatz) zuständig. Ausnahme: Klagen 
sind dem Gerichtshof vorbehalten oder wurden an gerichtliche 
Kammern verwiesen.
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Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH)
Rechtsprechungsorgan der EU. Setzt sich zusammen aus einem 
Richter je Mitgliedstaat, die von acht Generalanwälten unterstützt 
werden. Kontrolliert die einheitliche Auslegung und Anwendung 
der EU-Rechtsvorschriften. Anwendung des europäischen Rechts 
auf Grundlage der Verträge und der daraus entstandenen Richt-
linien und Verordnungen. Entscheidet bei Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Mitgliedstaaten, EU-Institutionen, Unternehmen und 
Privatpersonen. Sitz in Luxemburg.

Gesetzgebungsverfahren auf EU-Ebene
Unterscheidung zwischen ordentlichem Verfahren, Anhörungs-
verfahren und Zustimmungsverfahren.

Ordentliches Verfahren
Wichtigstes Rechtsetzungsverfahren in der EU. Von der KOM vorge-
schlagene Gesetze werden vom EP und Rat gemeinsam angenom-
men oder verworfen. Ohne Einigung kann kein Rechtsakt zustande 
kommen, bei anhaltender Uneinigkeit wird ein Vermittlungsaus-
schuss eingesetzt. Kann bis zu drei Lesungen umfassen. Trend zum 
informellen Trilog.

Petition
Grundrecht der EU-Bürger. Können alle Personen/Organisationen 
mit Wohnort/Sitz in der EU als Einzelbeschwerde an das EP 
richten. Bezieht sich auf Angelegenheiten von öffentlichem oder 
privatem Interesse. Petitionsausschuss des EP prüft die Petition 
und verweist ggf. an die KOM. Bei Feststellung eines Verstoßes 
gegen EU-Recht wird beim EuGH Klage erhoben.

Präsident des Europäischen Rates (PER) 
Oft als EU-Ratspräsident bezeichnet. Position innerhalb des Insti-
tutionengefüges der Europäischen Union. Wurde mit dem Vertrag 
von Lissabon geschaffen. Der Präsident leitet die Sitzungen des ER, 
hat dort jedoch kein Stimmrecht. Das Amt trat an die Stelle des 
früheren Vorsitzenden des ER.

Primärrecht
Europäische Verträge, durch den ER ausgehandelt und von den 
Mitgliedstaaten ratifiziert. Legt die Grundordnung der EU fest und 
allgemeine Rechtsgrundsätze, wie die vom EuGH verbindlich for-
mulierten Grundrechte oder objektive rechtstaatliche Prinzipien.

Rat der Europäischen Union
Auch Ministerrat genannt. Zentrales Entscheidungsorgan der EU. 
Besteht aus Fachministern der EU-Mitgliedstaaten, wechselt seine 
Zusammensetzung je nach Beratungsgegenstand. Verabschiedet 
(zum Teil zusammen mit dem EP) Verordnungen, Richtlinien, Ent-
schließungen, Schlussfolgerungen. Vorsitz wechselt halbjährlich 
mit der EU-Ratspräsidentschaft.

Ratspräsidentschaft
Vorsitz im Rat. Wird von den EU-Mitgliedstaaten im Turnus 
wahrgenommen und wechselt alle sechs Monate. Neu seit 
Lissabon-Vertrag: Dreiervorsitz für einen Achtzehnmonatszeit
raum formuliert langfristige Ziele und erarbeitet ein gemein- 
sames, nachhaltigeres Programm. Jedes der drei Länder stellt  
ein eigenes, detaillierteres Sechsmonatsprogramm auf.

Richtlinie
Form der europäischen Gesetzgebung; muss von den Mitglied-
staaten innerhalb bestimmter Frist in nationales Recht umgesetzt 
werden; Staaten haben jedoch gewissen Spielraum zur Erreichung 
des Richtlinienziels (Wahl der Mittel), z. B. Richtlinie über die Aus-
übung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesund-
heitsversorgung.

Sekundärrecht
Entspricht der Gesetzgebung der EU. Wird im Rahmen der primär-
rechtlichen Verträge und gemäß den dort festgelegten Regeln  
von EP und Rat erlassen. Beinhaltet verbindliche und nicht-ver-
bindliche Rechtsakte: Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen/
Beschlüsse, delegierte Rechtsakte, Empfehlungen und Stellung-
nahmen.

Trilog 
Verhandlung zwischen EP, Rat und KOM. In den EU-Verträgen dann 
vorgesehen, wenn der Rat Änderungsvorschlägen des EP aus  
der zweiten Lesung nicht zustimmt. Verhandlungen im Rahmen 
eines Vermittlungsausschusses. Informeller Trilog (ist vertraglich 
nicht festgelegt) beschleunigt das Gesetzgebungsverfahren, 
indem die Kompromissfindung im Dreiertreffen zwischen KOM, EP 
und Rat nach der ersten oder vor der zweiten Lesung vorbereitet 
wird. Dieses Verfahren wird immer häufiger genutzt.

Verordnung
Höchste Form der europäischen Gesetzgebung. Gilt unmittelbar 
in jedem Mitgliedstaat, bedarf keiner Umsetzung durch nationale 
Gesetzgeber. Steht im Konfliktfall über den nationalen Gesetzen, 
z. B. Datenschutz-Grundverordnung, Medizinprodukte-Verordnung.

Vertragsverletzungsverfahren
Eine Form der Klage vor dem EuGH. Kann von der KOM oder 
einem Mitgliedstaat angestoßen werden. Richtet sich immer gegen 
einen Mitgliedstaat, dem vorgeworfen wird, seine vertraglichen 
Pflichten zu verletzen. Stellt der EuGH eine Vertragsverletzung 
fest, muss der betreffende Staat den Mangel beheben, ansonsten 
wird beispielsweise ein Zwangsgeld erhoben.

Zollunion
Besteht seit 1968 in der EWG. Bewirkt, dass der Handel zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten nicht durch Zölle behindert wird. Gemein-
same Außenzölle für Importe aus Drittstaaten.
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EMA

Umzug nach 
Amsterdam
Die Europäische Arzneimittel-
Agentur, englisch European 
Medicines Agency (EMA), hat am 
9. Januar 2019 ihren vorläufigen 
neuen Hauptsitz in Amsterdam 
eröffnet. Der Umzug der EU-
Behörde ist eine konkrete Folge 
des geplanten Austritts Großbri-
tanniens aus der Europäischen 
Union (EU). So fällt mit dem Brexit 
London als bisheriger EMA-Stand-
ort weg. Insgesamt hatten sich 
19 europäische Städte um den 
künftigen Sitz der EMA beworben, 
darunter auch Bonn. 

Im Auftrag der Niederlande wird 
zurzeit im Finanzzentrum der 
Hauptstadt eine neue Zentrale 
für die EMA gebaut. Diese kostet 
300 Millionen Euro und soll im 
November 2019 bezugsfertig sein. 
Die vorzeitige Kündigung des 
Mietvertrags über die ehemaligen 
Büros im Londoner Finanzviertel 
Canary Wharf durch die EMA 
verwarf derweil ein britisches 
Gericht. Dem Urteil zufolge müsse 
die Behörde weiterhin ihre Pflich-
ten aus dem Mietvertrag erfüllen. 
Dieser läuft noch bis 2039 und ist 
etwa 575 Millionen Euro wert.

Die EMA ist verantwortlich für die 
wissenschaftliche Beurteilung 
und Überwachung von Arznei-
mitteln, die in der EU zugelassen 
sind. Innerhalb der Agentur sind 
verschiedene Ausschüsse mit 
verschiedenen Zuständigkeiten 
befasst. In diesen Ausschüssen 
wird jeder EU-Mitgliedstaat sowie 
die EU-assoziierten Länder Island, 
Liechtenstein und Norwegen 
durch einen Repräsentanten ver-
treten.  ake
https://europa.eu unter Über die 
EU/Agenturen der EU

Das Rechtsetzungsverfahren 
Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren (Artikel 294 AEUV)

Quelle: vdek
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IGA.

Ratgeber  
Beruf & Pflege 

Berufstätig sein und Angehörige pflegen  
 – immer mehr Menschen in Deutschland  
müssen beides leisten. Rund 1,5 Millionen 
sind es nach Schätzungen bereits heute. 
Das stellt auch Unternehmen vor Heraus-
forderungen: Viele wissen nicht, wie sie 
ihre pflegenden Mitarbeiter unterstützen 
können. Mit ihrem neuen iga.Wegweiser 

„Beruf und Pflegeverantwortung“ bietet die 
Initiative Gesundheit und Arbeit (iga) hier-
bei Hilfe. Die kostenfreie Broschüre stellt 
ein Acht-Schritte-Programm vor, mit dem 
Führungskräfte und andere Personalver-
antwortliche die Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf im Betrieb verwirklichen oder 
verbessern können, um damit auch qualifi-
ziertes Personal in schwierigen Lebenslagen 
zu halten. Ein Notfallplan mit einer Check-
liste zeigt Sofortmaßnahmen auf für den Fall, 
dass Angehörige von Mitarbeitern plötzlich 
pflegebedürftig werden. Die vorgestellten 
Maßnahmen werden anhand anschaulicher 
Praxisbeispiele erläutert. Sie können zudem 
dabei helfen, die Fehlzeiten pflegender Kolle-
gen ohne zusätzliche Ressourcen von außen 
zu verringern. Des Weiteren informiert die 
iga.Broschüre über alle wichtigen gesetzli-
chen Regelungen zur Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf.  pm

G-BA 

Impfung gegen 
Gürtelrose wird 
Kassenleistung 
Die Impfung gegen Herpes zoster (Gürtelrose)  
wird für alle Personen ab einem Alter von 
60 Jahren sowie für Personen mit einer erhöh- 
ten gesundheitlichen Gefährdung ab einem 
Alter von 50 Jahren Pflichtleistung aller gesetz- 
lichen Krankenkassen. Das hat der Gemein-
same Bundesausschuss (G-BA) im März 2019 
beschlossen. Die Schutzimpfungsrichtlinie 
wird an die entsprechende Impfempfehlung  
der Ständigen Impfkommission (STIKO) 
angepasst.

Die Impfempfehlung der STIKO für alle Perso-
nen ab 60 Jahren berücksichtigt das mit dem 
Alter zunehmende Risiko für schwere Krank-
heitsverläufe des Herpes zoster und das Auf-
treten einer postherpetischen Neuralgie. Per-
sonen, die aufgrund einer Grunderkrankung 
eine erhöhte gesundheitliche Gefährdung 
haben, sollten sich der Empfehlung entspre-
chend bereits ab einem Alter von 50 Jahren 
impfen lassen. Zu diesen Grunderkrankun-
gen gehören beispielsweise Immundefizienz 
bzw. Immunsuppression, HIV-Infektion, 
rheumatoide Arthritis, systemischer Lupus 
erythematodes, chronisch entzündliche 
Darmerkrankungen, chronisch obstruktive 
Lungenerkrankung oder Asthma bronchiale, 
chronische Niereninsuffizienz und Diabetes 
mellitus.

Nach Untersuchungen des Robert Koch-Insti
tuts (RKI) erkranken in Deutschland jährlich 
deutlich mehr als 300.000 Personen an Her-
pes zoster. Etwa fünf Prozent von ihnen ent-
wickeln als Komplikation die postherpetische 
Neuralgie – das sind Nervenschmerzen, die 
Wochen bis Monate nach Abheilen des Haut-
ausschlages bestehen bleiben können.

Hintergrund: Seit dem 1. April 2007 sind 
Schutzimpfungen Pflichtleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). 
Zuvor waren sie freiwillige Satzungsleistun-
gen der Krankenkassen.  pm
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VERWALTUNGSGERICHT

Verbot eines  
Arzneimittelauto
maten bestätigt
Das Verwaltungsgericht Karlsruhe hat mit 
einem Urteil vom 4. April 2019 das behördli-
che Verbot, apothekenpflichtige Arzneimittel 
mittels eines Automaten in den Verkehr zu 
bringen, bestätigt. Die Klägerin, eine nieder-
ländische Versandapotheke, bot seit dem 
19. April 2017 in der Gemeinde Hüffenhardt 
eine „pharmazeutische Videoberatung mit 
angegliederter Arzneimittelabgabe“ an. Dazu 
wurde der Kunde in den Räumen einer ehe-
maligen Apotheke in Hüffenhardt über ein 
Videoterminal mit einem in den Niederlan-
den befindlichen Apotheker bzw. Pharma-
zeutisch-Technischen-Assistenten verbunden. 
Dieser entschied dann, unter anderem nach 
Kontrolle des eingescannten ärztlichen 
Rezepts, über die Ausgabe des von dem Kun-
den gewünschten Medikaments durch den 
mit einem Medikamentenlager verbundenen 
Arzneimittelautomaten.

Mit Bescheid vom 21. April 2017 untersagte 
das Regierungspräsidium Karlsruhe der Klä-
gerin die weitere Abgabe apothekenpflichti-
ger Arzneimittel sowie mit sofortiger Wirkung 
die weitere Abgabe verschreibungspflichtiger 
Arzneimittel mittels des Automaten. Zur 
Begründung führte das Regierungspräsidium 
Karlsruhe aus, die Klägerin verstoße gegen 
das Arzneimittelgesetz, da sie apotheken-
pflichtige Arzneimittel außerhalb einer Apo-
theke und nicht im Rahmen ihres Versand-
handels in den Verkehr bringe.

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin vor 
dem Verwaltungsgericht Karlsruhe Klage er- 
hoben. In der Begründung ihrer Klage vertrat 
die Klägerin insbesondere den Standpunkt, 
bei der Abgabe der Medikamente mittels 
Videochat handele es sich um eine Art des 
Versandhandels. Ihr Handeln sei deswegen 
von ihrer niederländischen Versandhandels-
erlaubnis gedeckt. Außerdem verstoße das 
Verbot gegen Europarecht. Das Verwaltungs-
gericht ist dieser Argumentation nicht gefolgt 
und hat die Klage abgewiesen.  pm

VERMISCHTES



SOZIALGERICHT 

Krankengeld  
im Urlaub 
Wer krank ist, kann Krankengeld erhalten. 
Dies gilt auch für jemanden, der während 
der Krankschreibung in Urlaub fährt. Vor-
aussetzung ist, dass die Arbeitsunfähigkeit 
durchgängig bescheinigt wird. Der behan-
delnde Arzt darf außerdem keine Bedenken 
gegen den Auslandsurlaub haben. Das hat 
das Sozialgericht Karlsruhe entschieden 
(Az.: S 4 KR 2398/17).

In dem verhandelten Fall bezog ein Mann 
Krankengeld von seiner gesetzlichen Kran-
kenkasse. Da er bereits vor seiner Erkran-
kung Urlaub gebucht hatte, fragte er nach, 
ob er für einen Erholungsurlaub mit seiner 
Familie für knapp zwei Wochen in ein Ferien-
haus an der Mittelmeerküste fahren könne. 
Dabei legte er eine Bescheinigung seines 
Arztes über seine Reisefähigkeit vor. Auch 
waren für diesen Zeitraum keine Arzttermine 
geplant. Die Krankenkasse wollte jedoch für 
den Auslandsurlaub kein Krankengeld zah-
len. Sie verwies unter anderem darauf, dass 
eine positive Auswirkung des Urlaubs auf die 
Genesung nicht gesichert sei.

Der Mann setzte seine Ansprüche auf Kran- 
kengeld beim Sozialgericht durch. Die 
Krankenkasse habe ihr Ermessen fehlerhaft 
ausgeübt, befand das Gericht. Sie hätte 
die möglichen Vorteile eines Erholungsur-
laubs für den Kläger besser berücksichtigen 
müssen. Auch habe die Krankenkasse  
nicht beachtet, dass der Urlaub schon vor 
der Arbeitsunfähigkeit gebucht war.  pm

GKV UND KBV

Gesundheitsunter
suchung: Übergangs-
frist sorgt für Klarheit
Der Spitzenverband der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) und die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung (KBV) haben sich 
am 9. April 2019 auf eine Übergangsfrist 
für die überarbeitete regelmäßige Gesund-
heitsuntersuchung verständigt. Beide Seiten 
vereinbarten, dass für Versicherte, bei denen 
im Jahr 2017 eine Gesundheitsuntersuchung 
(Check-up) durchgeführt worden ist, noch 
bis zum 30. September 2019 das „alte“ zwei-
jährige Untersuchungsintervall gilt.

Zum Hintergrund: Im vergangenen Jahr hatte 
der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
die Richtlinie zur Gesundheitsuntersuchung 
angepasst. Insbesondere wurden die Leistun-
gen ausgeweitet und die Untersuchungsinter-
valle für Versicherte ab 35 Jahre von zwei auf 
drei Jahre verlängert.  pm

MAGAZIN

Jahresverzeichnis
Das Jahresinhalts- und -Verfasserver
zeichnis für den 98. Jahrgang von 
ersatzkasse magazin. kann kostenlos als 
PDF-Datei heruntergeladen werden.  
Es beinhaltet die Gesamtübersicht der 
Themen und Autoren der sechs Ausgaben 
des Jahres 2018.
www.vdek.com unter Magazin/Jahresver-
zeichnisse

BUNDESÄRZTEKAMMER

Jeder achte Arzt 
kommt aus  
dem Ausland
Die Bundesärztekammer hat am 29. März 
2019 ihre Ärztestatistik für das Jahr 2018 
vorgestellt. Der Statistik zufolge waren 
392.402 Ärzte in Deutschland berufstätig. 
Dies sind 1,9 Prozent mehr als im Jahr 2017. 
Der Anteil der berufstätigen Ärztinnen ist 
dabei erneut angestiegen. Er beläuft sich 
nun auf 47,2 Prozent. Wie aus der Ärzte
statistik hervorgeht, hat sich die Zahl der 
im ambulanten Bereich angestellten Ärzte 
seit 1996 fast versechsfacht. Sie stieg im 
Jahr 2018 im Vergleich zum Vorjahr auf rund 
40.000 (plus 10,6 Prozent). Dagegen ist die 
Zahl der niedergelassenen Ärzte im vergan-
genen Jahr um 884 auf 117.472 gesunken. 
Dies entspricht einem Minus von 0,7 Prozent. 
Der Anteil der im Krankenhaus tätigen Ärzte 
ist bezogen auf alle ärztlich Tätigen fast 
unverändert geblieben und beläuft sich auf 
51,4 Prozent (Vorjahr: 51,5 Prozent).

Etwas Entlastung schafft der Zuzug von Ärz- 
ten aus dem Ausland. Die Zahl der in Deutsch- 
land gemeldeten ausländischen Ärzte ist im 
Jahre 2018 um rund 3.500 auf annähernd  
55.000 gestiegen. Die größte Zahl berufs
tätiger ausländischer Ärzte kommt aus 
Rumänien (4.312), Syrien (3.908) und Grie-
chenland (2.777), gefolgt von Österreich 
(2.309).  pm
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Haushaltsrecht

Der Kommentar zeigt die Verzahnung zwi-
schen Haushalts- und Rechnungswesen 
auf und enthält praktische Übersichts- und 
Zusatzmaterialien. Unter Berücksichtigung 
des Haushaltsrechts aller Sozialversiche-
rungszweige fi ndet der Praktiker hier ent-
scheidende Schwerpunkte: Nicht nur die 
haushaltsrechtlichen Vorschriften des SGB IV, 
sondern auch die Verordnung über das Haus-
haltswesen in der Sozialversicherung (SVHV).

Dr. jur. Rüdiger Wirth, Heinz-Günter Held, 
Prof. Dr. jur. Manfred Heße
Haushaltsrecht der Sozialversicherung
2. Lfg., 12/2018. 
Gesamtwerk 1.870 S. in einem Ordner, € 112
Erich Schmidt Verlag, Berlin

Prävention statt Entschädigung

Der Handkommentar zum SGB VII wendet sich 
an alle mit der gesetzlichen Unfallversiche-
rung befassten Personen und Institutionen. 
Erläutert werden Fragen zum Versicherungs-
schutz, dem Leistungsrecht bei Arbeitsunfäl-
len, zu Wegeunfällen, Berufskrankheiten und 
Arbeitssicherheit. Nützlich sind die vielen 
Auslegungs- und Argumentationshilfen sowie 
das ausführliche Stichwortverzeichnis.

Prof. Dr. jur. Gerhard Mehrtens
Gesetzliche Unfallversicherung
1. Lfg., 01/2019. 
Gesamtwerk 2.080 S. in einem Ordner, € 118
Erich Schmidt Verlag, Berlin

Kommentar zur Arbeitsförderung

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Ein-
gliederungschancen am Arbeitsmarkt von 
2012 wurde das SGB III inhaltlich, sprachlich 
und systematisch grundlegend überarbeitet. 
Dezentrale Entscheidungskompetenzen wur-
den gestärkt und das Instrumentarium der 
aktiven Arbeitsförderung fl exibilisiert. Die 
komplette Neuaufl age des Kommentars bietet 
zusätzlich einen Online-Zugriff  auf den Kom-
mentar in der Fassung vor dem 1. April 2012.

Prof. Dr. Thomas Voelzke (Hg.)
SGB III – Arbeitsförderung
2. Aufl age, 1. Lfg., 01/2019. 
Gesamtwerk 4.846 S. in drei Ordnern, € 254
Erich Schmidt Verlag, Berlin

BIBLIOTHEK
STRUKTURREFORM

Lage der stationären 
Versorgung
Experten aus den Bereichen Wissenschaft, 
Politik, Ärzteschaft, Krankenkassenver-
bände, Behörden, Patienten- und Ver-
brauchervertretung sowie Wirtschaft und 
Patientenrecht skizzieren die aktuelle Lage 
der stationären Versorgung in Deutschland 
sowie Trends und Anforderungen an eine 
zukünftige Krankenhauslandschaft im Jahr 
2030. Neben neuen Handlungsfeldern wie 
dem digitalen Krankenhaus, der Qualität als 
Wettbewerbsfaktor und der Kultursensibi-
lität diskutieren Experten über Themen wie 
Krankenhausstruktur und -planung, Investi-
tionsstau, Mengendruck, das DRG-System, 
MDK-Prüfungen und Versorgungsmodelle der 
Zukunft.

Dr. Dirk Janssen und 
Prof. Dr. Boris Augurzky (Hg.)
Krankenhauslandschaft in 
Deutschland – Zukunftsper-
spektiven, Entwicklungsten-
denzen, Handlungsstrategien
2018, 296 S., € 49
W. Kohlhammer GmbH, 
Stuttgart

VORSORGE

Patienten- und Be-
treuungsverfügung
Dieser Wegweiser bietet bundesweit gültige 
Verbundformulare (im DIN-A4-Format und 
leicht heraustrennbar) zu Vollmacht, Betreu-
ungsverfügung, Patientenverfügung und 
deren Ergänzung im Fall schwerer Krankheit. 
Er informiert über Vorsorge durch Vollmacht, 
warum eine Generalvollmacht allein nicht 
ausreicht, was eine Betreuungsverfügung ist, 
weshalb eine Patientenverfügung so wichtig 
ist und vieles mehr. Konkrete Formulierungs-
vorschläge für Patientenverfügungen unter 
Berücksichtigung der Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs vom 6. Juli 2016 runden den 
Ratgeber ab.

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz (Hg.)
Vorsorge für Unfall, Krankheit, 
Alter durch Vollmacht, 
Betreuungsverfügung, Patien-
tenverfügung
18. Aufl age 2017, 47 S. + Einhefter, 
€ 5,50
Verlag C. H. Beck, München

GUTACHTEN

Wettbewerb in 
der GKV
Im Gutachten arbeitet die Monopolkommis-
sion die wichtigsten Wettbewerbsdefi zite im 
gesetzlichen und privaten Krankenversiche-
rungssystem heraus und formuliert Empfeh-
lungen. Im Bereich der gesetzlichen Kranken-
versicherung betreff en diese insbesondere die 
Stärkung des Selektivvertragswettbewerbs, 
die effi  zientere Gestaltung des Risikostruktur-
ausgleichs und die Aufsicht über die Kassen. 
Im privaten Krankenversicherungsmarkt wer-
den Probleme und Verbesserungspotenziale 
in Bezug auf die Steigerung des Bestandskun-
denwechsels (Übertragbarkeit von Rückstel-
lungen), die Öff nung der GOÄ und bei Unter-
nehmenszusammenschlüssen thematisiert. 

Monopolkommission (Hg.)
Stand und Perspektiven des 
Wettbewerbs im deutschen 
Krankenversicherungssys-
tem – Sondergutachten der 
Monopolkommission gemäß 
§ 44 Abs. 1 Satz 4 GWB
Sondergutachten der Monopol-
kommission
Band 75, 2017, IX, 171 S., € 46
Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden

VERMISCHTES



Ergänzende Gesetze von A–Z

Ergänzende Gesetze aus dem Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Zivil- und Strafrecht, Vor-
schriften aus Arbeitsrecht und Arbeitsschutz 
sowie ergänzende Gesetze des Steuer- und 
Finanzrechts sind speziell auf den Sozialver-
sicherungsfachangestellten abgestimmt und 
besonders geeignet für alle Fragen in der 
Aus- und Weiterbildung.

GAZ – SV
86. Lfg., 11/2018. 
Gesamtwerk in einem Ordner, € 149
CW Haarfeld GmbH, Hürth

Gebühren- und Vertragsrecht 
Ärzte

In der Abrechnungsprüfung oder anderen Fra-
gen im Kontakt zwischen Ärzten und Sozialver-
sicherungsträgern sind die benötigten Infor-
mationen breit gefächert. Im ÄGUV sind alle 
relevanten Grundlagen schnell zur Hand. Ob 
GOÄ, Gesetze zum Berufsrecht der Ärzte oder 
Vertragswesen zwischen Ärzten und Kranken-
kassen oder Berufsgenossenschaften – auf alle 
Fragen kennt das ÄGUV die Antwort.

Karl-Heinz Andro, Norbert Fischer
ÄGUV
197. Lfg., 12/2018. 
Gesamtwerk in zwei Ordnern, € 189
CW Haarfeld GmbH, Hürth

Recht der Krankenversicherung

Neben praxisorientierten Kommentierun-
gen und den aktuellen Gesetzestexten zum 
SGB V enthält der Kommentar eine Fülle von 
Entscheidungshilfen und Informationen zu 
aktuellen sozial- und rechtspolitischen Ent-
wicklungen. Mit vielen lösungsorientierten 
Hinweisen zur konkreten Umsetzung der 
gesetzlichen Regelungen geben die Autoren 
zusätzlich wertvolle Unterstützung für die 
richtige Rechtsanwendung.

Prof. Dr. Wolfgang Noftz (Hg.)
SGB V – Gesetzliche Krankenversicherung
1. Lfg., 01/2019. 
Gesamtwerk 13.102 S. in sieben Ordnern, € 204
Erich Schmidt Verlag, Berlin

LEITFADEN

Integrale Organisa-
tionsentwicklung
Das erste Kapitel des Buches gibt einen 
Überblick über die historische Entwick-
lung von Organisationsparadigmen, bevor 
im zweiten Kapitel Strukturen, die Praxis 
und die Kultur von Organisationen, die ein 
erfüllendes und selbstbestimmtes Handeln 
der Menschen ermöglichen, anhand ausge-
wählter Beispiele vorgestellt werden. Auf 
die Bedingungen, Hindernisse sowie Her-
ausforderungen bei der Entwicklung dieser 
evolutionären Organisationen wird in Kapitel 
drei eingegangen. Hier entwirft der Autor 
einen Leitfaden für den Weg hin zu einer 
ganzheitlich orientierten und sinnstiftenden 
Organisation.

Frederic Laloux
Reinventing Organizations
2015, VIII, 356 S., € 39,80
Verlag Franz Vahlen, München

JAHRBUCH

Überblick über das 
Sozialrecht
Das Jahrbuch des Sozialrechts gibt einen 
zusammenfassenden, systematischen 
Überblick über den aktuellen Stand dieses 
Rechtsgebiets. Es wendet sich an alle, die 
in den verschiedenen Bereichen des Sozial-
rechts tätig sind. Beiträge von Spezialisten 
aus Wissenschaft und Praxis liefern Infor-
mationen unter anderem zu allen Bereichen 
der Sozialversicherung, zu Arbeitsförderung 
und Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
zu Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen, zur sozialen Entschädigung, zum 
Prozessrecht sowie zum europäischen und 
internationalen Sozialrecht.

Prof. Dr. Peter Udsching und 
Prof. Dr. Christian Rolfs (Hg.)
Jahrbuch des Sozialrechts – 
Dokumentation für das Jahr 
2017
Gesetzgebung – Verwaltung – 
Rechtsprechung – Literatur
Reihe: Jahrbuch des Sozial-
rechts
Band 39, 2019, 586 S., € 152
Erich Schmidt Verlag, Berlin

RATGEBER

Ernährung im 
 stressigen Alltag
Gesunde Ernährung funktioniert auch im 
stressigen Alltag, zeigt die Autorin in diesem 
Buch. Dafür muss niemand stundenlang 
in der Küche stehen. Das Erfolgsrezept: Ein 
wenig Organisationsgeschick, jeden Tag 
wenige Minuten in die Essenszubereitung 
investieren und unterwegs kluge Entschei-
dungen treff en. Dank des 10-Punkte-Plans 
kann jeder gesunde Ernährung einfach und 
fl exibel umsetzen – am Schreibtisch, unter-
wegs und in stressigen Situationen.

Sarah Tschernigow
NO TIME TO EAT – Auf die 
Schnelle gesund ernähren
2019, 272 S., € 12
Ullstein Buchverlage GmbH, 
Berlin
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Arzthaftpfl icht in der Praxis

Diese Rechtsprechungssammlung enthält 
alle seit dem 1. Januar 2000 ergangenen 
höchstrichterlichen Entscheidungen sowie 
rechtskräftige, schwer zugängliche Ent-
scheidungen der unteren Instanzen. Die Ent-
scheidungen werden von Richtern aus den 
Spezialsenaten für Arzthaftpfl ichtrecht am 
Bundesgerichtshof (BGH) und an Oberlan-
desgerichten ausgewählt und übersichtlich 
nach Sachgebieten aufb ereitet.

Eva Ohlsberg (Hg.)
Arzthaftpfl icht-Rechtsprechung (AHRS), Teil III
1. Lfg., 02/2019. 
Gesamtwerk 8.774 S. in sechs Ordnern, € 186
Erich Schmidt Verlag, Berlin

Sozialrechtliche Vorschriften

Der Kommentar bietet alle relevanten 
arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften 
rund um die Themengebiete Entgeltfort-
zahlung bei Kuren und an Feiertagen, im 
Krankheitsfall, Krankengeld der gesetzlichen 
Krankenversicherungen, Mutterschaftsgeld, 
Besonderheiten bei befristeten Beschäfti-
gungsverhältnissen sowie Folgen einzelner 
Leistungen für Sozialversicherungsbeiträge 
und vieles mehr.

Dr. Gerhard Knorr, Prof. Dr. Otto Ernst Krasney
Entgeltfortzahlung – Krankengeld – Mutterschaftsgeld
1. Lfg., 02/2019. 
Gesamtwerk 1.642 S. in einem Ordner, € 94
Erich Schmidt Verlag, Berlin

Rund um die Notfallversorgung

Bei einem Notfall kommt es auf schnelle Hilfe, 
reibungslose Organisation und ein optimales 
Qualitätsmanagement an. Das Handbuch gibt 
zuverlässige Informationen über die einschlä-
gigen Vorschriften im Bundes- und Landes-
recht, Beförderungsentgelte, die Organisati-
onsstruktur und grundlegende einschlägige 
Entscheidungen.

Werner Gerlach
Krankentransport und Rettungsdienst
1. Lfg., 02/2019. 
Gesamtwerk 4.605 S. in drei Ordnern, € 157
Erich Schmidt Verlag, Berlin

BIBLIOTHEK
PFLEGEREFORM

Herausforderungen in 
der Pfl ege
In der Agenda Pfl ege 2021 zeigen Autorinnen 
und Autoren aus Wissenschaft, Pfl egever-
bänden sowie gesetzlicher Kranken- und 
Pfl egeversicherung in neun Analysen Wege 
auf, wie sich die Qualität der Pfl ege weiter 
erhöhen, Unterstützungspotenziale aus-
bauen, Fehlanreize vermeiden und Arbeits-
bedingungen von professionell Pfl egenden 
verbessern lassen.

Nadine-Michèle Szepan und 
Franz Wagner (Hg.)
Agenda Pfl ege 2021 – Grund-
lagen für den fachpolitischen 
Diskurs
2018, 196 S., € 16,80
KomPart Verlagsgesellschaft, 
Berlin

STANDARDWERK

Einstieg in die ärztliche 
Fachsprache
Dieses Standardwerk der medizinischen 
Fachsprache bereitet nicht nur optimal auf 
Prüfungen vor, sondern ist auch ein wert-
voller Begleiter bei der täglichen Arbeit. 
Denn nur mit Hilfe einer einheitlichen und 
präzisen Fachsprache ist ein schneller und 
eindeutiger Informationsfl uss zwischen allen 
in Heilberufen Tätigen gewährleistet. Erläu-
tert werden die wesentlichen Regeln der 
lateinischen Grammatik, die medizinische 
Fachsprache und ihre Anwendung in der Pra-
xis sowie eine Vokabelliste zur medizinischen 
Terminologie. Übungsaufgaben mit Lösungen 
helfen, das erworbene Wissen zu überprüfen 
und zu festigen.

Axel Hinrich Murken
Lehrbuch der Medizinischen 
Terminologie – Grundlagen der 
ärztlichen Fachsprache
6. Aufl age 2019, XII, 230 S., 
€ 27,80
Wissenschaftliche Verlagsgesell-
schaft, Stuttgart

FORSCHUNGSARBEIT

Leitende in Hospiz und 
Palliative Care
Diese Forschungsarbeit beleuchtet einen 
wenig beachteten Aspekt der Hospizarbeit 
und Palliative Care: Führung und Leitung. 
Grundlage sind qualitative Interviews mit Füh-
rungskräften aus Hospiz -und Palliativeinrich-
tungen in Österreich. Im Zuge der Darstellung 
und theoretischen Refl exion ihrer Ergebnisse 
arbeitet die Autorin zentrale Spannungsfelder 
heraus, in denen sich Leitende im Feld Hos-
pizarbeit und Palliative Care bewegen. Darauf 
aufb auend entwickelt sie Empfehlungen für 
das hospizlich-palliative Leitungshandeln. 

Anne Elisabeth Höfl er
Führen und Leiten in Hospizar-
beit und Palliative Care
2012, 268 S., € 34,95
Mabuse-Verlag, Frankfurt 
am Main
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STECKBRIEF
Ilka Wölfl e 

 Alter 41 
 Wohnort Brüssel 

 Tätigkeit Direktorin der Euro pa ver tre tung der Deut schen Sozi al ver si che rung 
 Ausbildung Volljuristin und Master im Europäischen Recht (LL. M.) 

Hobbys Meine Familie, lesen, laufen, kochen und backen 
Lieblingsgericht Gegrilltes von meinem Mann 

Gesundheit bedeutet für Sie …
… ein ganzheitliches Wohlbefi nden. 

Wie lautet Ihr Rezept für persönliches Wohl­
befi nden?
Eine Balance zwischen Bewegung, herausfordern-
den Aufgaben sowohl im berufl ichen und privaten 
Kontext und eine Prise Entspannung.

Was ist Ihr ungesundes Laster? 
Ich kenne keine Stopptaste.

Wogegen wären Sie gerne versichert? 
Risiken und Nebenwirkungen. 

Was schätzen Sie am deutschen Gesundheits­
system? 
Das deutsche Gesundheitssystem liefert eine 
 verlässliche und umfangreiche Versorgung in 
 unterschiedlichen Lebenslagen und -abschnitten, 
gerade im europäischen Vergleich.

Als Versicherte wünschen Sie sich …
… eine zeitnahe, qualitative und hochwertige 
 Versorgung im Versicherungsfall, die im 
besten Fall auch innerhalb Europas gewährleistet 
werden sollte. 

Worauf könnten Sie in der Politik verzichten? 
Intrigen, unverbindliche Floskeln, wohltönende 
Versprechungen und Gesetze, die sich als Büro-
kratiemonster entpuppen. 

Welche Person wären Sie gerne für einen Tag?
Ich fühle mich sehr wohl in meiner Haut. Einen Tag 
lang würde ich aber gerne mal ein Mann sein, um 
zu erfahren, wie er die Welt sieht. 

Wie lautet Ihr Motto fürs Leben?
Einatmen. Ausatmen. Lächeln. 

Fo
to

: J
an

-P
et

er
 S

ch
ul

z

/4948ersatzkasse magazin.
2/2019 

Fo
to

: J
an

-P
et

er
 S

ch
ul

z
Fo

to
: J

an
-P

et
er

 S
ch

ul
z



PS

IMPRESSUM
ersatzkasse magazin. 
Das Magazin des Verbands 
der Ersatzkassen e. V. (vdek), 
vormals „Die Ersatzkasse“, 
erstmals erschienen 1916.

Herausgeber
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek),
Ulrike Elsner (Vorstandsvorsitzende 
des vdek, v.i.S.d.P.)

Gesamtverantwortung
Michaela Gottfried 
(Leiterin Abteilung Kommunikation vdek)

Redaktion
Annette Kessen, Raff aele Nostitz,
Nicole Janke

Redaktionsanschrift 
Askanischer Platz 1 | 10963 Berlin
Tel. 0 30 / 2 69 31 - 12 05
Fax 0 30 / 2 69 31 - 29 00
redaktion@vdek.com
www.vdek.com/magazin

Layout
ressourcenmangel Hamburg GmbH
Lange Reihe 29 | 20099 Hamburg
www.ressourcenmangel.de 

Repro und Druck
Eversfrank Berlin GmbH
Ballinstraße 15 | 12359 Berlin
www.eversfrank.com

Erscheinungsdatum 
April 2019 / 99. Jahrgang
ersatzkasse magazin. erscheint sechs Mal im Jahr.

Nachdruck nur mit Genehmigung des 
Herausgebers oder der Redaktion. Dies gilt 
auch für die Aufnahme in elektronische 
Datenbanken und Mailboxen. 

Für unaufgefordert eingesandte 
Manuskripte übernehmen der Herausgeber 
und die Redaktion keine Haftung. 

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben 
nicht unbedingt die Meinung des Herausgebers 
und der Redaktion wieder.

PS
Hauptsache 
auftanken!

I m April feiern wir Ostern. Gehören Sie auch zu 
denjenigen, die sich auf das Fest freuen und etwas 
Schönes unternehmen? Dann geht es Ihnen wie 
vielen Menschen in Deutschland. Nur einige 
wenige können dem Fest nichts abgewinnen, zeigt 
eine aktuelle Umfrage von Kantar Emnid. Wer 
sich im Bekanntenkreis umhört, stellt schnell fest, 
dass der Blick auf Ostern viele Facetten hat: „End-

lich ein paar freie Tage“, freut sich so mancher Berufstätige. 
Andere wiederum nutzen die Zeit für einen Kurzurlaub. Für 
manchen ist der Besuch eines Gottesdienstes an Ostern nach 
wie vor wichtig. Bei vielen Menschen erwacht zudem das 
Gärtnerherz: Sie säen Blumen in ihren Gärten – und einige 
denken dabei ganz bewusst an die bedrohten Bienen –, auf 
dass im Sommer ein Bienenparadies erblühe. 

Bei allem, was zu Ostern gehört, steht ein Wunsch ganz 
oben: mit Familie oder Freunden zusammen zu sein. So tan-
ken wir neue Energie und Zuversicht. Von daher ist Ostern vor 
allem ein Fest der Nähe, der gemeinsamen Unternehmungen, 
des Austauschs: bei schönem Wetter angrillen, spazierenge-
hen, mit der Familie verreisen. Und oft dürfen dabei auch lang 
gepflegte Traditionen nicht fehlen, wie das Osterfeuer oder 
die Ostereiersuche mit den Kindern. In manchen ländlichen 
Gegenden lassen die Menschen sogar ein hölzernes Feuerrad 
einen Abhang hinunterrasen. 

Osterbräuche leben weiter fort – auch wenn der christ-
liche Glaube an Bedeutung verloren hat. Der Allensbach-
Forscher Thomas Petersen macht das Festhalten an Bräuchen 
an dem „starken Gefühl der Zugehörigkeit zur christlichen 
Kulturtradition“ fest. Eine Befragung zu christlichen Ein-
stellungen ergab weiterhin, dass trotz rückläufiger Religio-
sität beispielsweise die christlichen Weihnachtsbräuche nur 
wenig an Bedeutung verloren haben. Gleiches dürfte für die 
vielfältigen und regional unterschiedlichen Osterbräuche 
gelten. Man pflegt an Ostern geselliges Beisammensein und 
eben auch die lieb gewonnenen Bräuche. 

In diesem Sinne wünschen wir ein schönes Osterfest.

Ihre Redaktion
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 Mitgliedskassen
Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und  
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen  
rund 28 Millionen Menschen in Deutschland krankenversichern.

KKH Kaufmännische Krankenkasse 

Karl-Wiechert-Allee 61 
30625 Hannover 
Tel.: 05 11 - 28 02 - 0 
Fax: 05 11 - 28 02 - 99 99 
service@kkh.de 
www.kkh.de

DAK-Gesundheit

Nagelsweg 27–31 
20097 Hamburg 
Tel.: 0 40 - 23 96 - 0 
Fax: 0 40 - 23 96 - 26 75 
service@dak.de 
www.dak.de

HEK – Hanseatische Krankenkasse

Wandsbeker Zollstraße 86–90 
22041 Hamburg 
Tel.: 08 00 - 0 213 213 
Fax: 0 40 - 6 56 96 - 12 37 
kontakt@hek.de 
www.hek.de

hkk – Handelskrankenkasse

Martinistraße 26 
28195 Bremen 
Tel.: 04 21 - 36 55 - 0 
Fax: 04 21 - 36 55 - 37 00 
info@hkk.de 
www.hkk.de

BARMER

Postfach 11 07 04 
10837 Berlin 
Tel.: 08 00 - 333 1010  
Fax: 08 00 - 333 0090  
service@barmer.de 
www.barmer.de

Techniker Krankenkasse (TK)

Bramfelder Straße 140 
22305 Hamburg 
Tel.: 0 40 - 69 09 - 17 83 
Fax: 0 40 - 69 09 - 13 53 
pressestelle@tk.de 
www.tk.de



Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 
Askanischer Platz 1
10963 Berlin
Tel	 0 30 / 2 69 31 - 12 05
Fax	 0 30 / 2 69 31 - 29 00


